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Russischer Vorschlag 

Putin schlägt vier Deeskalationszonen für Syrien vor, 
Russland und die Türkei nähern sich in Verhandlun¬ 
gen an. Was bedeutet dies für die Kurden in Syrien? 
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Konrad Adenauer 

Mit allen Mitteln setzte er Westintegration, Militari¬ 
sierung, Tolerierung der Faschisten und das KPD- 
Verbot in der jungen BRD durch. 
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Organisierter Rechtsdrall 

Regierungsparteien klammern die Gerechtigkeitsfrage wieder aus 



B ei den Landtagswah¬ 
len in Schleswig-Hol¬ 
stein am vergange¬ 
nen Sonntag überholte 
die CDU mit knapp 5 Pro¬ 
zentpunkten Abstand die 
SPD. Die FDP gewann 
die meisten Stimmen 
dazu. Mit 5,9 Prozent 
schaffte die extrem 
rechte AfD den Ein¬ 
zug in den zwölften 
von 16 Landtagen 
in der Bundesre¬ 
publik. Die „Lin¬ 
ke“ blieb unter¬ 
halb der 5-Pro- 
zent-Klausel. 

Der bisherige 
Ministerprä¬ 
sident Tors 
ten Albig 
(SPD), der 
mit einer 
Minder¬ 
heitenre¬ 
gierung aus SPD, .. 

Grünen und Südschleswig- 
schem Wählerverband SSW seit 2012 
das Land regiert hatte, musste sich 
dem Wahlsieger, Daniel Günther 
(CDU), geschlagen geben. 

Die Wahl in Schleswig-Holstein 
ist Ausdruck einer schleichenden 
Rechtsentwicklung im ganzen Land. 
Diese Rechtsentwicklung kommt 
aber nicht wie eine tektonische Plat¬ 
tenverschiebung aus dem Erdinneren. 
Sie wird vielmehr organisiert herbei¬ 
geführt. Wichtigste Akteure dabei 
sind die Regierungsparteien in Ber¬ 
lin. CDU/CSU beschneiden das Asyl¬ 
recht weiter, sie stellen selber Forde¬ 
rungen auf, den „Flüchtlingszuzug zu 
begrenzen“, „Einreisen zu kontrollie¬ 
ren“, das „Asylverfahren zu beschleu¬ 
nigen“ und wetteifern dabei unterein¬ 


ander, welche Maßnahme Immigran¬ 
ten am besten fernhält. Die 
Regierung ver¬ 
schärft 
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Sicherheitsgesetze. 

Sie weigert sich, die Verbin¬ 
dungen der Geheimdienste des Lan¬ 
des und der USA mit Terroristen of¬ 
fenzulegen. Sie führt Krieg und pro¬ 
pagiert Aufrüstung. 

Im Innern betreibt die Regierung 
unverändert den Kurs der Privatisie¬ 
rung. Weil das nicht populär ist, stellt 
sich die SPD gerne in den Medien als 
die Kraft dar, die die aktiv betriebe¬ 
ne Privatisierung der Autobahnen 
verhindern möchte. Dennoch tut sie 
alles, um die zur Privatisierung erfor¬ 
derlichen Änderungen des Grundge¬ 
setzes zu ermöglichen. Das ist rechte 
Politik. Zugleich versucht die SPD in 


aus den Segeln genommen werden 
konnte. Von den 2-stelligen Prozent¬ 
zahlen, die noch im Frühjahr für die 
AfD überall prognostiziert wurden, 
war keine Rede mehr. 

Martin Schulz und sein Gerech¬ 
tigkeitsbegehr wirkten einige Wochen 
lang glaubhaft, als er nämlich in Aus¬ 
sicht stellte, dass er als Kanzler und 
seine SPD die 2003 von der 
SPD-geführten Regie¬ 
rung Schröder beschlos¬ 
sene „Agenda 2010“ zu¬ 
mindest teilweise rückgän¬ 
gig machen würden. Das war 
allerdings auch der Moment, 
als Schulz - wahrscheinlich mit 
seinem Einverständnis - zu¬ 
rückgepfiffen wurde. Die SPD 
bremste das Gerechtigkeitsthe¬ 
ma aus. Der Hype um Schulz wur¬ 
de heruntergefahren. Die Diskus¬ 
sion darüber, was an der Agenda 
2010 beseitigt werden könnte, wur¬ 
de eingestellt. Die SPD wieder zur 
besseren CDU zurechtgestutzt. 

Das schlechte Wahlergebnis der 
SPD in Schleswig-Holstein kommen¬ 
tierte Katarina Barley, Generalsekre¬ 
tärin der Partei, gegenüber der FAZ: 
„Ich kann mir das nur so erklären, 
dass es in den letzten zwei, drei Wo¬ 
chen gar nicht mehr so sehr um po¬ 
litische, um Gerechtigkeitsthemen 
ging, sondern eher um Dinge wie das 
Privatleben des Ministerpräsidenten.“ 
Das ist nur scheinbar naiv. Gerech¬ 
tigkeit zum Hauptthema zu machen, 
wenn es brisant wird, sie aber wie¬ 
der auszuklammern, führt dazu, dass 
Schulz und seine Versprechungen un¬ 
glaubwürdig wirken. Das Vertrauen, 
dass er eine Alternative zu Angelika 
Merkel und ihrer Politik für die Ban¬ 
ken und Konzerne sein könnte, wurde 
im Keim erstickt. 

Christoph Hentschel 


der Großen Koalition, sich von dieser 
rechten Politik zu distanzieren. 

Ein Paradebeispiel stellen Martin 
Schulz und die Martin-Schulz-Kam- 
pagne dar. Zuerst schickte der SPD 
Vorstand den einzigen, der 
von ihrer Füh¬ 
rungs¬ 


riege übrig war, 
ins Rennen um die Kanz¬ 


lerschaft. Martin Schulz punktete mit 
dem Umstand, dass er in Deutschland 
nicht so bekannt und verbraucht war 


wie der bisherige Vorsitzende Sigmar 
Gabriel. Die allgemein vorgetragene 
Forderung nach „mehr sozialer Ge¬ 
rechtigkeit“ fand Anklang. Im begin¬ 
nenden Bundestagswahlkampf rückte 
die soziale Frage gegenüber der nati¬ 
onalen Frage stärker in den Vorder¬ 
grund. In Umfragen war dies daran 
abzulesen, dass der AfD der Wind 


Die Opfer der Regierung Park 

Präsidentenwahl in Südkorea - Linke und Gewerkschafter bleiben im Gefängnis 


Während am 9. Mai die Neuwah¬ 
len in Südkorea stattfanden, saß die 
ihres Amtes enthobene ehemalige 
Präsidentin Park Geun-Hye in Un¬ 
tersuchungshaft. Eine korrupte und 
autoritär regierende Politikerin, der 
Machtmissbrauch vorgeworfen wird. 

Unzählige gute Gründe lassen 
sich für Parks Absetzung nennen. Der 
Wichtigste ist die harte Unterdrückung 
von Oppositionspolitikern, Friedens¬ 
aktivisten, Gewerkschaftern und da¬ 
mit einhergehende Menschenrechts¬ 
verletzungen. Bedeutendstes Beispiel 
dafür ist die Inhaftierung des linken 
Politikers Lee Seok-Ki und der Verbot 
seiner linken „Vereinten Fortschritts¬ 
partei“ (UPP). Lee war ein entschiede¬ 
ner Gegner der Kriegspolitik, die seit 
dem Amtsantritt von Präsidentin Park 
Geun-Hye betrieben wurde. Deshalb 
ist er das erste Opfer der Repression. 

Vor vier Jahren, am 13. Mai 2013 
hatte Lee auf einer öffentlichen Ta¬ 
gung der UPP einen Vortrag gehalten, 
in dem er schilderte, was Funktionäre 
der UPP tun müssen, um die wachsen¬ 
de Kriegsgefahr auf der koreanischen 
Halbinsel zu bannen. Ein V-Mann des 


Geheimdiensts Koreas (NIS) schnitt 
den Vortrag und die Gruppendis¬ 
kussion unautorisiert mit. Aufgrund 
des Audiomitschnitts haben Koreas 
Staatsanwaltschaft und der NIS ihn 
inhaftiert und angeklagt. Sie sahen 
diese öffentliche Tagung der UPP als 
Teil einer gefährlichen staatsfeindli¬ 
chen Verschwörung. 

Trotz der langjährigen Überwa¬ 
chung war im Prozess gegen Lee aller¬ 
dings kein handfester Beweis für die¬ 
se Anschuldigung 
vorgelegt worden. 

Der vom V-Mann 
des NIS vorgeleg¬ 
te Audiomitschnitt 
war sogar an etwa 
700 Stellen mani¬ 
puliert worden. Der 
Oberste Gerichts¬ 
hof Koreas sah sich 
gezwungen, den 
Vorwurf der hoch¬ 
verräterischen Ver¬ 
schwörung deshalb 
abzuweisen. Trotzdem haben die Ge¬ 
richte Lee Seok-Ki - ausschließlich 
aufgrund der Inhalte des öffentlichen 


Vortrags - zu neun Jahren Gefängnis¬ 
strafe verurteilt. Lee wird also neun 
Jahre im Gefängnis isoliert, weil seine 
Meinungsäußerung angeblich die na¬ 
tionale Sicherheit gefährdet - das ist 
Gesinnungsjustiz. 

Ein weiterer wichtiger Fall der in 
die Zeit von Parks Präsidentschaft 
fällt, ist die Inhaftierung des Präsiden¬ 
ten des Gewerkschaftsbundes Koreas 
(KTCU), Han Sang-Gyun. Er organi¬ 
sierte im April und Juli 2015 landes¬ 
weite Streiks und 
Massendemonstra¬ 
tionen gegen die 
von Parks Regie¬ 
rung vorangetrie¬ 
bene Arbeitsrechts¬ 
reform, deren Ziel 
die Lockerung des 
Kündigungsschut¬ 
zes, die Einführung 
des Leistungslohn¬ 
systems, die Förde¬ 
rung der atypischen 
Arbeitsverhältnis¬ 
se ist. Er war ein Mitorganisator ei¬ 
ner Massenkundgebung, bei der es zu 
Zusammenstößen zwischen Demons¬ 


tranten und Polizei kam. Ein südko¬ 
reanisches Gericht verurteilte ihn we¬ 
gen Verdachts auf Organisierung einer 
illegalen Demonstration zu drei Jah¬ 
ren Haft - eine ungewöhnlich schwere 
Strafe. Er muss bis Juni 2019 im Ge¬ 
fängnis sitzen. 47 linke Politiker, Frie¬ 
densaktivisten und Gewerkschafter 
sind weiterhin inhaftiert. Zusätzlich 
werden jedes Jahr 567 Kriegsdienst¬ 
verweigerer ins Gefängnis gebracht. 

Im Wahlkampf haben alle Kandi¬ 
daten der bürgerlichen Parteien be¬ 
hauptet, sie seien Nachfolger der Pro¬ 
testbewegung gegen Park Geun-Hye 
und versprachen, die zerstörte Demo¬ 
kratie Südkoreas wieder aufzubauen. 
Aber keiner von ihnen spricht von den 
in der Ära Park Geun-Hye begange¬ 
nen Verbrechen und der Freilassung 
der politischen Gefangenen, die von 
Park, der Tochter des ehemaligen Mi¬ 
litärdiktators, verfolgt wurden. Das ist 
Heuchelei. Wer die Demokratie Süd¬ 
koreas wieder aufbauen will, muss zu¬ 
nächst alle politisch Gefangenen aus 
der Haft entlassen und die Opfer der 
Regierung Park rehabilitieren. 

Choi Hohyun 


Freiheit für Lee Seok-Ki 

Die Protestbewegung in Süd¬ 
korea will diesen bürgerlichen 
Parteien nicht das Schicksal der 
südkoreanischen Demokratie 
überlassen. Die„Kommission für 
die Freilassung des gefangenen 
linken Politikers Lee Seok-Ki und 
aller politischen Gefangenen in 
Südkorea“ hat deshalb eine Pe¬ 
tition gestartet. Jetzt unterstüt¬ 
zen: freilassunglee.de 


Thema der Woche 


Wahltag 

In NRW wird am Sonntag der Landtag ge¬ 
wählt. In die heiße Phase des Wahlkampfes 
fielen Massenproteste der Stahlkocher von 
Thyssen Krupp und Streiks von Schülern für 
eine bessere Bildungspolitik. Erstmals nach 
über 20 Jahren kandidiert die DKP mit ei¬ 
ner Landesliste und 14 Direktkandidatinnen 
und -kandidaten. Marion Köster, Bezirksvor¬ 
sitzende der DKP Ruhr-Westfalen, geht der 
Frage nach, was der Wahlkampf für die DKP 
und die gesamte Linke im Land gebracht hat. 
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DKP trauert um 
Heinz Keßler 

Unser Genosse Heinz Keßler, ehema¬ 
liger Minister für Nationale Verteidi¬ 
gung der DDR und Armeegeneral 
a.D., geboren am 26. Januar 1920 ist 
am 2. Mai 2017 in Berlin im hohen Al¬ 
ter von 97 Jahren gestorben. 

Arbeitersohn, Maschinenschlos¬ 
ser, Deserteur der deutschen Wehr¬ 
macht, Mitgründer des Nationalkomi¬ 
tees Freies Deutschland, Kämpfer der 
Roten Armee bei der Befreiung vom 
Faschismus, Mitgründer der Freien 
Deutschen Jugend, General der ein¬ 
zigen deutschen Friedensarmee, Ver¬ 
teidigungsminister der DDR, vom fa¬ 
schistischen Reichskriegsgericht zum 
Tode verurteilt und politischer Gefan¬ 
genen der BRD nach der Annexion 
der DDR - das sind einige Stationen 
einer unglaublichen Biographie. 

Auf zahlreichen Veranstaltungen 
seiner Partei, der DKP, und auf den 
Pressefesten der UZ hat er partei- und 
klassenorientiert den Besuchern seine 
Lebenserfahrungen vermittelt. 

Heinz Keßler blieb sich und seiner 
Sache treu, als Antifaschist, Interna¬ 
tionalist, Friedenskämpfer und Kom¬ 
munist. Stets stand er auf der richtigen 
Seite der Barrikade. Er bleibt ein Vor¬ 
bild für alle, die den aufrechten Gang 
üben wollen. 



Wir trauern um unseren Genossen 
Heinz Keßler und werden in seinem 
Sinne für Frieden und für eine sozia¬ 
listische Entwicklung weiterkämpfen. 
Parteivorstand der DKP. (s. S. 9) 

Büchel 

dichtmachen! 

Die DKP mobilisiert vom 22. bis 25. 
Juni 2017 zum Atomwaffenstandort 
Büchel. Unser Ziel: Büchel dichtma¬ 
chen! Schluss mit der atomaren Auf¬ 
rüstung gegen Russland in Europa! 

Im letzten Jahr hat sich die DKP 
im Rahmen der Kampagne "Büchel 
ist überall - atomwaffenfrei jetzt!" an 
den Aktionswochen vor dem Flieger¬ 
horst in Büchel beteiligt, wo 20 US- 
Atombomen eingelagert sind, die 
im Kriegsfall von Bundeswehrpilo¬ 
ten abgeworfen werden. Erfolgreich 
haben wir und andere Gruppen den 
reibungslosen Ablauf auf dem Flie¬ 
gerhorst durch Aktionen des zivilen 
Ungehorsams gestört. Und wir haben 
gesagt: Wir kommen 2017 wieder! 
Deshalb mobilisiert die DKP wieder 
nach Büchel. Unser Ziel ist klar: Bü¬ 
chel (wieder) dichtmachen! 

Wer mitmachen möchte: Einfach 
eine Mail an den DKP-Parteivorstand 
(pv@dkp.de) schicken! 
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Homann: Arbeitsplatzvernichtung mit Fördergeld 

Mit Fördermitteln von 25 Millionen Euro will der Nahrungsmittelkonzern 
Homann eine neue zentrale Fertigung in Sachsen aufbauen. Insgesamt ist da¬ 
mit der Verlust von 1 500 Arbeitsplätzen verbunden in den Werken Bottrop, 
Dissen und Lintorf in Niedersachsen sowie Floh-Seligenthal in Thüringen. 
Scheinheilig wird den Beschäftigten ein künftiger Arbeitsplatz in Sachsen 
angeboten. Doch ohne Tarifbindung ist die Entlohnung dort bis zu 400 Euro 
monatlich geringer. 

In einem Solidaritätsschreiben der DKP-Ratsgruppe Bottrop an den Be¬ 
triebsrat des Standortes in der Stadt heißt es u.a.: 

„Mit Empörung hat die DKP-Ratsgruppe davon Kenntnis genommen, 
dass die Fertigung von Homann, ehemals Feinkost Nadler, am Standort 
Bottrop bis 2020 geschlossen werden soll. 

Bereits mit der Übernahme von Homann wurden bei Feinkost Nadler 70 
Beschäftigte entlassen. Mit der Übernahme durch den Lebensmittelkonzern 
Theo Müller verloren 2013 weitere 43 Beschäftigte ihren Arbeitsplatz. Da¬ 
mals wurde der Belegschaft durch den Konzern Theo Müller versichert, das 
Werk in Bottrop sei langfristig gesichert. Der Lebensmittelkonzern Müller ist 
jedoch bekannt für sein rücksichtsloses Vorgehen gegenüber Beschäftigten 
und Gewerkschaften. Wie sich heute zeigt, sind die Zusagen nach der letzten 
Kündigungswehe nichts wert. 

Die DKP-Ratsgruppe ist solidarisch mit eurem Kampf gegen die Schlie¬ 
ßung des Werkes in Bottrop und für die Erhaltung der 200 Arbeitsplätze. 
Die Solidarität aller Beschäftigten in den vier betroffenen Standorten muss 
stärker sein als die Unternehmerwillkür des Konzerns Theo Müller.“ WSK 

Memorandum-Gruppe für andere EU 

„Wir brauchen eine Europäische Einion“ behauptet Mechthild Schrooten. 
Die Sprecherin der „Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik“ verwen¬ 
det den unbestimmten Artikel und ergänzt ihree Behauptung mit der Fest¬ 
stellung, diese EU werde allerdings „nicht in Form der neoliberalen EU von 
heute“ gebraucht. Die Arbeitsgruppe legt schon seit 1975 jedes Jahr ein „Me¬ 
morandum für eine wirksame und soziale Wirtschaftspolitik“ vor. Der Titel in 
diesem Jahr lautet „Statt ,Germany first 4 : Alternativen für ein solidarisches 
Europa“. Entsprechend arbeitet sich das Memorandum über weiter Strecken 
an der Frage EU und Euro, ja oder nein ab. Obwohl die Autorinnen und Auto¬ 
ren herausarbeiten, in welcher Weise die starken Länder, besonders Deutsch¬ 
land, den schwachen Ländern in der EU schaden und wie dementsprechend 
die Ungleichgewichte in den Leistungs- und Handelsbilanzen immer größer 
werden, beharren sie darauf, dass die EU notwendig sei und die Auflösung 
der Eurozone „keine sinnvolle Perspektive“ biete. 

Die Argumente für den Erhalt und Ausbau des Staatenbündnisses sind im 
Memorandum allerdings kaum ausgeführt. Es heißt dagegen sehr bestimmt 
„... der Nationalstaat ist nicht in der Lage, die globalen Probleme der Wirt¬ 
schafts- und Finanzkrisen, des Klimawandels, der Sicherheitspolitik, der Mig¬ 
rationsbewegungen und des Terrorismus zu bewältigen.“ Es wird darauf hinge¬ 
wiesen, dass auch das Verlassen des Euro und damit die Verfügung über eine 
eigene Währung ein Land nicht allein dauerhaft „wettbewerbsfähig“ mache. 
Zudem sei ein Land außerhalb von Euro und EU unverändert der Willkür des 
Finanzmarktes ausgeliefert. Zwiespältig ist die Haltung der Memorandum- 
Gruppe zum Freihandel und zu Freihandelsabkommen. So werden die Ab¬ 
kommen der EU mit den USA (TTIP) und mit Kanada (CETA) abgelehnt. 
Das aber vor allem, weil sie „keine fortschrittliche Antwort auf Protektio¬ 
nismus“ sei, wie er von US-Präsident Trump vertreten werde. Entsprechend 
sind nach Auffassung der Memorandum-Gruppe das Freihandelsbündnis 
EU und der Vertrag zur Freiheit des Kapitalverkehrs, den die EU darstellt, 
sowie der Wettbewerb um die Gunst des Kapitals innerhalb der EU nicht 
als solche nachteilig für kleinere und schwächere Staaten. Vielmehr brauche 
die Welt „gerade nach dem Amtsantritt von Trump weniger Nationalstaat 
und mehr internationale Kooperation sowie internationale Organisationen 
wie die EU ...“ 

Die Memorandum-Gruppe stellt „sieben Säulen einer radikalen Euro- 
Reform“ vor. Dies sind: 1. Ein Ende der Austerität. Stattdessen expansive 
Fiskalpolitik und europäische Investitionsprogramme. 2. Eine europäische 
Ausgleichsunion. Darin sollen sich die Staaten verpflichten, darauf hinzuwir¬ 
ken, dass die Leistungsbilanz-Ungleichgewichte nicht höher als drei Prozent 
am BIP ausfallen dürfen. 3. Die gemeinschaftlich Aufnahme von Schulden. 4. 
Wege zu einer europäischen Sozialunion. Gemeint sind korrigierende Maß¬ 
nahmen bei Arbeitsmarkt, Beschäftigung und sozialen Sicherungssystemen 
und eine „europäische Offensive zur Arbeitszeitverkürzung“. 5. Schärfere Fi¬ 
nanzmarktregeln und eine schlagkräftigere Steuerpolitik. 6. Eine koordinierte 
Wirtschafts-, Geld- und Fiskalpolitik. 7. Eine europaweite Demokratisierung 
der Wirtschaft. LZ 

ver.di gegen Pläne zur Verschlechterung 
der Lenkzeiten für Busfahrer 

Im Rahmen der europäischen Straßeninitiative plant die EU-Kommission 
durch die Veränderung der EU-Verordnung 561/06 unter anderem die Ver¬ 
kürzung der Wochenruhezeit und die Verlängerung der wöchentlichen Lenk¬ 
zeiten. Außerdem soll für Bus- und LKW-Fahrer die Anwendung der Arbeit¬ 
nehmer-Entsenderichtlinie eingeschränkt werden. 

„Gegen Verschlechterungen der Lenk- und Ruhezeiten werden wir uns 
wehren“, betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. „Anstatt 
die schwarzen Schafe in der Branche zu bekämpfen, plant die Kommission 
die Legalisierung des Sozialdumpings.“ 

„Wir erwarten von unseren Politikern im Bundestag und im EU-Parla- 
ment, dass sie diese Initiative sofort stoppen“, so Lothar Stephan, Vorsitzen¬ 
der des Gesamtpersonalrats der Berliner Verkehrsbetriebe, „Die Vorschläge 
gefährden die Gesundheit unserer Fahrerinnen und Fahrer, die überwiegend 
im siebentägigen Schichtbetrieb mit viel Nachtschicht arbeiten, und die Si¬ 
cherheit der Fahrgäste und anderer Verkehrsteilnehmer.“ 

ver.di und die Europäische TransportarbeiterfÖderation (ETF) machen 
gegen die Vorschläge der Kommission mobil. Derzeit läuft eine Foto-Kam¬ 
pagne, an der sich bereits über 300 Busfahrer und Fahrgäste beteiligt haben. 

ver.di fordert gesundheitsförderliche Regelungen zu Lenk-und Ruhezei¬ 
ten sowie mehr Kontrollen und strengere Sanktionen für Unternehmen, die 
dagegen verstoßen. Zum Schutz der Fahrer und der Verkehrssicherheit sollte 
das digitale Kontrollgerät auch im Linienverkehr Pflicht sein. 

Nach Plänen der EU-Richtlinie soll in drei aufeinanderfolgenden Wochen 
die wöchentliche Ruhezeit auf 24 Stunden verkürzt werden können. Erst nach 
der vierten Woche hätten Fahrer ein Anrecht auf eine 48-stündige Ruhezeit. 
Die monatlich erlaubte Zeit hinter dem Lenkrad würde sich entsprechend er¬ 
höhen. Fahrer hätten zudem erst nach acht Arbeitstagen am Stück das Recht 
auf eine Wochenruhezeit von 24 Stunden. Innerhalb dieser Zeit beträgt die 
tägliche Ruhezeit mindestens 11 Stunden, sie kann jedoch dreimal wöchent¬ 
lich auf 9 Stunden verkürzt werden. ver.di/UZ 


Kampf um jeden Arbeitsplatz 

Dem Angriff des Kapitals eine eigene Strategie entgegensetzen 



M ehr als 7 500 Stahlwerker aus 
allen ThyssenKrupp-Stahl- 
standorten demonstrierten 
am 3. Mai vor dem Stahlwerk der Thys- 
senKrupp Steel Europe in Duisburg. 
Sie folgten dem Aufruf der IG Metall 
als Reaktion auf die Sparandrohungen 
durch das Management. Mit der hohen 
Teilnehmerzahl wurden die Erwartun¬ 
gen der IGM und der Betriebsräte der 
Stahlsparte erfreulich übertroffen. 

Durch die weit über die Stahlspar¬ 
te hinausgehende Solidarität von Be¬ 
schäftigten aus den ThyssenKrupp- 
Konzernsparten und Betrieben der 
Region war diese beeindruckende 
Kundgebung möglich. Die Redner der 
Kundgebung, von IGM-Funktionären 
über betroffene Betriebsräte aus Hüt¬ 
tenheim und der TK-Steel Europe bis 
zu den Oberbürgermeistern der Städ¬ 
te Duisburg und Dortmund und dem 
NRW-Landeswirtschaftsminister, ha¬ 
ben sich auf ihre Weise mit den „Stäh¬ 
lern“ solidarisch erklärt. 

Einig waren sich alle, dass Stahl als 
Werkstoff Zukunft hat. Einig waren sie 
sich, dass das vom Management ange¬ 
kündigte Sparprogramm nicht 400, son¬ 
dern, so die IGM, 4000 Arbeitsplätze 
gefährdet. In einem vor der Aufsichts¬ 
ratssitzung am Tag nach der Kundge¬ 
bung am Quartier in Essen verteilten 
Flyer wird vom IGM-Vertrauenskörper 
unter anderem auf die direkte Abhän¬ 
gigkeit von Arbeitsplätzen, hier u. a. bei 


der in Essen durchgeführten Lohn- und 
Gehaltsabrechnung für die TK-Steel, 
hingewiesen. Der größte Teil der dort 
Beschäftigten ist damit betroffen. 

Der Gesamtbetriebsratsvorsitzende 
der TK-Steel, Günter Back, bezog sich 
unter anderem in seiner Kritik an der 
Politik der Stahlmanager auf die bis¬ 
her größte Fehlentscheidung des Thys- 
senKrupp-Managements: Den Bau der 
Stahlwerke in Alabama, USA, und die 
nur als Fiasko zu bezeichnende Inves¬ 
tition in den Neubau des Stahlwerks in 
Brasilien. Hier, so Back, sind Milliarden 
Euro in den Sumpf gesetzt worden. Der 
ehemalige IGM-Vorsitzende Detlef 
Wetzel spricht von 12 Mrd. Euro. Der 
im Jahr 2016 nach einigen missglückten 
Versuchen doch noch erfolgte Verkauf 
des Stahlwerkes in Brasilien für rund 
1,5 Milliarden Euro brachte trotzdem 
einen bilanziellen Verlust von etwa 900 
Millionen Euro. 500 Millionen des Ver¬ 
lustes sollen jetzt auf die Belegschaften 
abgewälzt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist zwar 
nachvollziehbar, warum gerade der 
bisher größte deutsche Stahlherstel¬ 
ler, getrieben von seinen Hauptakti¬ 
onären, die Gewinne wieder deutlich 
nach oben treiben will. Aber, so in den 
Redebeiträgen von Delef Wetzel und 
anderen, bleibt es zudem bei der strate¬ 
gischen Linie des TK-Management, an 
seiner Spitze Konzernchef Hiesinger, 
den Konzern neu, nämlich ohne Stahl, 


aufzustellen. Als Technologiekonzern 
ohne die krisenanfällige Stahlbranche. 
Wetzel forderte, unisono mit den Be¬ 
triebsräten, die Konzernführung auf, 
die aus diesem Grund geführten Fu¬ 
sionsgespräche mit dem Konkurenten 
Tata sofort zu beenden. 

Die Betriebsräte und die IGM 
verweisen zu Recht auf die im Kon¬ 
zern bestehenden Abhängigkeiten 
und Symbiosen mit allen anderen im 
Konzern bestehenden Sparten: Com- 
ponents Technology, Elevator, In¬ 
dustrial Soulutions, Materials Servi¬ 
ces und Hauptverwaltung. Wird kein 
Stahl mehr in den eigenen Werken 
geschmolzen, muss dieser zugekauft 
werden. Zu welchen Preisen? Verteu¬ 
ert dies die Produkte dieser Sparten, 
wird es auch nach Logik des Manage¬ 
ment über kurz oder lang zu Synergi¬ 
en, Verdichtungen und beschleunigtem 
Technikeinsatz kommen. Das bedeutet 
weiteren Arbeitsplatzabbau. 

In dem aktuell betroffenen Werk 
in Duisburg-Hüttenheim ist es nach 
Bekanntwerden der Sparpläne des 
Vorstandes wiederholt zu Einschrän¬ 
kungen der Produktion gekommen. 
Werner von Häfen, Betriebsrats vor sit¬ 
zender: „Wir kämpfen um jede Anlage 
und um jeden Arbeitsplatz.“ 

Redner erinnerten auf der Kund¬ 
gebung an die Kämpfe der Stahlar¬ 
beiter zur Rettung des Stahlwerks 
Rheinhausen vor 30 Jahren. Diese Er¬ 
fahrungen in die aktuellen Kämpfe 
einzubeziehen, könnte dem Kampf um 
die heutigen Arbeitsplätze die Ener¬ 
gie geben, um aus den dunklen Wolken 
Blitze auf die Finger der Profitgierigen 
zu lenken. 

Die IGM-Schwestergewerkschaf- 
ten bei der TKES, also ver.di, EVG, 
BCE und IG BAU, werden vom Auf¬ 
ruf zur Solidarität schnell zum konkre¬ 
ten gemeinsamen Handeln kommen 
müssen, um diesem strategischen An¬ 
griff des Kapitals auf die Arbeitsplätze 
beim Stahl eine eigene, zukunftsfähige 
Strategie entgegensetzen zu können. 
Jeder Stahlarbeitsplatz sichert zwei, 
drei weitere Arbeitsplätze in vor- und 
nachgelagerten Bereichen. 

Eine Möglichkeit ist, die offensive 
Debatte um die arbeitsplatzsichernde 
Einführung der allgemeinen 30-Stun- 
den-Woche bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich zu führen. Die DKP 
Ruhr-Westfalen hat mit ihren Positi¬ 
onen zur Stahlpolitik in diesem Land 
weitere Vorschläge gemacht, die eine 
Alternative zur brutalen, arbeitsplatz¬ 
vernichtenden Politik des Stahlkapitals 
darstellen. 

In der Berichterstattung der Tages¬ 
zeitung NRZ am Tag nach der Kund¬ 
gebung war die Überschrift zu lesen: 
„Stahlarbeiter kämpfen um ihre Wer¬ 
ke.“ Bleibt der Gedanke: Wären sie mal 
schon ihre! Peter Köster 
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Zehntausende Ausbildungsplätze 
fehlen in NRW 

SDAJ kritisert mangelnde Perspektiven in der beruflichen Bildung 


I n NRW fanden rund 23 000 Jugendli¬ 
che keine Ausbildungsplätze, jedoch 
blieben knapp 7 000 Lehrstellen un¬ 
besetzt. Das betont zumindest RP-On- 
line. Was sagt das über die Situation der 
Auszubildenden in NRW? 

Zum einen sind viele der Ausbil¬ 
dungsstellen absolut schlecht bezahlt. 
So verdient beispielsweise eine Kauf¬ 
frau bzw. ein Kaufmannann im Ein¬ 
zelhandel im ersten Lehrjahr nur 650 
bis 750 Euro brutto - zu wenig für ein 
selbstständiges, würdiges Leben. Bei 
der Ausbildung zur Tischlerin oder zum 
Tischler sieht es noch schlechter aus: 
Im ersten Ausbildungsjahr werden le¬ 
diglich 420 bis 560 Euro brutto gezahlt. 
Viele Ausbildungsplätze sind also total 
unattraktiv, da es für viel Arbeit sehr 
wenig Einkommen gibt. 

Erschwerend kommt noch hinzu, 
dass man für viele dieser Lehrstellen 
praktisch mindestens die mittlere Rei¬ 
fe benötigt. Jugendliche, die diese nicht 
haben, sind dazu verdammt, bei oft 
härterer Arbeit am Ende weniger Geld 
zu verdienen. Auch werden viele Aus¬ 
zubildende am Ende nicht von ihrem 
Betrieb übernommen. Sie haben dann 
quasi drei Jahre für fast nichts gearbei¬ 
tet, um dann am Ende nach einer an¬ 
deren Arbeitsstelle suchen zu müssen. 
Diese Zustände sind für Arbeiterju¬ 
gendliche nicht tragbar! 

Um die Leute ruhig zu halten, hat 
die Bundesregierung noch schlechter 
bezahlte Maßnahmen geschaffen, da¬ 
mit am Ende die Arbeitslosenzahlen 
schön niedrig bleiben und die Regieren¬ 
den sich selbst auf die Schulter klopfen 
können. Minijobs und Leiharbeit - um 
nur einige der Übel aufzuzählen - sind 
daran schuld, dass viele Ausgebildete 
nicht von ihrer Arbeit leben können 
und mehrere Jobs machen müssen. 


Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft in Bottrop wollte von Michael 
Gerber als Kandidat der DKP zur Land¬ 
tagswahl wissen, wie sich seine Partei zur 
Arbeitssituation von Lehrerinnen und 
Lehrern in NRW positioniert. 

GEW Bottrop: Wann beabsichtigt Ihre 
Partei, die gleiche Besoldung aller Lehr¬ 
ämter nach A 13 Z/E zu verwirklichen? 

Michael Gerber: Die DKP ist der Auf¬ 
fassung, dass die Besoldung aller Lehr¬ 
ämter nach A 13 Z/E angehoben wer¬ 
den muss. Unserer Meinung nach gibt 
es keine Rechtfertigung für eine unter¬ 
schiedliche Einstufung der Eingangsäm¬ 
ter. Die pädagogische Arbeit der Lehre¬ 
rinnen an den Grundschulen ist über¬ 
durchschnittlich gut und sie ist bisher 
die einzige gemeinsame Schulform für 
alle Schülerinnen und Schüler. Die be¬ 
stehende Diskriminierung der Lehrkräf¬ 
te an Grundschulen sowie der Lehrerin¬ 
nen der Sekundarstufe I an Haupt- und 
Realschulen ist umgehend zu beseitigen. 
Die DKP ist für eine Angleichung der 
Angestellten-Gehälter an die Beamten¬ 
bezüge. Die DKP unterstützt daher die 
GEW-Kampagne „JA 13!“. 

GEW Bottrop: Wird Ihre Partei die be¬ 
reits im Dienst befindlichen Lehrkräfte 
mit der früher erforderlichen Ausbildung 
ebenfalls in A 13 Z/E eingruppieren, da 
deren Erfahrung in der Praxis dem Wert 
der jetzigen Ausbildung entspricht? 

Michael Gerber: Ja! Lehrkräfte, die vor 
der Reform des Lehrerausbildungsge¬ 
setzes (LABG) 2009 in den Schuldienst 
übernommen wurden, erbringen die glei¬ 
che Leistung und tragen ebenso eine hohe 


Für uns als SDAJ steht deshalb fest, 
dass wir gegen diese Zustände Wider¬ 
stand leisten müssen. 

Wir fordern deshalb dazu auf, sich 
in Gewerkschaften zu organisieren und 
arbeiten dementsprechend eng mit der 
Gewerkschaftsjugend zusammen. Unse¬ 
re Interessensvertretungspolitik richtet 
sich nach den Interessen der Arbeiterin¬ 
nenjugend, zusammen mit ihr wollen wir 
den „Kampf ums Teewasser“ führen. 

Unsere Forderungen sind deshalb: 

★ Das Recht auf einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz nach Wahl! Dafür soll 
jeder Betrieb 10 Prozent der Arbeits- 


Verantwortung wie Lehrerinnen mit ei¬ 
nem Abschluss nach der LABG-Reform. 

GEW Bottrop: Mit welchen Maßnahmen 
will Ihre Partei der zunehmenden Arbeits¬ 
belastung der Lehrerinnen entgegenwir¬ 
ken, um die Gesundheit der Beschäftigten 
zu schützen? 

Michael Gerber: Die DKP fordert die 
Einstellung von 10 000 Lehrerinnen in 
NRW. Die DKP ist generell dafür, die 
Klassengröße auf 18 Schülerinnen und 
Schüler zu begrenzen. Die Vertretungs¬ 
reserve ist zu erhöhen. In Inklusionsklas¬ 
sen ist grundsätzlich eine Doppelbeset¬ 
zung notwendig. Zum Gesundheitsschutz 
sind präventive Angebote auszuweiten. 
Die Investitionen in Schulbauten müssen 
drastisch erhöht werden. 

Dabei ist auf die Reduzierung des 
Lärms durch eine bessere Innenarchitek¬ 
tur zu achten. Lehrkräfte vor der Pensio¬ 
nierung sind zu entlasten. In der letzten 
Sitzung des Schulausschusses der Stadt 
hat auf meinen Vorschlag hin der Schul¬ 
ausschuss einstimmig ein Protestschrei¬ 
ben an die Bezirksregierung Münster be¬ 
schlossen, mit dem gegen die Abordnung 
von vier Grundschullehrerinnen nach 
Gelsenkirchen protestiert wird. 

Michael Gerber erklärte weiterhin: 
„Die DKP ist der Auffassung, dass mit 
Nachdruck die rechtliche und politische 
Rehabilitierung sowie die finanzielle 
Kompensation für alle Opfer der Berufs- 
verbotepolitik erreicht werden muss. Die 
GEW hat dazu auf Landes- und Bundes¬ 
ebene entsprechende Beschlüsse gefasst, 
die von der DKP unterstützt werden. Der 
neu gewählte NRW-Landtag sollte eben¬ 
so wie der niedersächsische Landtag die 
Opfer der Berufsverbote rehabilitieren.“ 


plätze als Ausbildungsplätze bereitstel¬ 
len. 

★ Wer weniger Leute ausbildet muss 
in einen Ausbildungsfond einzahlen, 
mit dem dann neue öffentliche Aus¬ 
bildungsplätze finanziert werden sol¬ 
len! 

★ Keine „Warteschleifen“, also kein 
ewiges Hin- und Herschieben der 
Lehrlinge vom einen zum anderen 
Träger! 

★ Ausbau des dualen Ausbildungssys¬ 
tems! 

★ Ein Verbot von unbezahlter Ausbil¬ 
dung und mindestens 1 200 Euro netto 
als Vergütung! 


Die Initiative „Gewerkschafterlnnen 
für Frieden und Solidarität hatte für den 
6 Mai nach Bochum auf gerufen, noch 
vor der NRW-Wahl „klare Kante zei¬ 
gen“, gegen Rechts und Rassismus und 
aktiv zu werden für Demokratie und ein 
soziales Deutschland und Europa. 

Alle Redner forderten beim Auf¬ 
takt vor dem Bochumer Schauspiel¬ 
haus einen Richtungswechsel in der Po¬ 
litik, ebenfalls bei der Abschlusskund¬ 
gebung in der Bochumer Innenstadt. 
Reichtum umverteilen, die ungeheure 
Ungerechtigkeit, dass ein Prozent der 
Weltbevölkerung über 50 Prozent des 
Gesamtvermögens besitzt, nannte der 
ehemalige Botschafter und Politiker 
Rudolf Dressier als einer der Redner 
einen Schlüssel, diesen Richtungswech¬ 
sel zu begehen. Alice Czyborra, VVN- 


★ Unbefristete Vollzeitübernahme im 
erlernten Beruf für Alle! 

Um auch die späteren Bedingungen 
in den Berufen wieder tragbar zu ma¬ 
chen, muss dann auch eine Arbeits¬ 
zeitverkürzung auf eine 30-Stunden- 
Woche, und bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich und ein Ende der 
Befristungen, der Leiharbeit und der 
Werkverträge stattfinden! 

Unsere Forderungen sind dement¬ 
sprechend im Einklang mit denen der 
DKP NRW! Lasst uns gemeinsam ge¬ 
gen die nicht hinzunehmenden Zustän¬ 
de und für eine lebenswerte Zukunft 
kämpfen! MM 


Mitglied und Rednerin beim Auftakt, 
zog die direkte Verbindung des aktu¬ 
ellen Kampfes gegen Rechts, AfD und 
Rassismus zum 8 Mai, dem Tag der 
Befreiung Deutschlands vom Hitler¬ 
faschismus. 

In der anschließenden Demons¬ 
tration von über 1 000 Menschen aus 
dem nahen und fernen Ruhrgebiet sa¬ 
hen die Organisatoren einen starken 
Beitrag zur Aufforderung die anste¬ 
henden Wahlen auch zu einer Abstim¬ 
mung für ein NRW ohne Rassismus, für 
soziale Gerechtigkeit zu machen. Die 
DKP-Ruhr-Westfalen beteiligte sich 
aktiv und warb mit ihrem Landesfor¬ 
derungsprogramm wie den stahlpoli¬ 
tischen Positionen um ihre Vorschläge 
für eine Politik der Arbeiterinnen im 
neuen Landtag. PK 


55 Mrd. Euro 
mehr Steuern 

Das Handelsblatt berichtet unter Be¬ 
rufung auf einen Insider im Bundes¬ 
finanzministerium, dass dem Staats¬ 
haushalt bis 2020 über 55 Mrd. Euro 
mehr an Steuereinnahmen zur Ver¬ 
fügung stehen. Demnach rechnet 
das Ministerium allein für 2018 mit 
Einnahmen von 762 Mrd. Euro und 
somit 10,2 Mrd. mehr als bei einer 
Schätzung im November 2016 noch 
ausging. Dabei handele es sich um 
Steuereinnahmen, die hauptsäch¬ 
lich den Ländern und Gemeinden 
zu Gute kämen. Ob etwas wirklich 
dort ankommt, ist fraglich. 2019 sol¬ 
len die Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern neu geregelt wer¬ 
den und Finanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) denkt laut über 
Steuersenkungen nach den Bundes¬ 
tagswahlen 2017 nach. 

Tarifvertrag Entlastung 

Die DKP fordert mehr Personal im 
Gesundheitsbereich. Eine gesetz¬ 
liche Personalbemessung für die 
Krankenhäuser als verpflichtende 
Untergrenze ist erforderlich. Nach 
den Vorschlägen der DKP soll eine 
Pflegekraft nicht mehr als fünf Pati¬ 
enten versorgen müssen, auf den In¬ 
tensivstationen nicht mehr als zwei. 

Mit diesen Forderungen unter¬ 
stützt die DKP den Kampf von ver.di 
für eine Mindestpersonalbemessung 
in der Pflege. Die Druckvorlage eines 
Flugblatts kann beim Parteivorstand 
der DKP bestellt werden. 

Tarifverhandlungen 
für Logistikbrancne 

Die IG Metall wird nach dem Schei¬ 
tern der Tarifverhandlungen für die 
Kontraktlogistik in der Metall- und 
Elektroindustrie ihre bisherige Stra¬ 
tegie fortsetzen und weiter Tarifver¬ 
träge bei einzelnen Kontraktlogistik- 
Dienstleistern gemeinsam mit den 
Beschäftigten durchsetzen. „Die Ar¬ 
beitgeber haben eine große Chance 
vertan. Ein Tarifvertrag hätte in die¬ 
ser Branche für klare, stabile Verhält¬ 
nisse gesorgt. Jetzt werden die Aus¬ 
einandersetzungen in den Betrieben 
der Kontraktlogistik weitergehen. 
Wir werden mit jedem einzelnen 
Betrieb Verhandlungen auf nehmen. 
Die Beschäftigten in der industriel¬ 
len Kontraktlogistikbranche lassen 
sich nicht mit niedrigen Löhnen und 
schlechten Arbeitsbedingungen ab¬ 
speisen. Das haben die bereits in vie¬ 
len einzelnen Betrieben erzielten ta¬ 
riflichen Regelungen gezeigt“, sagte 
Jörg Hofmann, Erster Vorsitzender 
der IG Metall, nach der Sitzung der 
zentralen Tarifkommission. 

NGG: Tarifbindung 
stärken 

Immer mehr Arbeitgeber entziehen 
sich ihrer sozialpolitischen Verant¬ 
wortung und schließen keine Tarif¬ 
verträge mehr ab, hat Michaela Ro¬ 
senberger, Vorsitzende der Gewerk¬ 
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG), kritisiert und die Einschrän¬ 
kung von OT-Mitgliedschaften ge¬ 
fordert. 

„Heute arbeiten nur noch 41 
Prozent der Beschäftigten in Ost¬ 
deutschland und 51 Prozent im Wes¬ 
ten Deutschlands unter dem Schutz 
eines Tarifvertrages.“ Im Gastgewer¬ 
be im Osten sind sogar 74 Prozent 
ohne Tarifbindung. 

Auffällig ist, so Rosenberger, 
„dass insbesondere in den Branchen, 
in denen viele Frauen arbeiten, wie 
im Einzelhandel oder Gastgewer¬ 
be, die Tarifbindung geringer oder 
kaum vorhanden ist. Das trägt dann 
insgesamt zur Entgeltungleichheit 
bei. Eine stärkere Tarifbindung wäre 
also auch ein guter Beitrag zur Ent¬ 
geltgleichheit, für die sich die NGG 
ebenfalls einsetzt.“ 

Ursache sinkender Tarifbindung 
sei es, dass Arbeitgeber sich immer 
mehr ihrer Verantwortung entziehen: 
In einem Großteil ihrer Verbände, 
beispielsweise im Hotel- und Gast¬ 
stättenverband Dehoga, sei es mög¬ 
lich, Mitglied zu sein, ohne sich an die 
zwischen den Tarifpartnern ausgehan¬ 
delten Tarifverträge zu halten. 



Die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) forderte beim Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 29. September 2014 
die Übernahme aller Auszubildenden. 


Diskriminierung von 
Lehrkräften beenden 

Arbeit an den Grundschulen ist gut 


Mehr für IG-BAU-Mitglieder 



Nach sechs Verhandlungstagen, im Anschluss an einen zweistündigen Warn¬ 
streik und achtstündigerTarifverhandlung hat die IG BAU bei IHG (Industrielle 
Dienstleistungsunternehmen im Stahlwerk der ThyssenKrupp Steel, Duisburg, 
ein vorläufiges Gesamtergebnis von 4,5 Prozent plus einer Einmalzahlung von 
250 Euro erzielt. Und für IG BAU-Mitglieder sind sogar 250 Euro mehr drin, sie 
erhalten 500 Euro. Der Warnstreik von über 100 Beschäftigten hat in dem gut 
organisierten Betrieb nach Jahren mit diesem Haustarifvertrag wieder einen 
guten Anschluß an den Flächentarif gebracht. 

Klare Kante für den Frieden 

Gewerkschafter demonstrierten in Bochum 
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Wir schaffen das 

Kampf um die Kandidatur in Bremen 


Viel Arbeit - wenig Lohn? 

NRW-Wahlkampf - erste Einschätzung 



Infostand der DKP in Wuppertal 


Sigi Schoenfeld für die UZ: Du gehörst 
zu unseren eifrigsten Sammlern und du 
erinnerst dich, dass die Aufstellung ei¬ 
ner Landesliste für die Kandidatur zur 
Bundestagswahl für uns in Bremen zu¬ 
nächst nicht in Frage kam, weil keine 
Chance gesehen wurde, die Unterschrif¬ 
ten zusammenzubekommen. Nun sind 
wir auf der Zielgeraden. Was hat damals 
deiner Meinung nach zum Umdenken 
geführt? 

Gerd-Rolf Rosenberger: Wir waren an¬ 
fangs sehr skeptisch, weil wir auch in 
Bremen zu wenig aktive Genossinnen 
und Genossen haben. Die mitreißende 
Rede von Patrik Köbele zum Jahresauf¬ 
takt unserer Partei in Berlin, in der er 
die Notwendigkeit, an Wahlen teilzu¬ 
nehmen, unterstrich, gab uns den nöti¬ 
gen Tritt in den Hintern und bewog uns, 
alles daran zu setzen, die nötigen Un¬ 
terschriften zusammen zu bekommen. 
Sieben Genossinnen und Genossen ha¬ 
ben bei jeder Gelegenheit die Unter¬ 
schriftenlisten dabei und sammeln seit¬ 
dem kontinuierlich Unterschriften. So 
haben wir bis zu diesem Zeitpunkt über 
vier Fünftel der nötigen Unterschriften 
zusammen, gar nicht so schlecht. 

Sigi Schoenfeld: Wie habt ihr die Samm¬ 
lung organisiert? Wo und wie wurden 
die meisten Unterschriften gesammelt? 

Gerd-Rolf Rosenberger: Unsere Un¬ 
terstützungsunterschriften, haben un¬ 
sere Genossinnen und Genossen über¬ 
all präsent, sei es auf der Rosa-Luxem- 
burg-Konferenz, an allen Infoständen, 
bei öffentlichen MAS CH-Veranstal¬ 
tungen, bei den Friedenskundgebun¬ 
gen, Ostermärschen, Demonstratio¬ 
nen usw. Wir führen auch Hauseinsätze 
durch, dabei sind unsere Sofortpro¬ 
gramme und „3 Gründe, Kommunis¬ 
ten zu wählen“, immer dabei. 


Sigi Schoenfeld: Welche politischen 
Fragen stehen dabei im Vordergrund? 
Was sind deine Erfahrungen bei der 
Sammlung? Wie reagieren die Men¬ 
schen auf uns? 

Gerd-Rolf Rosenberger: Die Frie¬ 
densfrage steht eindeutig im Vorder¬ 
grund, natürlich auch die soziale Fra¬ 
ge. Hartz-IV, massiver Sozialabbau, 
besonders die Armutsrenten wurden 
oft von uns thematisiert. Leiharbeit, 
der niedrige Mindestlohn, viel zu 
wenig Arbeitslosengeld wurden von 
den Menschen thematisiert. Der An¬ 
tikommunismus hat sich unseres Er¬ 
achtens sogar verstärkt, wir werden 
aber auch für unser Engagement be¬ 
wundert. Gut finden die Leute, dass 
es die DKP tatsächlich noch gibt, be¬ 
sonders unsere Zeitung UZ. Durch 
unsere öffentliche Präsenz mit un¬ 
serem Infostand ist es uns gelungen, 
dass die Frage „Euch gibt es noch?“ 
immer weniger gestellt wird. Bei uns 
in Bremen wissen viele: JA! ES GIBT 
UNS NOCH! 

Sigi Schoenfeld: Denkst du, dass sich 
der Wahlkampf positiv auf die Arbeit 
auswirkt? 

Gerd-Rolf Rosenberger: Ja; auf jeden 
Fall. Nach dem Wahlkampf müssen 
wir unbedingt versuchen, mit unse¬ 
rem Engagement genauso weiterzu¬ 
machen, mit den vielen Infoständen 
auf der Straße präsent zu sein, die 
Bündnispolitik weiter zu intensivie¬ 
ren. Das ist besonders wichtig. Ein gu¬ 
tes Stück des Weges haben wir schon 
zurückgelegt, aber es ist uns auch klar, 
dass der Rest des Weges nicht gerade 
leicht sein wird, um das letzte Fünf¬ 
tel zu erreichen. Daher: „Seien wir 
realistisch, versuchen wir das (Un-) 
Mögliche!“ 


D as Wahlergebnis der DKP wird 
am nächsten Sonntag trotz in¬ 
tensiver Arbeit für viele Ge¬ 
nossinnen und Genossen und Freun¬ 
de der DKP bescheiden ausfallen. Wir 
messen jedoch das Wahlergebnis nicht 
allein nach der Anzahl der Stimmen 
für die DKP. Wir fragen uns: Wie wa¬ 
ren unsere Erwartungen, wenn wir be¬ 
denken, dass wir doch oft hören: DKP, 
ach die gibt es noch? Oder neuerdings 
DKP, was ist das? Und die Frage: Was 
hat der Wahlkampf für die DKP und 
die gesamte Linke im Land gebracht? 

Zuerst die Diskussion um die Fra¬ 
ge, sollen wir erstmals nach über 20 
Jahren als DKP zur Landtagswahl 
kandidieren, oder verzichten wir zu 
Gunsten der Linkspartei auf eine Ei¬ 
genkandidatur? Die NRW-Landes- 
mitgliederversammlung ergab eine 
eindeutige Mehrheitsentscheidung: 
Wir wollen als DKP kandidieren und 
mit unseren antikapitalistischen Po¬ 
sitionen in den Landtagswahlkampf 
eingreifen. 

Wir haben für NRW ein Sofort¬ 
programm erarbeitet mit den Schwer¬ 
punktthemen Frieden, Arbeit, Bildung 
und Wohnen. Das Sofortprogramm 
enthält klare antikapitalistische For¬ 
derungen. Zur Finanzierung fordert 
die DKP eine Millionärssteuer, die 
für NRW jährlich 12 Milliarden Euro 
Mehreinnahmen bedeuten würden. 
Die Sofortforderungen für NRW ha¬ 
ben die Gruppen und Kreise aktiv 
genutzt, um Unterstützungsunter¬ 
schriften in den Gesprächen für die 
DKP-Landesliste und die Direktkan¬ 
didatinnen zu gewinnen. 


Auf der Landesmitgliederver¬ 
sammlung ging es auch darum, Kandi¬ 
datinnen und Kandidaten für die Lan¬ 
desliste zu gewinnen und zu wählen. 
Der ursprüngliche Vorschlag sah für 
die Landesliste 15 Genossinnen und 
Genossen vor. Wir hatten nicht da¬ 
mit gerechnet, dass sich die Zahl auf 
über 20 steigern würde. Hinzu kamen 
14 Direktkandidatinnen der DKP in 
den Wahlkreisen. Ein Zeichen dafür, 
dass Genossinnen und Genossen be¬ 
reit sind, öffentlich für die DKP und 
ihre Politik einzustehen. 

Die Kandidatur zur Landtagswahl 
war eine Herausforderung für unsere 
Partei, eine bestimmte Leistung inner¬ 
halb einer bestimmten Zeit zu errei¬ 
chen. Die Genossinnen und Genossen 
waren gefordert, innerhalb der Partei, 
der Familie, der Nachbarn, Freunde, 
Kolleginnen und Kollegen gezielt 
über unsere Politik zu diskutieren. Bei 
persönlichen Begegnungen, aber dann 
auch darüber hinaus auf der Straße, 
besonders dort, wo wir Direktkandi¬ 
datinnen aufgestellt haben. Das Er¬ 
gebnis war die gute Absicherung al¬ 
ler Einzelkandidaturen und die Ab¬ 
sicherung der Landesliste mit über 
1700 Unterstützungsunterschriften. 
In der Summe wurden damit tausen¬ 
de Gespräche geführt zur Unterstüt¬ 
zung der DKP. 

Viele Gruppen hatten in der Ver¬ 
gangenheit nur Info-Stände oder öf¬ 
fentliche Auftritte zu Tagen wie dem 
8. März, dem 1. Mai oder ähnlichen 
Anlässen. Jetzt gab es ein gezieltes 
Auftreten in verschiedenen Stadttei¬ 
len oder verschiedenen Orten eines 


Kreises, oft wöchentlich, mancherorts 
mehrfach in der Woche. 

Was können wir bereits jetzt fest¬ 
stellen? In vielen Gruppen, wenn 
auch leider nicht in allen, gab es 
mehr Diskussion von Kommunis¬ 
tinnen mit andern Menschen, mehr 
Begegnungen in der Öffentlichkeit, 
mit Personen, Materialien und Po¬ 
sitionen von Kommunistinnen und 
Kommunisten. Neu gewonnen haben 
wir Erfahrungen in der Medienkom¬ 
petenz. Ein DKP-Wahlkampfspot 
wurde für das Fernsehen und den 
Rundfunk erstellt. Neben dem WDR 
wurden die Wahlkampfspots über die 
sozialen Medien wie Facebook ver¬ 
breitet. Dabei gab es eine erstaun¬ 
liche Verbreitung. Ebenso war die 
Beteiligung von DKP-Kandidatln- 
nen am WDR-Kandidatencheck 
eine neue Erfahrung. Auch hier gab 
es viele positive Rückmeldungen. Je 
öfter die Genossinnen und Genossen 
auf der Straße waren, desto selbst¬ 
bewusster und selbstverständlicher 
wurde das öffentliche Auftreten für 
die DKP. 

Sicher ist das noch nicht in einen 
Mitgliederzuwachs umgeschlagen. 
Aber selbstbewusste Genossinnen 
und Genossen mischen sich wieder 
mehr ein. Eine selbstbewusste DKP 
ist wichtig für die politischen Kämpfe 
in diesem Land. Da zählen nicht nur 
die Stimmen bei der Wahl, sondern 
vielmehr das Einmischen in die öf¬ 
fentliche politische Debatte, vor allem 
auch über den Wahltag hinaus. 

Marion Köster 
Bezirksvorsitzende DKP Ruhr-Westfalen 


Bundesland 

erfordert. Anzahl 

Stand i.Mai 

in Prozent 

Baden-Württemberg 

2 OOO 

1 900 

95,00 

Bayern 

2 OOO 

1969 

98,45 

Berlin 

2 OOO 

1 700 

85,00 

Brandenburg 

2 OOO 

474 

23,70 

Bremen 

484 

454 

93,80 

Hamburg 

1282 

1195 

93,21 

Hessen 

2 OOO 

1453 

72,65 

Mecklenburg-Vorpommern 

1351 

453 

33,53 

Niedersachsen 

2 OOO 

1 566 

78,30 

NRW: Rheinland 

1 OOO 

500 

50,00 

NRW: Ruhr 

1 OOO 

1 321 

132,10 

Sachsen 

2 OOO 

615 

30,75 

Sachsen-Anhalt 

1931 

IOO 

5,18 

Schleswig-Holstein 

2 OOO 

704 

35,20 

Thüringen 

1834 

700 

38,17 

gesamt 

24882 

15104 

60,70 


Unterschriftenbarometer zur Bundestagswahl 


Im Norden nichts wirklich Neues 

Bestätigung des Rechtstrends und Sturm im bürgerlichen Wasserglas 


Schleswig-Holstein erhält eine neue 
Regierung, aber große Teile der Bevöl¬ 
kerung nehmen am Wahlspektakel im 
zweitkleinsten Flächenland Deutsch¬ 
lands nicht teil. 

Im strukturell konservativen 
Schleswig-Holstein haben CDU, Grüne 
und FDP die vorletzte Landtagswahl 
vor der Bundestagswahl zwar gewon¬ 
nen, doch die stimmenmäßig größte 
Gruppe bei den Wahlen stellten, trotz 
leichter Rückgänge, wieder einmal 
die Nichtwähler mit einem Anteil von 
35,76 Prozent der Wahlberechtigten. 
Über 825 000 Wahlberechtigte sahen 
sich dabei weiterhin vom bürgerlichen 
Politikbetrieb nicht angesprochen. 

Somit bestätigt auch diese Wahl 
die Feststellung der unzensierten Erst¬ 
version des „Armuts-und-Reichtums- 
Berichts“ der Bundesregierung, worin 
noch vor einer „Krise der Repräsen¬ 
tation“ gewarnt wurde: „Personen mit 


geringerem Einkommen verzichten auf 
politische Partizipation, weil sie Erfah¬ 
rungen machen, dass sich die Politik in 
ihren Entscheidungen weniger an ih¬ 
nen orientiert.“ 

Gemessen an der realen Wahlbetei¬ 
ligung von 64,24 Prozent der Wahlbe¬ 
rechtigten in SH relativieren sich die 
Wahlerfolge von CDU, FDP und Grü¬ 
nen sehr schnell. Wie seit Bestehen 
der BRD eigentlich gewohnt, hatten 
im nördlichsten Bundesland wieder 
die ländlichen Räume den Ausschlag 
im Wahlergebnis geliefert: Obwohl die 
SPD in drei von vier Städten (Kiel, 
Lübeck und Flensburg) die Wahlkrei¬ 
se gewonnen hatte, gewann die CDU 
ihre Mehrheit über die Fläche. 

Dies ist sicherlich auch ein Stück 
weit der demonstrativ selbstgefälligen 
Hochnäsigkeit der regierenden SPD- 
Vertreter geschuldet. Wenig glaubhaft 
warb die SPD mit Slogans wie „Mehr 


Gerechtigkeit für Alle“, obwohl sie 
in ihrer vorherigen fünfjährigen Re¬ 
gierungstätigkeit in der sogenannten 
„Küstenkoalition“ mit Grünen und 
SSW keine großen Ansätze machte, 
eine wirklich gerechtere Politik um¬ 
zusetzen. CDU und FDP nutzten die¬ 
se offene Flanke, indem sie neben ih¬ 
ren obligatorischen Forderungen nach 
„mehr Sicherheit“ und „besserer Infra¬ 
struktur“ (gemeint sind mehr Straßen 
und Autobahnen) auch das von ihnen 
selbst in vormaliger Regierung einge¬ 
führte „Turbo-Abitur G8“ und damit 
verbundene Ungerechtigkeiten im Bil¬ 
dungssystem anprangerten. 

Das schlimmste Ergebnis der 
Schleswig-Holstein-Wahl ist sicher¬ 
lich die Bestätigung des allenthalben 
spürbaren Rechtsrucks in Deutschland. 
Dass der Sprung der faschistischen 
AfD in den Landtag trotz massiver 
Gegenwehr linker und demokratischer 


Kräfte nicht verhindert werden konn¬ 
te, ist schlimm genug. Zwar erreichte 
die Partei der reaktionären Teile des 
deutschen Kapitals mit „nur“ 5,9 Pro¬ 
zent der Stimmen nicht die von vorhe¬ 
rigen Wahlen gewohnten zweistelligen 
Ergebnisse, aber immer noch gelingt 
es ihr offensichtlich, Protest von Men¬ 
schen an sich zu binden, deren Interes¬ 
sen sie so gar nicht vertritt: Bei männ¬ 
lichen Arbeitern, Angestellten und Ar¬ 
beitslosen zwischen 25 und 34 Jahren 
holte sie ihre besten Ergebnisse. 

Zu den wirklichen Verlieren der 
Nord-Wahl zählt hingegen die Partei 
„Die Linke“, der es trotz eines grund¬ 
sätzlich guten Wahlprogramms und 
eines gut sichtbaren Wahlkampfes in 
den Städten nicht gelang, die Wähle¬ 
rinnen und Wähler für einen Wieder¬ 
einzug in den Landtag zu gewinnen, 
aus dem sie vor fünf Jahren herausge¬ 
wählt wurde. 


Hier rächen sich zum wiederhol¬ 
ten Male die in der Vergangenheit 
knallhart geführten Machtkämpfe 
in der Partei um Mandate, Postchen 
und Funktionen, die die Partei weit in 
das durchaus vorhandene linke Lager 
hinein Glaubwürdigkeit gekostet ha¬ 
ben. Die Partei Die Linke hat sich in 
Schleswig-Holstein eben nicht durch 
den Kampf um soziale Gerechtigkeit 
ausgezeichnet, sondern steht vielmehr 
für konsequenten Machtklüngel. 

Eine Partei, die sich mit den Ab¬ 
gehängten und Ausgegrenzten an den 
Tafeln, in den Flüchtlingsunterkünften 
und Jobcentern, in den Betrieben bei 
den Beschäftigten und Leiharbeitern 
mit deren Problemen beschäftigt und 
ihnen Zusammenhänge und mögliche 
Alternativen aufzeigt - dafür kämpft 
die DKP in Schleswig-Holstein - auch 
im Vorfeld der Bundestagswahlen. 

Walter Brenten 
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So sprechen die Herren 

BDI sagt, wo es nach dem Herbst langzugehen hat 


P ünktlich zum beginnenden Bun¬ 
destagswahlkampf „bietet“ der 
Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) sage und schreibe 173 
Handlungsempfehlungen zu indus¬ 
trierelevanten Politikfeldern an. Sein 
Ziel ist es „in diesen unruhigen Zeiten 
der Bundespolitik Handlungsempfeh¬ 
lungen mit auf den Weg zu geben und 
damit zum Gelingen der im Herbst 
2017 anstehenden Neujustierung der 
politischen Agenda beizutragen. Die 
Digitalisierung der Wirtschaft, Globa¬ 
lisierung und Welthandel oder Energie- 
und Klimapolitik sind nur einige der 
Themen, die aus Sicht der deutschen 
Industrie analysiert werden“ Zwei Wor¬ 
te in der Einleitung sind bezeichnend: 
Ganz bescheiden bietet der BDI seine 
umfangreiche Sammlung an, so als ob 
man nur ein kleiner Lobbyist sei, der, 
verbunden mit vielen Bücklingen, seine 
Eingabe mache. Gleichzeitig stellt man 
aber fest, dass eine Neujustierung nach 
dem Wahlherbst notwendig sei. 

Wer ist der BDI? Er ist ein „Ver¬ 
band der Verbände“, eine Dachorga¬ 
nisation von 37 Mitgliedsverbänden, 
wozu alles zählt, was in den verschie¬ 
denen Industriebereichen aktiv ist, von 
der Automobil- bis zur Zuckerindus¬ 
trie. Man verfügt über einen gut ausge¬ 
statteten Etat, denn man unterhält in 
den Bundesländern eigene Büros und 
hat Vertretungen in Brüssel, London, 
Washington DC und Tokio. Über 190 
fest angestellte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter machen die umfangreiche 
Lobbyarbeit, jährlich stehen rund 23 
Millionen Euro zur Verfügung. Sein 
Einfluss auf Bundes- und Landespo- 
litik darf nicht unterschätzt werden, 
die Verflechtungen - auch im Wech¬ 
selspiel von Personen von Hü nach 
Hott - sind im Bild einer Krake rich¬ 
tig gezeichnet. 

Allein die Formulierung der not¬ 
wendigen „Neujustierung“ ist ja nicht 
unbescheiden, man ist im BDI der Mei¬ 
nung, rechtzeitig allen Spekulationen 
über andere Regierungskonstellatio¬ 
nen die eigenen Warn- und Richtungs¬ 
signale entgegenzustellen. Der BDI 
legt ein solches Papier nicht zum ers¬ 
ten Mal vor, es wird auch diesmal inte¬ 
ressant sein, wie präzise seine Vorstel¬ 
lungen in irgendwann nach der Wahl 
formulierte Koalitionspapiere eingear¬ 
beitet worden sind. 


Die erste und für den BDI wohl 
wichtigste Empfehlung ist die nach 
der weiteren Digitalisierung der Wert¬ 
schöpfungsprozesse und Arbeitsabläu¬ 
fe, hier verlangt er von der neuen Bun¬ 
desregierung, deutlich und reichlich 
viel Geld in die Hand zu nehmen, um 
flächendeckende GigaBit-Infrastruktu- 
ren zu installieren und dabei die Spiel¬ 
räume für Investitionen in den Glasfa¬ 
serausbau bereitzustellen. Das Schlag¬ 
wort von „Industrie 4.0“ wird bemüht, 
die Forderung nach Förderung des qua¬ 
lifizierten Arbeitskräftebedarfs gestellt, 


um, wie es heißt, „effizient und wettbe¬ 
werbsfähig“ zu sein bzw. einen weltwei¬ 
ten Spitzenplatz einnehmen zu können. 
Soll im Klartext nichts anderes bewir¬ 
ken als alle diesem Diktat der Digita¬ 
lisierung nicht förderlichen Interessen 
hinten an zu stellen. Konsequent und 
folgerichtig sind alle weiteren Empfeh¬ 
lungen darauf ausgerichtet, diesen Um¬ 
bau von Wirtschaft und Gesellschaft zu 
benennen. In der Reihenfolge des Pa¬ 
piers: 

Keine Steuermehrbelastungen, der 
„Solidaritätszuschlag“ muss auslaufen, 
steuerpolitisch seien Strukturreformen 
zu erarbeiten, die besonders die gerne 
dafür genannten Mittelstandsunterneh¬ 
men von Zahlungen entlasten, die Erb¬ 
schaftssteuer, die eh schon freundlich 
verändert wurde, muss noch weiter zu¬ 


gunsten von Firmenerben „verbessert“ 
werden. Sehr schön ist auch die Forde¬ 
rung, die „Erfüllungspflichten des Ar¬ 
beitgebers“ im Lohn- und Einkommen¬ 
steuerverfahren praxistauglicher zu ma¬ 
chen, d.h. mit anderen Worten, möglichst 
auf den Arbeitnehmer abzuwälzen. 

Beim Klimaschutz und der Klima¬ 
politik gilt für den BDI die Losung 
„Sorgfalt statt Hast“ und drückt sich 
dann aus in dem Wunsch, die Strom¬ 
preiskompensationen der deutschen 
Industrie nicht nur zu erhalten, sondern 
weiter auszubauen. Ansonsten verweist 


man gerne auf die internationalen Ab¬ 
kommen und Verträge und wäscht die 
Hände in Unschuld. 

Teufelswerk sieht der BDI in dem 
„Trend zur Re-Kommunalisierung“, 
dieser müsse unbedingt gestoppt wer¬ 
den, nur effizienter und innovativer 
Wettbewerb habe Chancen. Dazu ge¬ 
hört auch die Forderung, das Vergabe¬ 
recht auf Landesebene abzuschaffen 
und dem Bund die letzte Entschei¬ 
dungsgewalt zu übertragen. Ein nicht 
unwesentliches Element möglicher 
landespolitischer Überlegungen soll 
demnach ersatzlos Wegfällen, so z.B. 
bei Energietrassen oder dem Bau neu¬ 
er Fernstraßen. 

Ganz heftig und ausführlich wid¬ 
met sich der BDI dem Thema „Cy¬ 
bersicherheit“. Und schnell ist er dann 


bei der Aussage, die „Cyberverteidi- 
gung muss militärisch offensiv geführt 
werden“,und ein wie auch immer ver¬ 
standener „Sicherheitspolitischer Di¬ 
alog“ müsse breitenwirksam gestaltet 
werden. 

Das Gesundheitswesen ist für den 
BDI nur zu verstehen als „Industriel¬ 
le Gesundheitswirtschaft“, eine seiner 
Kernaussagen dazu lautet, dass der in¬ 
dustriellen Forschung, also dem, was 
Pharmaunternehmen betreiben, im 
Gesundheitswesen der direkte Zu¬ 
gang zu Versorgungsdaten ermöglicht 
wird. Der Zugang zu Patientenakten 
soll weit aufgemacht werden, die Situ¬ 
ation der Alten und Kranken und die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
sind selbstverständlich nicht im Blick 
des BDI. 

Entlarvend sind dann die Beschrei¬ 
bungen zur Arbeits- und Sozialpolitik. 
Hier heißt es in deutlichen Worten, 
dass „die Reformen der Vergangenheit 
(gemeint ist wohl die Agenda 2010) so¬ 
wohl mit Blick auf die Regulierung auf 
dem Arbeitsmarkt, aber auch auf die 
sozialen Sicherungssysteme (hier wohl 
die Rentenkürzungsmaßnahmen ge¬ 
meint) nicht weiter konterkariert wer¬ 
den dürfen“. Wer, wie die SPD-Spitze, 
nun tönt, hier seien Änderungen und 
Abmilderungen nötig und machbar, be¬ 
kommt vom BDI aber so was von die 
Rote Karte. 

Für die internationale Wirtschafts¬ 
politik drängt der BDI eine künftige 
Bundesregierung natürlich, dass TTIP 
auf jeden Fall weiter fortgeführt wer¬ 
den und dass CETA zügig zu ratifizie¬ 
ren sei, weitere Abkommen für den 
„freien Welthandel“ wie ihn der BDI 
versteht, sollten mit Ländern Afrikas 
und dem asiatischen Raum geschlos¬ 
sen werden. 

Passend zum anstehenden G- 
20-Gipfel in Hamburg lässt der BDI 
noch eine Behauptung vom Stapel, die 
den Charakter dieser Versammlung 
deutlich macht. Es heißt „70 Prozent 
der G-20-Beschlüsse werden umge¬ 
setzt“, soll meinen, die imperialistische 
Politik der wichtigsten Teilnehmer ist 
der Maßstab, an dem alles ausgerichtet 
werden kann. Wenn nicht die Protes¬ 
te, wie lange es auch dauern mag, dazu 
beitragen, die Interessen der Mehrheit 
in diesen Ländern durchzusetzen. 

Frank Schumacher 



Man ist unter sich 


Schwarzbraun ist die Haselnuss 

Franco A., die Ministerin, die Bundeswehr und die Traditionspflege 


Die Kriegsministerin wusste offensicht¬ 
lich mehr. Frau von der Leyen reagier¬ 
te ungewöhnlich harsch. Der „Syrer“ 
Franco A. war aufgeflogen. Die Frage¬ 
zeichen unübersehbar. Die ansonsten 
so militärverliebte Hardlinerin griff 
„ihre“ Truppe frontal an: „Die Bun¬ 
deswehr hat ein Haltungsproblem. Und 
sie hat offensichtlich eine Führungs¬ 
schwäche auf verschiedenen Ebenen.“ 
Es würden „Dinge eben aus falsch ver¬ 
standenem Korpsgeist schöngeredet, es 
wird weg geschaut“. Wenige Tage spä¬ 
ter kroch die Ministerin in Illkirch zu 
Kreuze. „Von der Leyen entschuldigt 
sich bei Generälen“, titelte die Zeit. Von 
„unverzichtbarem Dienst“, „Dank und 
Anerkennung“ ist nun die Rede, „ta¬ 
dellos“. Auch wenn die oberste Kriegs¬ 
treiberin Deutschlands dunkel ahnt: 
„Es wird noch einiges hochkommen.“ 
Für die prompte Kehrtwende der 
ansonsten hartkantigen CDU-Frau hat¬ 
te ein beachtliches mediales Powerplay 
aus nahezu dem gesamten nationalen 
Spektrum inklusive der SPD-Führung 
gesorgt. Auch und gerade eine Ursu¬ 
la von der Leyen sollte doch wissen, 
wo auf der Hardthöhe und im Bend- 
lerblock der Hammer hängt. Und da 
war ein Offizier mit „rechtsextremis¬ 
tischen“, genauer profaschistischen 
Überzeugungen noch nie ein Problem, 
wenn er nicht unangenehm öffentlich 
auffiel. Schließlich wurde die Bundes¬ 


wehr, wie auch der deutsche Auslands¬ 
geheimdienst, fast ausschließlich von 
Wehrmachts- und SS-Offizieren auf¬ 
gebaut und geführt. Mit ausdrückli¬ 
cher Genehmigung der USA. Und die 
wollten dort weitermachen, wo man 
im Mai 1945 so unglücklich hatte auf¬ 
hören müssen. Diesmal allerdings mit 
Verstärkung der US-Boys. Wer in die¬ 
sem, nennen wir es Bündnis, später den 
Koch und wer den Kellner spielen soll¬ 
te, würde sich dann noch entscheiden. 
Geostrategen denken in langen Zeit¬ 
horizonten. 

Die Dinge kamen etwas anders. Die 
Sowjetunion entwickelte die Bombe 
und die dazugehörigen Trägermittel. 
Die Zeithorizonte dehnten sich. Zwi¬ 
schenzeitlich war Kreidefressen an¬ 
gesagt. Die Bundeswehr versuchte in 
der Shownummer „Demokratisches 
Nachkriegsdeutschland“ bella figura 
zu machen. Die „innere Führung“ und 
der „Staatsbürger in Uniform“ wur¬ 
den erfunden, lange Haare genehmigt. 
In der klaren Erkenntnis der alten Ka¬ 
meraden und ihres politischen Rambos 
Franz-Josef Strauß, dass, wenn es zum 
atomaren Schwur käme, diese ganze 
Sandkastenspielerei ohnehin obsolet 
wären. Von der Leyen scheint daran 
geglaubt zu haben. 

Mit dem Hissen der weißen Fah¬ 
ne durch Michael Gorbatschow und 
spätestens, Schröder und Fischer sei 


Dank, seit dem ersten Angriffskrieg 
der Bundeswehr - „Bomben auf Bel¬ 
grad“ wie im April 1941 - befindet sich 
die Berliner Republik geostrategisch 
wieder im imperialistischen „Normal¬ 
zustand“. D.h. sie führt Kriege zur In¬ 
teressensicherung und Raumbeherr¬ 
schung (auch am Hindukusch). Das 
ist, wenn man von der Quantität der 
Mittel und der Konsequenz ihrer An¬ 
wendung absieht, prinzipiell gleichge¬ 
lagert mit den Versuchen 1914 - 1918 
und 1939 - 1945. Entsprechend ausge¬ 
richtet sind auch die Legitimationsi¬ 
deologien. Zwar bemüht die offiziel¬ 
le Sprachregelung noch immer eine 
Menschenrechts-, Entwicklungs- oder 
R2P-Rhetorik (R2P = Responsibility 
to Protect, Verantwortung zum Schutz), 
aber angesicht der desaströsen Krisen- 
und Kriegsergebnisse und der daraus 
folgenden Flüchtlingsströme dürften 
nationalistische und sozialdarwinisti- 
sche Ideologien an Boden gewinnen, 
wie Frau Le Pen gerade wieder unter 
Beweis gestellt hat. Die alten Kame¬ 
raden, so sie es denn erleben könnten, 
würden sich zufrieden auf die Schultern 
klopfen. 

Wie schon bei Donald Trump, macht 
die Kriegsindustrie auch bei Ursula 
von der Leyen klar, wer der Adressat 
von Kritik zu sein hat. Innenminister de 
Maiziere, wie immer in Habtacht-Stel- 
lung, exekutierte dann auch diensteifrig 


die Überprüfung bereits genehmigter 
Asylanträge. Der Verdächtige ist der 
Asylant, soviel muss klar sein. 

Die Wehrmacht sei „in keiner 
Form traditionsstiftend für die Bun¬ 
deswehr“, bemühte sich die Kriegsmi¬ 
nisterin beim Besuch bei Franco A.s 
Jägerbatallion 291 in Illkirch um gute 
PR. Offenkundig kontrafaktisch. Die 
Liste selbst der offiziellen „Traditions¬ 
pflege“, der wehrmachtslastigen Kaser¬ 
nennamen, ist lang. Schon das Logo, 
das schwarze Balkenkreuz, drückt, bei 
einiger grafischer Aufhübschung, das 
traditionsverhaftete Selbstverständnis 
der Truppe aus. Von dem, was passiert, 
wenn man unter sich ist, erst gar nicht 
zu reden. Und in einer „Eliteeinheit“ 
wie der berühmt-berüchtigten in Ill¬ 
kirch, dort, wo es auch ganz physisch 
ums Menschenumbringen geht, da hat 
selbstredend auch ein Franco A. seinen 
Platz. Man schreibt nicht mal so eben 
wie Kai aus der Kiste eine profaschis¬ 
tische Masterarbeit. 

Von der Leyens Ahnung, „Es wird 
noch einiges hochkommen“ könnte 
sich bestätigen. Zu dubios ist die der 
Öffentlichkeit bislang aufgetischte 
Räuberpistole über den international 
bestens vernetzten Franco A. Sicher ist 
das nicht. Wie in ähnlichen Fällen wur¬ 
den die medialen Nebelwerfer schnell 
in Stellung gebracht. Einsatz der Minis¬ 
terin inklusive. Klaus Wagener 


Maut an Hochschulen 

Studenten aus Nicht-EU-Ländern 
müssen in Baden-Württemberg 
künftig Gebühren zahlen. Die grün¬ 
schwarze Landesregierung brachte 
ein entsprechendes Gesetz ein und 
der Landtag beschloss. Damit ist Ba- 
Wü das erste Bundesland, in dem 
Studenten aus Nicht-EU-Ländern 
für ihr Studium zahlen müssen. Vom 
Wintersemester 2017/18 an werden 
somit happige 1 500 Euro pro Se¬ 
mester fällig. Es soll aber Ausnah¬ 
men geben, die liegen natürlich im 
Ermessen der Verwaltungen, etwa 
für Studenten aus ärmeren Regio¬ 
nen. Die Landesrektoren begrüßen 
die Einführung von Studiengebüh¬ 
ren, ein gebührenpflichtiges Studium 
sei weltweit die Regel und behindere 
die Internationalisierung der Hoch¬ 
schulen nicht. Völlig klar, wenn man 
Elitenbildung im Blick hat. Die Ge¬ 
werkschaft GEW hingegen kritisiert 
die „Hochschul-Maut“ als beschä¬ 
mend für das Land. 

Digitaler Druck 

Mehr Arbeit, mehr Zeitdruck, mehr 
Stress: Die Digitalisierung in Unter¬ 
nehmen belastet nach einer Umfrage 
des DGB zunehmend die Arbeitneh¬ 
mer. Arbeitgeber nutzen sie auch zur 
Überwachung. Gewerkschafter for¬ 
dern eine Anti-Stress-Verordnung. 
Permanente Erreichbarkeit durch 
das Smartphone, eine Flut von E- 
Mails, die Beschäftigte lesen und be¬ 
antworten müssen, dazu die komplet¬ 
te Überwachung aller Arbeitsabläufe 
durch den Arbeitgeber. 

Die Art und Weise, wie die di¬ 
gitale Technik zum Einsatz komme, 
bedeute für viele Beschäftigte kei¬ 
ne Entlastung, sondern zusätzlichen 
Stress, warnt DGB-Vorstandsmit¬ 
glied Annelie Buntenbach. 

Für seinen jährlichen Index hat 
der DGB fast 10 000 Beschäftigte 
aller Branchen und Berufsgruppen 
befragt. Ergebnis der nun vorgeleg¬ 
ten Sonderauswertung: 46 Prozent 
der Befragten gaben an, dass ihre 
Arbeitsbelastung aufgrund der neu¬ 
en Technologien zugenommen habe. 
54 Prozent sagten in der repräsenta¬ 
tiven Umfrage, ihre Arbeitsmenge 
sei durch die Digitalisierung größer 
geworden. 69 Prozent beklagen, sie 
würden ständig unterbrochen oder 
gestört. 

„Und der generell schon hohe 
Anteil von Beschäftigten, die oft ge¬ 
hetzt und unter Zeitdruck arbeiten 
müssen, nimmt mit steigendem Digi¬ 
talisierungsgrad noch zu“, sagt Bun¬ 
tenbach. „Eine bedenkliche Entwick¬ 
lung, da ein hohes und dauerhaftes 
Stressniveau am Arbeitsplatz für die 
Betroffenen mit großen gesundheit¬ 
lichen Risiken verbunden sei, 43 Pro¬ 
zent der Erwerbsminderungsrenten 
gehen heute auf psychische Erkran¬ 
kungen zurück ...“ 

Mietpreisbremse 

Sie soll Mieter vor überteuerten 
Mietverträgen schützen, vor knapp 
zwei Jahren wurde sie mit lautem 
Getöse in Kraft gesetzt. Studien 
zeigten jedoch, dass die Mietpreis¬ 
bremse nicht wirklich bremst. Daher 
will Justizminister Maas Vermieter 
künftig gesetzlich dazu zwingen, die 
vorherige Miete offenzulegen. 

„Es hat sich gezeigt, dass Ver¬ 
mieter die Vormiete bei neuen In¬ 
teressenten nicht nennen“, sagte 
der Minister, „und bei 20 oder 30 
Interessenten fragen auch die we¬ 
nigsten nach. Sie befürchten, sonst 
die Wohnung nicht zu bekommen. 
Hier schlagen wir eine Pflicht des 
Vermieters vor, von sich aus auto¬ 
matisch die Vormiete offenzulegen.“ 

Die Union lehnt eine Verschär¬ 
fung allerdings ab. Sie fürchtet un¬ 
ter anderem, dass zu schlechte Aus¬ 
sichten auf rentable Mieteinnahmen 
Investitionen in den Wohnungsbau 
behindern könnten. 

Damit ist klar, bis nach den Wah¬ 
len im Herbst passiert nichts und 
dann sicherlich auch nichts. Einzig 
sinnvoll wäre eine solche Bremse 
ohne Ausnahmen und noch sinn¬ 
voller wären massive Investitionen 
in den sozialen Wohnungsbau. 
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Leiter von Staats¬ 
unternehmen ermordet 

In Carabobo, Venezuela, wurde eine 
der führenden Stimmen der Arbei- 
terkontroll-Bewegung von Opposi¬ 
tionellen erschossen, wie das Nach¬ 
richtenportal „venezuelaanalysis. 
com“ berichtet. 

Rexol Acevedo, 32, hatte leiten¬ 
de Funktionen im von Arbeitern 
kontrollierten staatlichen Unter¬ 
nehmen Industria Diana, das Spei¬ 
seöl und Margarine herstellt. Er war 
außerdem Vorsitzender der ALBA- 
MERCOSUR-Arbeiterkommissi¬ 
on. 


Israel verstärkt 
Diskriminierung 

Ein israelischer Ministerausschuss 
hat am Sonntag einen Gesetzes¬ 
entwurf gebilligt, der Arabisch als 
zweite Amtssprache abschaffen 
soll. Der Vorschlag sehe vor, dass 
Arabisch künftig nur noch einen 
„Sonderstatus“ haben solle, schrieb 
die Zeitung „Times of Israel“. Das 
Gesetz, das noch zwei Lesungen im 
Parlament passieren muss, definiere 
Israel als „nationale Heimstätte des 
jüdischen Volkes“. 

Ein ähnlicher Vorstoß war 2014 
gescheitert. Kritiker hatten bemän¬ 
gelt, das Gesetz diskriminiere die 
arabische und andere Minderheiten 
in Israel. Mehr als 20 Prozent der 
8,7 Millionen Israelis sind Araber. 
Bisher sind in Israel Hebräisch und 
Arabisch Amtssprachen. 

Der arabische Abgeordnete 
Aiman Auda bezeichnete die Ent¬ 
scheidung als „Kriegserklärung“ an 
Israels arabische Bürger. „Die Dis¬ 
kriminierung hat ein juristisches 
Siegel bekommen“, sagte er. 

Große Militärübung 
in Estland 

Rund 9 000 Soldaten aus mehreren 
Ländern haben am Montag ein gro¬ 
ßes Manöver in Estland begonnen. 
Neben Truppen der estnischen Be¬ 
rufs- und Freiwilligenarmee, Wehr¬ 
pflichtigen und Reservisten neh¬ 
men an der Übung „Spring Storm“ 
(Frühlingssturm) auch Militärs aus 
mehreren NATO-Staaten und an¬ 
deren Partnerländern teil. Mit der 
bis zum 26. Mai laufenden Übung 
soll die Abstimmung zwischen ver¬ 
schiedenen Einheiten trainiert wer¬ 
den. Das größte jährliche Manöver 
in dem baltischen NATO-Staat ist 
zugleich der Abschlusstest für die 
Wehrpflichtigen. 

Rücktritt vom Rücktritt 

Tschechiens Ministerpräsident 
Bohuslav Sobotka hat seine Ent¬ 
scheidung zum Rücktritt nach nur 
drei Tagen zurückgenommen. „Ich 
werde meine Demission nicht ein¬ 
reichen“, sagte der 45-jährige Sozi¬ 
aldemokrat (CSSD) letzte Woche 
Freitag in Prag. Stattdessen werde 
er Präsident Milos Zeman um die 
Abberufung des Finanzministers 
Andrej Babis von der liberal-po¬ 
pulistischen ANO-Partei ersuchen. 

Wegen Steuerbetrugsvorwür¬ 
fen gegen den Koalitionspartner 
hatte Sobotka bisher mit dem Ende 
der gesamten Regierung gedroht. 
Er verdächtige Babis, auf verschie¬ 
dene Weise Steuerzahlungen ver¬ 
mieden zu haben, sagte Sobotka. 
Der Milliardär und Unternehmer 
gilt laut der Rangliste der Zeit¬ 
schrift „Forbes“ als zweitreichster 
Tscheche. 

Babis sprach gegenüber der 
Agentur CTK von einer „skanda¬ 
lösen Verschwörung“ und einem 
Versuch, ihn politisch zu „liquidie¬ 
ren“. Am 20. und 21. Oktober sol¬ 
len in Tschechien reguläre Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus stattfin¬ 
den. 

Die Kommunistische Partei von 
Böhmen und Mähren (KSCM) be¬ 
tonte in einer Erklärung, die Kom¬ 
munisten hätten von Beginn an 
keinerlei positive Entwicklung von 
dieser Regierungskoalition erwar¬ 
tet. Jetzt bestehe die einzig sinnvol¬ 
le Lösung im Interesse des tsche¬ 
chischen Volkes in der Ausrufung 
vorgezogener Neuwahlen. 


Umgekehrte Flugverbotszone 
in Syrien? 

Russland und Türkei nähern sich an - Flugverbot auch für US-Militär? 



Schon etwas angenähert: Der türkische Präsident Erdogan zu Besuch bei Russlands Präsident Putin (3. Mai 2017) 


I m November 2015 schoss die türki¬ 
sche Luftwaffe eine russische SU- 
24 ab, die bei einem Einsatz in Syri¬ 
en angeblich den türkischen Luftraum 
verletzt hatte. Die politischen und wirt¬ 
schaftlichen Beziehungen zwischen der 
Türkei und der russischen Föderation 
verschlechterten sich daraufhin rapide. 
Russland verhängte Sanktionen, der 
Handel zwischen den beiden Ländern 
brach um 25 Prozent ein. 

Davon ist heute nichts mehr zu 
spüren. Der türkische Handelsminis¬ 
ter spricht von einer Freihandelszone 
mit Russland, die russischen Sanktio¬ 
nen werden nach und nach abgebaut 
und selbst der Verkauf eines russischen 
Luftabwehrsystems an die Türkei er¬ 
scheint nicht mehr von vornherein aus¬ 
geschlossen. 

Mit dem Beginn der Verhandlungen 
in Astana wurde die erneute Annähe¬ 
rung zwischen Russland und der Türkei 
offensichtlich. Die türkische Regierung 
hat schon lange eine engere wirtschaft¬ 
liche und politische Zusammenarbeit 
mit Russland gesucht. Der Abschuss 
des russischen Flugzeugs verursachte 
nur eine vorübergehende Verschlech¬ 
terung der Beziehungen. In dem Maße, 
wie die USA die kurdische PYD bzw. 
die YPG politisch und militärisch stärk¬ 
ten, suchte die türkische Regierung wie¬ 
der eine verstärkte Zusammenarbeit 
mit der Russischen Föderation. 

Einen vorläufigen Höhepunkt er¬ 
reicht die Zusammenarbeit mit der Ein¬ 
richtung sogenannter Deeskalationszo¬ 
nen in Syrien. In vier Zonen - in Idlib 
im Norden, Teilen von Latakia, Horns 
und Hama im Zentrum und Gebieten 
um die Hauptstadt Damaskus und im 
Süden Syriens - soll der Waffenstillstand 
zwischen den verhandlungsbereiten Tei¬ 
len der bewaffneten Opposition und 
der Armee gestärkt werden. Soweit der 
Waffenstillstand hält, sollen keine Luft¬ 
angriffe mehr geflogen werden. Selbst 
eine „umgekehrte“ Flugverbotszone 
erscheint möglich: Auch Flugzeuge der 
USA und ihrer Verbündeten sollen in 
diesen Gebieten nicht mehr fliegen. 


Die drei Garantiemächte Russland, 
die Türkei und Iran sollen die Einhal¬ 
tung des Waffenstillstands und die 
Zufuhr von Hilfsgütern überwachen. 
Der Krieg gegen die Terroristen von 
IS und al-Nusra ist davon unbenom¬ 
men. Für die Russische Föderation ist 
das Hauptziel des Vorschlags gerade, 
endlich eine Trennung zwischen den 
verhandlungsbereiten Bewaffneten 
auf der einen und den Terroristen von 
IS und al-Nusra auf der anderen Seite 
zu erreichen, militärisch, räumlich und 
politisch. Der Lohn dafür ist eine im 
Grunde unangefochtene Souveränität 
in den von der verhandlungsbereiten 
Opposition besetzten Gebieten. 

Die syrische Regierung hat den 
russischen Vorschlag und das Abkom¬ 
men zur Errichtung der Deeskalati¬ 
onszonen von vornherein begrüßt und 
erklärt, sie unterstütze alle Vorschläge, 


die geeignet seien, das Blutvergießen 
in Syrien zu beenden. Inwieweit die 
bewaffnete Opposition sich faktisch 
auf die Vorschläge einlässt ist noch of¬ 
fen. Wie gewohnt verließen zumindest 
Teile der Opposition theatralisch die 
Verhandlungen und lehnten vor allem 
den Iran als Garantiemacht ab. 

Der Sondergesandte der UN für 
Syrien, de Mistura, begrüßte das Ab¬ 
kommen. Die Reaktionen aus Europa 
sind verhalten - Russland als Friedens¬ 
stifter, das passt so gar nicht ins Bild. 

Die kurdische PYD spricht sich 
gegen die Deeskalationszonen aus, 
sie würden eine Teilung Syriens vor¬ 
bereiten. Auch wenn das Argument 
nicht unbegründet ist, gilt das gleiche 
für die Vorstellungen einer kurdisch/ 
syrischen Föderation. So ist im Hinter¬ 
grund eher die Furcht zu vermuten, bei 
einer zu partnerschaftlichen Zusam¬ 


menarbeit zwischen Russland und der 
Türkei könnten kurdische Interessen 
auf der Strecke bleiben. 

Die Politik der USA scheint noch 
keinen festen Grund gefunden zu ha¬ 
ben und schwankt zwischen Unterstüt¬ 
zung der Dschihadisten und dem Sturz 
der Regierung auf der einen Seite, ei¬ 
ner Aufspaltung des Landes oder der 
Zusammenarbeit mit Russland auf der 
anderen. 

Der mutige Vorschlag der Russi¬ 
schen Föderation aber führt auf unbe¬ 
kanntes Terrain: ist es der Beginn der 
Aufspaltung des Landes - insbesonde¬ 
re mit Idlib im Norden und Deraa im 
Süden? Ist es der Beginn einer poli¬ 
tischen Lösung? Oder versinkt auch 
dieser Versuch im Strudel der diver¬ 
gierenden Interessen der Regional¬ 
mächte? 

Manfred Ziegler 


Widersprüchliches Schutzbündnis 

Kurdische Kräfte zwischen syrischer Regierung, Russland, Türkei und US-Unterstützung 



Abschied von den Opfern des türkischen Luftangriffes auf die YPG-Basis bei 
Karacok. 


Am 25. April bombardierte die Türkei 
irakische und syrische Gebiete, in der 
mit der PKK verbundene Gruppen die 
Vorherrschaft ausüben. Im Irak wurden 
Gebiete der - wortwörtlich - vom soge¬ 
nannten IS geschlachteten und misshan¬ 
delten Jesiden in Sengal angegriffen, in 
Syrien war es ein YPG-Hauptquartier 
bei Karacok. Seitdem gab es fast jeden 
Tag Angriffe der Türkei und von mit der 
Türkei verbundenen Terrorgruppen auf 
kurdische Stellungen. 

Die syrischen Kommunisten in Re¬ 
gierungskoalition und Opposition lehnen 
die türkische Aggression ab, schreibt das 
Regionalkomitee der Syrischen Kommu¬ 
nistischen Partei. Diese Ablehnung ist 
verbunden mit einer Ablehnung von US- 
Truppen in Syrien, obwohl die getöteten 
YPG-Kämpfer als Märtyrer bezeichnet 
werden. Die Kommunisten warnen vor 
Illusionen einer Koalition mit dem US- 
Imperialismus, wie sie von kurdischen 
Kräften praktiziert wird. 

Das Neue an dem seit fast 40 Jah¬ 
ren andauernden Krieg zwischen der 
Türkei und der kurdischen Befreiungs¬ 
bewegung wird hier deutlich: Die syri¬ 
schen Kurden - vermeintliche Ableger 
der PKK bzw. mit der PKK eng verbun¬ 
den - stützen sich auf ein breites und wi¬ 
dersprüchliches Schutzbündnis, das die 
USA als NATO-Führungsmacht und 
engen Bündnispartner der Türkei ein¬ 
schließt, aber auch Russland und sogar 
die syrische Regierung. So sagte der sy¬ 
rische Außenminister am 8. Mai in einer 
Pressekonferenz, der Kampf der YPG 
gegen den IS sei ein legitimer Kampf. 


Die offene Kooperation mit den USA 
lässt er unerwähnt. 

Ein bisheriger Lösungsvorschlag zum 
Schutz der Kurden in Syrien gegen die 
Angriffe der Türkei wurde wieder her¬ 
angezogen: Im Nordosten Syriens um die 
Stadt al-Hasakah wurden US-Soldaten 
stationiert, wie CNN berichtet, und im 
Nord westen Syriens um die syrisch-kur¬ 
dische Stadt Efrin herum sind syrische 
und russische Soldaten an der Gren¬ 
ze zur Türkei stationiert worden. Diese 
„Lösung“ ahmt die Manbidsch-Lösung 
nach, wo die Türkei nach der Vertreibung 
des IS aus der syrischen Stadt Albab ei¬ 
nen Angriff auf Manbidsch plante, bis 
die syrischen und russischen Soldaten 
ein Schutzgebiet zwischen der YPG und 


der Türkei errichteten. Seitdem haben 
die Angriffe dort auf gehört. 

Die Türkei beendete offiziell die Mi¬ 
litäroperation „Euphratschild“ und kün¬ 
digte weitere Operationen gegen „Terror¬ 
gruppen“ an. Diese können und werden 
sich nur gegen die kurdisch beherrschten 
Gebiete richten, da zwischen der Türkei 
und dem IS keine gemeinsamen Frontli¬ 
nien mehr bestehen. Dennoch versucht 
die Türkei, ein Ticket für die Schlacht um 
die vom IS beherrschte und terrorisier¬ 
te Stadt Raqqa zu ergattern, was einen 
Krieg mit der YPG bedeutet. 

Der Besuch des türkischen Prä¬ 
sidenten Erdogan in Washington am 
16. Mai soll eine Änderung der US-Plä- 
ne für Raqqa bringen. Aus US-Sicht ist 


der Kampf um Raqqa mit der YPG als 
Hauptkraft zu führen. Die US-Zeitschrift 
„Foreign Policy“ geht davon aus, dass 
sich die USA nicht von ihren Plänen ab¬ 
bringen lassen werden. 

Parallel zur Auseinandersetzung 
zwischen der Türkei und den syrischen 
Kurden ist es Russland gelungen, in Ko¬ 
operation mit der Türkei und der Isla¬ 
mischen Republik Iran vier Deeskalati¬ 
onszonen zu deklarieren. Diese Gebiete 
sind Orte der Konfrontation zwischen 
der syrischen Armee und den „gemä¬ 
ßigten Terroristen“, ausgeschlossen sind 
der IS und Al-Nusra-Front. In den De¬ 
eskalationszonen soll auf militärische 
Aktivitäten verzichtet werden, auch aus 
der Luft, was der syrischen Armee bisher 
eine relative Überlegenheit verschaffte. 
Erklärtes Ziel ist es, den Friedensprozess 
zu erneuern und die Kräfte im Kampf 
gegen den sogenannten IS zu vereinigen. 
Die unterschreibenden Staaten werden 
für die Einhaltung des Vertrages sorgen, 
was unter Umständen einen Einmarsch 
türkischer Truppen bedeutet. Den USA 
und ihren kurdischen Verbündeten blieb 
nur, den Vertrag zu kommentieren. Die 
USA kritisierten die Beteiligung Irans 
und antischiitischer Terroristen. 

Währenddessen wird von Rheinme¬ 
tall in der Türkei ein Panzerwerk errich¬ 
tet und deutsche Waffen werden von ira¬ 
kisch-kurdischen Autonomiekräften ge¬ 
gen Jesiden eingesetzt. Darüber hinaus 
beschränken sich Deutschlands Vertreter 
darauf, die Vereinbarung Russlands, der 
Türkei und des Iran von außen zu kom¬ 
mentieren. Toto Lyna 
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Drei Ohrfeigen 

Syriza setzt weitere EU-Vorgaben um 


Z um 1. Mai wurden zwei neue 
Ohrfeigen von der EU an die 
griechische Arbeiterklasse aus¬ 
geteilt: Die Renten sollen erneut ge¬ 
kürzt werden, dieses Mal um 18 Pro¬ 
zent ab 2019. Und die zweite Ohr¬ 
feige: Der jährliche Steuerfreibetrag 
wird von 8 636 Euro auf 5 681 gesenkt. 
Aber „erst“ ab 2020. Um das Bild ab¬ 
zurunden, wird es einen erneuten 
Eingriff in die Arbeitsgesetzgebung 
geben, der Kündigungen erleichtern 
soll. Des weiteren stehen Privatisie¬ 
rungen an. Die griechische Bourgeoi¬ 
sie ist von derlei Maßnahmen kaum 
betroffen - und wenn, dann positiv. 

Hierbei handelt es sich insgesamt 
um Vorgaben der EU, die gesetzgebe¬ 
rische Zustimmung erfolgt am 17. Mai 
aber durch die Syriza/ANEL-Regie- 
rung durch Mehrheitsbeschluss im 
Parlament. Gemeinsam umgesetzt 
wird das Vorhaben dann abschlie¬ 
ßend am 22. Mai, denn dann soll es 
die nächste Tranche an „Finanzhilfen“ 
(Drittes „Hilfspaket“) aus Brüssel ge¬ 
ben. 

Die „Finanzhilfen“ sind ein Schein¬ 
geschäft, denn die Staatsschulden wer¬ 
den dadurch gegenüber der EU, der 
EZB und dem ESM nicht abgebaut, 
sondern nur verlagert und bestenfalls 
gestreckt. Das „Spar“paket umfasst 
3,6 bis 3,8 Milliarden Euro. Die Kre¬ 
dite, die zurückgezahlt werden sollen, 
machen mehr als sieben Milliarden 
Euro aus. 

In der Presse finden sich unter¬ 
schiedliche Bewertungen, denn die 
„Geldgeber“ haben nach wie vor 
verschiedene Positionen. Bundes¬ 


20,7 Millionen Franzosen stimmten 
bei der Präsidentschaftswahl am ver¬ 
gangenen Wochenende für Emmanu¬ 
el Macron - oder gegen Le Pen, die 
10,6 Millionen Stimmen erhielt. 12 
Millionen enthielten sich, weitere 4,1 
Millionen Franzosen wählten „weiß“ 
oder ungültig. Schon vor Beginn der 
Wahlen haben die neun Milliardäre 
Frankreichs, die 90 Prozent der Medi¬ 
en kontrollieren, mit Hilfe ihrer Denk¬ 
fabriken die Wahlen zu einem riesigen, 
nie gekannten Spektakel gemacht und 
so obendrein Millionen Euro verdient. 

Nach dem Ausscheiden Melen- 
chons, der im ersten Wahlgang nahezu 
ein Fünftel der abgegebenen Stimmen 
erhielt, rückte der Klassenkampf mit 
aller Härte ins Bild - ohne dass dieser 
Begriff je genannt wurde. Das Kapital 
erklärte das französische Volk zu ei¬ 
ner einzigen politischen Familie, einer 
sogenannten republikanischen Front 
gegen die faschistische Rechte von Le 
Pens „Front National“ (FN). Es bau¬ 
te Emmanuel Macron auf und korri¬ 
gierte immer wieder seine Eskapaden, 
wenn er die alten PS-Politiker und die 
Rechten für regierungsuntauglich er¬ 
klärte. Der „Front National“ durfte 
in diesem Kampf (noch) nicht siegen. 
Es störte nicht etwa der französische 
Großmachtanspruch, aber der Chauvi¬ 
nismus im zweiten Hauptland der EU 
gefährdete das mühsam zusammenge¬ 
haltene imperialistische Europa und 
die Interessen der großen internati¬ 
onal agierenden Monopole. Mit 33,9 
Prozent für Le Pen bleibt der FN eine 
Macht, die gegen die Arbeiterklasse, 
gegen die Fortschrittskräfte eingesetzt 
wird und ihrer Unterdrückung dient. 
Die niedrige Wahlbeteiligung zeigt 
den tiefen Konflikt, in den die Bürger 
durch die Machtspiele versetzt wer¬ 
den. 

Der Kandidat des „Aufrechten 
Frankreich“ (France insoumise, FI), 
Jean-Luc Melenchons (JLM), steht 
mit 450 000 Mitkämpfern für ein von 


finanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) möchte Athen an der kurzen 
Leine halten, SPD-Vertreter in der 
Bundesregierung halten unwirksam 
dagegen. Der DGB warnt z.B. vor 
dem Ausverkauf der Wasserversor¬ 
gung und vor einer Aufweichung des 
Streikrechts. „Die Lohnkürzungen 
und die Zerschlagung der Tarifsyste¬ 
me müssen rückgängig gemacht wer¬ 
den. Das muss auch Schäuble endlich 
einsehen“, so der DGB. Diese „Ein¬ 
sicht“ dürfte sich bei Schäuble kaum 
einstellen - sie entspricht nicht den 


Freiheit, Gleichheit und Brüderlich¬ 
keit geprägtes Frankreich - für Frie¬ 
den, gegen die Kriege Frankreichs, vor 
denen Menschen nach Europa fliehen, 
für eine gerechte Verteilung des erar¬ 
beiteten Reichtums, gegen ein Europa 
des Kapitals und damit gegen Macron. 
Die Sieger verübeln ihm, dass er nicht 
wie 2002 (Le Pen Senior gegen Chi¬ 
rac) für die Wahl ihres rechten Kandi¬ 
daten aufgerufen hat und sich damit 
eingereiht hätte in diese heuchlerische 
republikanische Front. JLM hat sich 
mit seinen Aufrechten gegen den FN 
ausgesprochen. „Die einfachen Men¬ 
schen werden den Umfang des ihnen 
aufgedrückten sozialen Rackets erfah¬ 
ren. (...) Das Elend wird explodieren. 
Macron wird schlimmer sein als (der 
Sozialdemokrat) Hollande, der schon 
schlimmer war als (der Rechte) Sar- 
kozy“, schreibt JLM in seinem Un- 
terstützer-Aufruf für eine starke Op¬ 
position im französischen Parlament. 
Derweilen schlägt Pierre Laurent vom 
PCF in Briefen an JLM vor, bei den 
Parlamentswahlen unter dem gemein¬ 
samen Banner „Die Kraft des Volkes 
in die Nationalversammlung“ zu kan¬ 
didieren. Das schließt die Sozialdemo¬ 
kraten des Parti Socialiste ein. Im Falle 
der (sehr zweifelhaften) Mehrheit im 
Parlament solle das Programm „Für 
eine gemeinsame Zukunft“ der Auf¬ 
rechten gelten. 

Der PCF-Abgeordnete Nicolas 
Garcia wies den Vorschlag Laurents 
umgehend zurück: Man lege einen 
erfolgreichen Namen und die Ein¬ 
heit nicht ab, sondern verfahre bei 
der Kandidatenaufstellung nach den 
Erfolgsaussichten des Einzelnen. Die 
Kandidatenlisten für das Parlament 
werden am 19. Mai beschlossen. Mah¬ 
nungen zur notwendigen Einheit der 
progressiven Bewegung im Kampf ge¬ 
gen den Vertreter des Kapitals Macron 
und seine Bewegung „En marche!“ so¬ 
wie die faschistische Gefahr werden 
lauter. Alexandra Liebig 


Interessen des deutschen Finanzka¬ 
pitals. 

Griechenlands Finanzminister Eu¬ 
klid Tsakalotos (Syriza) betrachtet die 
Verhandlungen dagegen als geglückt. 
Und IWF-Chefin Christine Lagarde 
setzt auf Entspannung durch längere 
Laufzeiten der Kredite, andere Zins¬ 
konditionen und hat dennoch Zweifel, 
ob die Schulden beglichen werden kön¬ 
nen. Der „Focus“ titelt pessimistisch 
zusammenfassend: „Athen kann nie¬ 
mals alle Schulden zurückzahlen ...“ 
Angedacht sind dafür bisher 40 Jahre. 


Die Kommunistische Partei Vene¬ 
zuelas (PCV) bleibt legal. Das geht 
aus einem Beschluss des Nationalen 
Wahlrates (CNE) hervor, den des¬ 
sen Direktorin Tania D Aanelio am 
5. Mai verkündete. Demnach müs¬ 
sen Venezuelas Kommunisten eben¬ 
so wie einige andere Organisationen 
nun doch keine Unterschriften sam¬ 
meln, um als legale Partei registriert 
zu bleiben. 

Ursprünglich hatte der CNE an¬ 
geordnet, dass alle Parteien, die bei 
den letzten Wahlen nicht mindes¬ 
tens ein Prozent der Stimmen er¬ 
halten haben, eine Mindestzahl an 
Mitgliedern nachweisen müssen, die 
0,5 Prozent aller Wahlberechtigten 
entsprach. Sonst drohte die Strei¬ 
chung aus dem Verzeichnis politi¬ 
scher Parteien, womit die Organisa¬ 
tion für den venezolanischen Staat 
nicht mehr existent wäre und nicht 
mehr an Wahlen teilnehmen könnte. 
Betroffen waren praktisch alle Par¬ 
teien - nur die regierende Verein¬ 
te Sozialistische Partei Venezuelas 
(PSUV) und das Oppositionsbünd¬ 
nis MUD (Tisch der demokratischen 
Einheit) hatten bei den Parlaments¬ 
wahlen 2015 eine ausreichende Stim¬ 
menzahl erreicht. 

Die PCV kündigte bereits im ver¬ 
gangenen Oktober an, dass sie sich 
diesem Prozess verweigern werde. 
Der CNE verlangte nämlich, dass 
sich die Unterstützer der PCV - und 
aller anderen betroffenen Parteien - 
zu Sammelpunkten begeben sollten, 
die im ganzen Land eingerichtet wur¬ 
den. Dort sollten sie sich ausweisen 
und erklären, dass sie Mitglied der 
Partei seien. Das wies die PCV zu¬ 
rück. Niemand könne durch eine Er¬ 
klärung gegenüber einer staatlichen 
Stelle Mitglied der Kommunistischen 
Partei werden. Zudem weigerte sich 
die PCV, die Namen ihrer Mitglieder 
gegenüber dem Staat offenzulegen. 

International stieß die Verbots¬ 
drohung gegen Venezuelas Kom¬ 
munisten auf Empörung. Zahlreiche 


Ministerpräsident Alexis Tsipras 
(Syriza) verpasst dem Volk mit sei¬ 
ner Zustimmung zu den Vorgaben 
der EU eine zusätzliche dritte Ohr¬ 
feige. Es ist ein Irrtum zu glauben, 
dass die Bürger das Referendum vom 
5. Juli 2015 vergessen haben, in dem 
sie mit überwältigender Mehrheit für 
ein Nein („Oxi“) und damit gegen die 
Brüsseler Pläne und gegen eine mög¬ 
liche Zustimmung dazu durch die ei¬ 
gene Syriza/ANEL-Regierung votier¬ 
ten. Tsipras macht das Gegenteil da¬ 
von. Die Wut darüber wurde bei der 


kommunistische und linke Partei¬ 
en solidarisierten sich mit der PCV, 
die ein kritischer, aber zuverlässiger 
Verbündeter der bolivarischen Re¬ 
gierung ist. Die Kommunisten selbst 
klagten gegen das Registrierungsver¬ 
fahren vor dem Obersten Gerichts¬ 
hof (TSJ) des südamerikanischen 
Landes. Bislang haben sich die ho¬ 
hen Richter mit dem Einspruch der 
PCV nicht auseinandergesetzt. Die 
Wende kam auf anderem Wege - 
ironischerweise durch eine Klage 
der Oppositionspartei „Bandera 
Roja“ einer ultralinken Sekte, die im 
Bündnis mit der äußersten Rechten 
die fortschrittliche Regierung Vene¬ 
zuelas bekämpft. Der Oberste Ge¬ 
richtshof (TSJ) ordnete nach deren 
Petition Ende April an, dass die von 
den Parteien bei den Parlamentswah¬ 
len 2015 erreichten Stimmen bei der 
Neuregistrierung berücksichtigt wer¬ 
den müssten und dass es reiche, wenn 
das Quorum von 0,5 Prozent in zwölf 
Bundesstaaten erfüllt ist. 

In Umsetzung dieses Urteils stell¬ 
te der CNE am 5. Mai fest, dass ne¬ 
ben der PSUV und der MUD drei 
weitere Parteien die Festlegung des 
TSJ erfüllt haben und keine Mitglie¬ 
derlisten vorlegen müssen: die reli¬ 
giöse Nuvipa, die linken Tupamaros 
sowie die PCV. Alle anderen Partei¬ 
en müssen die Unterschriftensamm¬ 
lung fortsetzen, nun aber nur noch 
die Differenz zwischen ihrem Wahl¬ 
ergebnis und der geforderten Zahl 
nachweisen. 

Von dieser Neuregelung profi¬ 
tieren vor allem die linken Partei¬ 
en. Während diese 2015 mit eigenen 
Listen angetreten waren, hatten sich 
die Rechten auf eine einzige Liste - 
MUD - geeinigt und nicht eigenstän¬ 
dig kandidiert. Somit müssen alle 
Oppositionsparteien weiterhin die 
komplette Zahl an Unterschriften 
nachweisen. 

Die PCV hat sich zu der jüngsten 
Entwicklung noch nicht geäußert. 

Andre Scheer 



Für die im Gesundheitssektor arbeitenden Kolleginnen und Kollegen sind die Folgen der „Spar^politik besonders deutlich 
(Demonstration am i. Mai in Athen). 


Frankreichs Reaktion 
marschiert 

Macron gewinnt, was machen die Linken? 


Legalität verteidigt 

Kommunistische Partei Venezuelas von 
Unterschriftensammlung befreit 


machtvollen Demonstration der Ge¬ 
werkschaftsfront PAME am 1. Mai in 
Athen und 77 anderen Städten deut¬ 
lich. 

Am 1. Mai wurde bereits auf einen 
24-stündigen Generalstreik für den 
öffentlichen und privaten Sektor am 
17. Mai orientiert. Auftakt der Mai- 
Kundgebung war die Aufführung der 
Szene „Arbeitsbeschaffung“ aus Ber¬ 
tolt Brechts „Furcht und Elend des 
Dritten Reichs“. Giorgos Perros (PA- 
ME-Sekretariat) kritisierte den Op¬ 
portunismus von Syriza. Der anschlie¬ 
ßende Demonstrationszug führte vor¬ 
bei am Hilton-Hotel, wo Vertreter der 
Regierung mit dem Geldgeber-Quar¬ 
tett „Verhandlungen“ führten. 

KKE-Vorsitzender Dimitris Kout- 
soumbas, der an der PAME-Kundge- 
bung in Athen teilnahm, erklärte vor 
den Medienvertretern: „Der Ers¬ 
te Mai 2017 soll der wirkliche Auf¬ 
takt neuer, großer und dynamischer 
Kämpfe der Arbeiterklasse und des 
Volkes sein, für die Wiederformierung 
der Bewegung, damit wir all das, was 
uns während der Krise gestohlen wur¬ 
de, wiederbekommen; um alle arbei¬ 
terfeindlichen und volksfeindlichen 
Gesetze abzuschaffen, unser Land von 
den Räuberallianzen EU und NATO 
loszulösen, die Schulden unilateral zu 
streichen und den Weg der Vergesell¬ 
schaftung der Organisation der Pro¬ 
duktion, der Dienstleistungen, der ge¬ 
samten Wirtschaft mit einem zentral 
erarbeiteten wissenschaftlichen Plan 
zu ebnen.“ 

Uwe Koopmann 


Grenzgefechte 

Bei fast elf ständigen Schusswechseln 
an der afghanisch-pakistanischen 
Grenze sind in der letzten Woche min¬ 
destens 13 Menschen getötet worden. 
Auf pakistanischer Seite kamen laut 
Polizei neun Zivilisten ums Leben. 
Auf afghanischer Seite starben Medi¬ 
enberichten zufolge vier Militärs. 

Mindestens 82 Menschen wurden 
nach Angaben von beiden Seiten ver¬ 
letzt. Auf pakistanischer Seite seien 
sechs Sicherheitskräfte und 39 Zivi¬ 
listen verwundet, sagte ein Arzt am 
örtlichen Krankenhaus. Auf afghani¬ 
scher Seite waren es laut Polizei 14 
Sicherheitskräfte und 23 Zivilisten. 
Andere Quellen sprachen von 26 
verletzten Zivilisten. 

Beide Seiten beschuldigen sich ge¬ 
genseitig, angefangen zu haben. Aus¬ 
löser war offenbar ein pakistanisches 
Volkszählungsteam in Militärbeglei¬ 
tung, das nach afghanischer Ansicht 
auf afghanischer Seite der Grenze 
gearbeitet hatte. Diese verläuft nahe 
dem Grenzübergang Chaman in der 
Südprovinz Belutschistan durch zwei 
Dörfer. Pakistans Regierung und Mi¬ 
litär wiesen den Vorwurf zurück. 

Auftrag: Migranten 
auf halten 

Italien will nach den Worten seines 
Innenministers die Weiterreise von 
Migranten in andere EU-Länder 
verhindern. „Hundert Prozent aller 
Ankommenden werden heute regis¬ 
triert“, sagte Marco Minniti. „Wir ar¬ 
beiten mit Österreich, der Schweiz 
und Slowenien zusammen, um die 
sogenannte sekundäre Bewegung zu 
verhindern, also dass Migranten in 
andere Länder Weiterreisen.“ 

Italien ist derzeit das Hauptan¬ 
kunftsland für Flüchtlinge vor al¬ 
lem aus Afrika, die an den Küsten 
landen. Letztes Jahr waren es mehr 
als 180 000 Migranten, dieses Jahr 
werden mehr erwartet. Dem Land 
wurde immer wieder vorgeworfen, 
nichts gegen die Weiterreise der Mi¬ 
granten zum Beispiel nach Deutsch¬ 
land zu unternehmen. Nach Angaben 
des italienischen Flüchtlingsrates hat 
sich Italien aber vom Transitland zu 
einem Land entwickelt, in dem die 
Migranten ihren Asylantrag stellen. 
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Im Bild 


unsere zeit m 



Wir sind hier, wir sind laut, 
weil man uns die Bildung klaut! 


Schulen ihre Kinder und schicken sie auf privilegierte Privatschu¬ 
len. Die knappen Kassen im öffentlichen Bereich werden nicht 
nachgefüllt, weil das Geld eher in die Rüstung fließt. Beide Ak¬ 
tionen gehören zur Kampagne „wir sind mehr wert - kostenlose 
Bildung für alle“, mit der die Schülerinnen und Schüler, gemein¬ 
sam mit Eltern und Lehrern, auf die katastrophale Unterfinan¬ 
zierung aufmerksam machen. 

Das Fazit der SDAJ: Eine Landesregierung gleich welcher 
Couleur, die diese Politik stützt, ist am kommenden Sonntag in 
NRW nicht wählbar. 

UK/Ju 



Die Landesschülerinnenvertretung in NRW protestierte gemein¬ 
sam mit zahlreichen Bezirksschülerinnenvertretungen und weite¬ 
ren Organisationen gegen die aktuelle Bildungspolitik der Lan¬ 
desregierung von SPD/B90-Grüne. Neben anderen mit dabei: die 
SDAJ, Elternvertretungen von verschiedenen Schulen und aus 
unterschiedlichen Orten, Jugendräte, Studentenvertretungen. 

Kernpunkt der Kritik: Der Haushaltsansatz für die Schulpo¬ 
litik wird den bildungspolitischen Herausforderungen nicht ge¬ 
recht. Die Kosten werden schon jetzt privatisiert. „Bücher- und 
Papiergeld,Taschenrechner, Busticket, Klassenfahrten oder Nach¬ 
hilfe. Ständig werden wir in der Schule aufgefordert etwas zu be¬ 


zahlen oder zu kaufen.“ Die Gebäudesituation vieler Schulen, 
die Unterfinanzierung der gesamten Schulbildung, der flächende¬ 
ckende Lehrermangel und die fehlenden Mitbestimmungsmög¬ 
lichkeiten waren die Hauptkritikpunkte, die die SDAJ in ihrem 
Flugblatt aufführte. 

Am Freitagmorgen letzter Woche zogen gut 300 Schülerinnen 
und Schüler durch die Essener Innenstadt, am nächsten Tag gab 
es eine lautstarke Demonstration in Düsseldorf. 

Viele Redner bestätigten: Bildungschancen sind auch in NRW 
in erster Linie vom Sozialstatus des Elternhauses abhängig. Väter 
und Mütter, die es sich leisten können, entziehen den staatlichen 
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Lucas Zeise zur Präsidentenwahl in Frankreich 

Merkels Sieg 


M it zwei Drittel der gültigen 
Stimmen hat Emmanuel Ma- 
cron scheinbar deutlich das 
Präsidentenamt in Frankreich errun¬ 
gen. Aber jeder weiß, dass bei dieser 
Wahl die Mehrheit den Kandidaten nur 
aus der Not heraus gewählt hat, um das 
größere Übel, den Front National an 
der Spitze des Staates zu vermeiden. So 
wurde rechts gewählt, um nicht von ganz 
rechts außen beherrscht zu werden. 

Der Präsident Macron ist general¬ 
stabsmäßig von der Großbourgeoisie 
mit Unterstützung der rechten Sozi¬ 
aldemokratie aufgebaut worden. Der 
Wahlsieg des „Weiter so“ war der Er¬ 
trag. Frangois Hollande hatte den In¬ 
vestmentbanker ins Wirtschaftsminis¬ 
terium geholt, um das blöde resistente 
französische Volk von den Segnungen 
von mehr Arbeit und weniger siche¬ 
ren Arbeitsplätzen bei weniger Föhn 


zu überzeugen. Die entsprechenden 
Gesetze hat er geholfen durchzuzie¬ 
hen - gegen alle Proteste. Damit und 
mit Krieg auf der anderen Seite des 
Mittelmeers, sowie mit dem Ausnah¬ 
mezustand gelang es Hollande zum 
unbeliebtesten Präsidenten der V. Re¬ 
publik zu werden. Angesichts dessen 
war er auch der erste, der sich gar nicht 
erst zur Wiederwahl stellte. Der Wider¬ 
stand gegen die rechte Politik an der 
Spitze des Staates hat immerhin aus¬ 
gereicht, zum ersten Mal seit langem 
eine linke, soziale und demokratische 
Alternative bis beinahe in die zweite 
Runde der Präsidentenwahl zu tragen. 


Bemerkenswert ist auch, dass der rela¬ 
tive Wahlerfolg von fast 20 Prozent der 
Stimmen ohne oder besser gegen die 
„Sozialistische Partei“ erreicht wurde. 

Der Jubel über Macrons Wahlsieg 
war in Deutschland besonders groß. 
Regierung und etablierte Medien prie¬ 
sen den neuen Präsidenten: Nun sei die 
EU vor dem Untergang gerettet. Nur 
die bescheiden-realistische Kanzlerin 
wies darauf hin, dass der neue Präsident 
sich erst sammeln müsse und dann seine 
Wünsche vortragen könne. Dies ist der 
Stil der Mächtigen. Tatsächlich sind die 
Interessen der deutschen und der fran¬ 
zösischen herrschenden Klassen ähnlich, 


aber nicht deckungsgleich. Überall gilt 
in französischen Unternehmen, Verbän¬ 
den und Staatsinstitutionen die Parole 
„So effizient wie Deutschland werden“. 
Mit effizient sind die von der Agen¬ 
da 2010 flexibel und billig getrimmten 
Arbeitskräfte in Deutschland gemeint. 
Dazu gibt es scheinbar keine Alternati¬ 
ve - oder eben nur die von Frau Fe Pen. 
So effizient wie Deutschland sein heißt 
eigentlich nicht, sich innerhalb EU-Eu- 
ropas der Führung Berlins zu unterwer¬ 
fen. Das aber war die Praxis. Hollande 
trat vor fünf Jahren mit dem Anspruch 
an, der deutschen brutalen Austeritäts- 
politik etwas entgegenzusetzen. 


Daraus wurde rein gar nichts. Es 
gab kein Bündnis der Südländer, es 
gab keine gemeinsame Wirtschaftspo¬ 
litik auf EU-Ebene, keine Eurobonds 
und es gab kein nennenswertes öffent¬ 
liches Investitionsprogramm. Warum 
nicht? Weil Wolfgang Schäuble und 
seine Auftraggeber in deutschen Kon¬ 
zernen es nicht wünschen. Der neue 
Präsident Macron formuliert heute 
ganz ähnliche Ziele wie Hollande vor 
fünf Jahren. Er wird ebenso scheitern. 
Aber das Publikum wundert sich nicht 
mehr wie noch ein wenig unter Hol¬ 
lande und noch gehörig unter Sarkozy. 
Die EU bleibt deutsch dominiert. Der 
Sieg Macrons ist ein Zeichen dafür, 
dass die herrschende Klasse Frank¬ 
reichs sich damit abfindet. Sie pak¬ 
tiert lieber mit dem starken Deutsch¬ 
land als mit Italien, Spanien oder gar 
Griechenland. 



Der Mann, der Merkel mit links besiegen sollte, entpuppt sich immer mehr als Seifenblase. Das Schillern einer Seifenblase 
ist höchst attraktiv. Wer hat sie aufgeblasen? Das war die SPD-Führung selbst. 

Der einst hochgejubelte Spitzenkandidat der SPD verliert immer mehr an Boden. Seine öffentlichen Auftritte werden 
kaum noch von den staatstragenden Medien zur Kenntnis genommen. Zu den leeren Versprechungen und den Wahlnie¬ 
derlagen kommt jetzt noch eine Rüge des EU-Parlaments. Martin Schulz habe als Parlamentspräsident Steuergelder zu 
freizügig ausgegeben. 

Eine für Seifenblasen typische Eigenschaft besteht sprichwörtlich darin, dass sie leicht platzen. Damit dürfte das The¬ 
ma Gerechtigkeit ihren Seifenglanz verloren haben. 


Führerin des Westens 

Wie Merkel die C20 vorbereitet • Kolumne von Beate Landefeld 


Herbert Becker zu de Maizieres Leitkultur 

Bieder und gefährlich 


Nach der Saarland-Wahl haben die Me¬ 
dien den Schulz-Hype abgeblasen. Im 
Rampenlicht steht die deutsche Rolle 
in der Welt, verkörpert durch Merkel. 
Dass ausgerechnet im Wahljahr 2017 
Deutschland Gastgeber der G20 ist, 
ist kein Zufall. Eingestielt hat es Lars- 
Hendrik Roller, Merkels Vorbereiter 
und Chefunterhändler für die G7- und 
G20-Gipfel. Man nennt die Chefunter¬ 
händler „Scherpas“, nach dem Volk im 
Himalaya, aus dem einst die Bergträ¬ 
ger für Expeditionen ins Hochgebir¬ 
ge rekrutiert wurden. Ökonomie-Pro¬ 
fessor Roller, Sohn des früheren Vor¬ 
standssprechers der Dresdner Bank 
Wolfgang Roller und Bruder des Lei¬ 
ters des ZDF-Studios in Washington 
Ulf-Jensen Roller, gehört von Geburt 
an zu den oberen Zehntausend. Seit 
2011 leitet er im Kanzleramt die Ab¬ 
teilung Finanz- und Wirtschaftspolitik 
als Nachfolger von Merkels früherem 
Scherpa Jens Weidmann, der nun Bun¬ 
desbankpräsident ist. 

Schon am 1. September 2015 pries 
die „Wirtschaftswoche“ Rollers Erfolg 
beim Werben um die G20-Präsident- 
schaft. Nicht nur sei das G20-Format 
heute bedeutender als die G7, zudem 
„bietet es im Laufe einer Präsident¬ 
schaft zahlreiche Gipfeltreffen - bes¬ 
te Gelegenheit für Kanzlerin Merkel, 
um sich im Wahlkampf als international 
angesehene Staatsfrau zu präsentieren.“ 
Das war lange vor Brexit und Trump- 
Wahl, den Ereignissen, die „New York 
Times“ und „Financial Times“ bewo¬ 
gen, Merkel zur „Führerin der westli¬ 
chen liberalen Welt“ auszurufen. Der¬ 
zeit bereitet Merkel die G20 mit allerlei 
Treffen vor. Dazu gehört der Frauen- 
Vorgipfel W20 mit Ivanca Trump, Kö¬ 


nigin Maxima der Niederlande, Christi¬ 
ne Lagarde, dem deutschen Unterneh¬ 
merinnenverband und dem Deutschen 
Frauenrat. Mit Konzernchefs fährt sie 
nach Saudi-Arabien, will dort, wie es 
heißt, auch am „dicken Brett der Men¬ 
schenrechte bohren“. Mit öffentlicher 
Kritik hält sie sich zurück. Die Bun¬ 
deswehr soll Militärkräfte für das Land 
ausbilden, das gerade den Jemen bom¬ 



bardiert. Für Siemens und SAP sprin¬ 
gen Abkommen zum Infrastruktur-Um¬ 
bau und zur Digitalisierung Saudi-Ara¬ 
biens heraus. 

Anders verläuft Merkels Stipp¬ 
visite bei Putin. Sie wirft ihm Men¬ 
schenrechtsverletzungen und hybride 
Kriegführung vor. Am Tag ihres Flugs 
nach Sotschi malt Michael Sauda vom 
Hauptstadtbüro des „Spiegel“ Angela 
Merkel als Star in der Serie „Ich zähme 
die Populisten“. Wörtlich: „Nachdem 
sich die Kanzlerin in den ersten Folgen 


als Dompteuse von Türkei-Autokrat 
Recep Tayyip Erdogan und US-Prä- 
sident Trump gezeigt hat, trifft sie am 
Vormittag auf ihren wohl sinistersten 
Widersacher: Kreml-Herrscher Wla¬ 
dimir Putin. Der frühere KGB-Agent 
spielt die Rolle des „Finsterlings“ schon 
deshalb besonders überzeugend, weil er 
sich gern mit entblößter Brust als be¬ 
sonders gewaltbereiter Macho zeigt 
oder seine Hunde wehrlose Staatsgäste 
anknurren lässt.“ Das ist die Selbstiro¬ 
nie eines Qualitätsjournalisten, dessen 
Medien die Zutaten zu dieser „Serie“ 
beständig anrühren. Während Merkel 
Putin trifft, verkündet Tina Hassel, Lei¬ 
terin des ARD-Hauptstadtstudios und 
Mitglied der Atlantikbrücke trium¬ 
phierend, dass zwischen Merkels und 
Trumps Scherpas eine „Feinabstim¬ 
mung“ der Haltung gegenüber Russ¬ 
land erreicht worden sei. Man sehe da¬ 
her dem Treffen Trump-Putin bei den 
G20 gelassen entgegen. 

Bei den G20-Treffen sind die NA- 
TO-Mächte nicht unter sich, wie bei 
den G7. In das Vertrauen der G7 hat 
sich Trump in Syrien und Afghanistan 
zurückgebombt. Trumps angedrohte 
Einfuhrsteuern, seine Aufkündigung 
des Pariser Klimaabkommens wider¬ 
sprechen den Interessen Chinas und 
der BRD. Wenn Trumps und Merkels 
Scherpas zur „Feinabstimmung“ ge¬ 
genüber China kommen, wird es ihnen 
darum gehen, den Technologietransfer 
unter Kontrolle zu halten („Produktpi¬ 
raterie“) und chinesische Firmen über¬ 
nehmen zu können („weg mit dem 
Joint-Venture-Zwang“). Das Thema 
„Nordkorea“ werden sie nutzen, um 
die militärische Einkreisung Chinas zu 
forcieren. 


Max Frisch schrieb in den 50er Jahren 
sein Drama „Herr Biedermann und die 
Brandstifter“. Daran erinnerte ich mich, 
als Innenminister Thomas de Maizi¬ 
ere die zehn Thesen „Leitkultur für 
Deutschland“ veröffentlichen ließ. Ich 
stelle mir den Biedermann vor und mag 
es dennoch kaum glauben. Wie dünn ist 
der Gehalt dessen, was der Minister da 
von sich gegeben hat: Mit dem Sonn¬ 
tagsredensatz von der Kulturnation, 
denn „kaum ein Land ist so geprägt von 
Kultur und Philosophie wie Deutsch¬ 
land“, verbindet er gleich den Anspruch 
auf „großen Einfluss für die kulturelle 
Entwicklung der ganzen Welt“. Philoso¬ 
phiegeschichte hat er bis Kant gelesen, 
dann wohlweislich eine Lücke gelassen 
und erst bei Karl Jaspers und Karl Pop¬ 
per greift er wieder zu. 

Sein Verständnis von Kultur gipfelt 
in dem Satz „Es ist die Mischung, die ein 
Land einzigartig macht und die letztlich 
als Kultur bezeichnet werden kann.“ Da 
schmeißt einer alles in den deutschen 
Topf, Sitten, Gebräuche, Lebensweisen, 
und nennt das dann Kultur. Aber er 
wird auch ein wenig genauer: „Wir se¬ 
hen Leistung als etwas an, auf das jeder 
Einzelne stolz sein kann.“ Welche Art 
von Leistung, etwa Können, Erfolg, Ge¬ 
winn oder Cleverersein, bleibt nebulös. 
Auch hält der Protestant ganz klassisch 
daran fest „dass Religion Kitt der Ge¬ 
sellschaft sei“. Bekanntlich hat Kitt die 
Eigenschaft, alles fest zusammenzukle¬ 


ben, eine „feste Burg“ aus uns allen zu 
machen. Ein neuer Begriff taucht auch 
bei seiner Behauptung auf, wir hätten 
„eine Zivilkultur bei der Regelung von 
Konflikten“. Staatliche, besonders poli¬ 
zeiliche und militärische Macht als eine 
Zivilkultur zu bezeichnen, ist schon arg 
billig und verlogen. Präzise ist Thomas 
de Maiziere bei einer wie in Stein gemei¬ 
ßelten These: „Die NATO schützt un¬ 
sere Freiheit“. Dazu passend dann auch 
die Betonung auf „Wer sich seiner Leit¬ 
kultur sicher ist, ist stark.“ Wozu stark? 

Damit zeigt sich, der Biedermann 
ist schon immer auch der Brandstifter: 
Ein Mann, der sich in all seinen poli¬ 
tischen Funktionen, sei es als Sächsi¬ 
scher Staatsminister für Justiz und In¬ 
neres, als Chef des Bundeskanzleramtes 
(damit Geheimdienstkoordinator), als 
Bundesminister der Verteidigung und 
seit einigen Jahren Bundesinnenminis¬ 
ter, immer den Leitspruch gegeben hat 
„Alles abwehren, was ich als Bedro¬ 
hung empfinde, und überall angreifen, 
wo sich mir die Chance bietet“. Seine 
Politik gegenüber denen, die vor Krieg, 
Terror und Hunger zu uns wollen, ist 
beschämend, seine Politik gegenüber 
Bürgern, die eine andere Republik wol¬ 
len, kennt nur die Mittel zu verfolgen, 
zu kriminalisieren und auszugrenzen. 
Thomas de Maiziere ist sicherlich stolz 
auf seine Leistung, denn die Rolle des 
Brandstifters mit der des Biedermanns 
zu vereinen, gelingt nicht jedem. 


Kondolenzschreiben zum Tod von Heinz Keßler 

An die Deutsche Kommunistische Partei 
Liebe Genossinnen 

und Genossen, mit Trauer erfuhren wir vom Ableben des aufrichtigen 
Kommunisten, Genossen Heinz Keßler, führenden Funktionärs der So¬ 
zialistischen Einheitspartei Deutschlands, ehemaligen Verteidigungs¬ 
ministers der DDR und DKP-Mitglieds. 

Als Deserteur der faschistischen Wehrmacht kämpfte Heinz Keßler in 
den Reihen der Roten Armee und trug somit zum Großen Antifaschisti¬ 
schen Sieg der Völker bei. Für diese Tat wurde er vom Nazi-Kriegsgericht 
zum Tode verurteilt. 

Für seinen Beitrag während der DDR-Zeit wurde er nach den konterre¬ 
volutionären Umstürzen inhaftiert. Er war bis zu seinem Lebensende 
Mitglied der DKP. 

Wir bitten euch, die aufrichtige Anteilnahme der KKE an die Genossen 
und Genossinnen der DKP und an seine Angehörigen zu übermitteln. 
Abteilung Internationale Beziehungen des ZK der KKE 

Liebe Genossinnen, werte Genossen, 

wir haben die traurige Nachricht vom Hinscheiden des Genossen Heinz 
Keßler, des gewesenen Verteidigungsministers der DDR, vernommen. 
Er hat seinen kommunistischen Idealen nie abgeschworen, die ihn als 
jungen Soldaten zur Desertation von der Hitler-Armee und zum Über¬ 
gang auf die Seite der Roten Armee bewogen hatten. 

Diese seine Kohärenz haben wir sowohl bei der konterrevolutionären 
Wende im Osten gesehen, als er fortfuhr, die sozialistische Erfahrung 
der DDR zu verteidigen, wie auch bei seinem Entschluss, sich in Eure 
Partei einzuschreiben. 

Wir drücken der DKP und den Angehörigen die Kondolenz der schwei¬ 
zerischen Kommunisten aus. 

Mit solidarischen Grüßen 
Kommunistische Partei (Schweiz) 
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Wilhelm Liebknecht - Soldat der Revolution 

Der Leipziger Hochverratsprozess vom Jahre 1872 • Von Erich Kundel 


D er Prozess begann am 11. März 
1872 in einem Saal des Bezirks¬ 
gerichts in Leipzig. Gleich zu Be¬ 
ginn war das Gericht bemüht, die des 
Hochverrats angeklagten Arbeiterfüh¬ 
rer Bebel. Liebknecht und Hepner als 
Unruhestifter und Vaterlands Verräter 
zu brandmarken. Die Angeklagten soll¬ 
ten in den Augen der Öffentlichkeit als 
verantwortungslose Revoluzzer diskre¬ 
ditiert, zu kriminellen Elementen abge¬ 
stempelt werden. 

Wilhelm Liebknecht verwahr¬ 
te sich dagegen mit einer eindrucks¬ 
vollen Erklärung. „Ich bin kein Ver¬ 
schwörer von Profession, kein fahren¬ 
der Landsknecht der Konspiration. 
Nennen Sie mich meinethalben einen 
Soldaten der Revolution“, erklärte der 
ehemalige Teilnehmer an der 48er- 
Revolution, der Londoner Emigrant, 
der langjährige Freund und Kampf¬ 
gefährte von Marx und Engels seinen 
Richtern. Ebenso wie Bebel und Hep¬ 
ner bekannte er sich zu seinen Über¬ 
zeugungen als Sozialist und Kommu¬ 
nist. Seit seiner Jugend habe ihm ein 
zwiefaches Ideal vorgeschwebt: „Das 
freie und einige Deutschland und die 
Emanzipation des arbeitenden Volkes, 
d.h. die Abschaffung der Klassenherr¬ 
schaft, was gleichbedeutend ist mit der 
Befreiung der Menschheit. Für dieses 
Doppelziel habe ich nach besten Kräf¬ 
ten gekämpft und für dieses Doppelziel 
werde ich kämpfen, solange ein Hauch 
in mir ist. Das will die Pflicht!“, setzte 
er mit besonderem Nachdruck hinzu. 

Die drei angeklagten Arbeiterfüh¬ 
rer hatten vor ihren Parteimitgliedern 
und erst recht vor der Öffentlichkeit 
nichts zu verbergen. In jeder Nummer 
des „Volksstaat“ konnten sich 3500 
Abonnenten des Zentralorgans der 
Partei anhand eines authentischen Ver¬ 
hörprotokolls über die Verhandlungen 
vor dem Schwurgericht in Leipzig in¬ 
formieren. 

Der Prozess fand im Schatten drei¬ 
er bedeutender historischer Ereignis¬ 
se statt. Das war erstens die Kaiserpro¬ 
klamation im Spiegelsaal von Versailles 
am 18. Januar 1871. Das war zweitens 
der Pariser Kommuneaufstand vom 
März bis Mai 1871. Das war drittens 
die Unterzeichnung des Friedens Ver¬ 
trages mit Frankreich im Mai 1871. Wel¬ 
che Frage wir auch im Zusammenhang 
mit dem Leipziger Hochverratsprozess 
stellen mögen, stets werden wir bei ih¬ 
rer Beantwortung zu berücksichtigen 
haben, dass es nach der Reichsgrün¬ 
dung und der Pariser Kommune der 
erste große Prozess gegen die revolu¬ 
tionäre Sozialdemokratie war. 

In diesem Prozess saßen die Ver¬ 
bündeten der Versailler Regierung zu 
Gericht über die Kampfgefährten der 
Kommunarden. Was in Paris die Mi¬ 
litärgerichte besorgten, das sollte in 
Leipzig wenigstens symbolisch erreicht 
werden. 

So viel scheint sicher zu sein: Ohne 
das mutige Bekenntnis der Angeklag¬ 
ten und ihrer Gesinnungsgenossen zu 
dem Vermächtnis der Pariser Kommu¬ 
narden hätte es in Deutschland keine 
revolutionäre Sozialdemokratie gege¬ 
ben. 

Aus Angeklagten 
werden Ankläger 

Es könnte sein, dass Bebel und Lieb¬ 
knecht in ihren Erinnerungen an den 
Hochverratsprozess selbst dazu beige¬ 
tragen haben, die Kompetenz und Au¬ 
torität des Leipziger Bezirksgerichts 
ein wenig niedriger zu veranschlagen 
als es tatsächlich der Fall war. Gewiss, 
der Präsident des Schwurgerichts, der 
Bezirksgerichtsdirektor von Mücke aus 
Bautzen, war kein Geistesriese. Aber 
wann hätte es je für die Leitung eines 
politischen Prozesses einer juristischen 
Kapazität bedurft? 

Bebel hat natürlich insofern wieder¬ 
um recht mit seiner Feststellung, dass 
sich zu diesem Geschäft am besten 
ein gewissenloser Streber oder ein be¬ 
schränkter Kopf eignen würde. Ein Tes- 
sendorf, der nur wenig später in Berlin 
von sich reden machen sollte, war Herr 


von Mücke natürlich nicht. Aber was 
von ihm erwartet wurde, das wusste 
er ebenso wie das Dutzend seiner Ge¬ 
schworenen, unter denen sich sieben 
Kaufleute, vier Gutsbesitzer und ein 
Oberförster befanden. 

Außerdem gab es ein lebhaftes In¬ 
teresse an der Verurteilung der Ange¬ 
klagten bei den preußischen Behörden 


in Berlin. Nicht umsonst hielten sich 
deshalb der sächsische Justizminister 
Abeken und sein Generalstaatsanwalt 
Dr. Schwarze während des Prozes¬ 
ses wiederholt in Leipzig auf, um den 
Richtern, den Geschworenen und der 
Anklagevertretung das Rückgrat zu 
stärken. 

Und schließlich gab es da noch den 
enormen Druck der lokalen und der 
überregionalen Presse, die bereits im 
Vorfeld des Prozesses die öffentliche 
Meinung im Sinne einer Vorverurtei¬ 
lung der Angeklagten manipulierten. 

Wenn also vor den Schranken des 
Gerichts aus den Angeklagten vom 
ersten Verhandlungstag an Ankläger 
wurden, so lag das keineswegs an ei¬ 
ner unzureichenden Besetzung des Ge¬ 
richts oder gar einer lauen Haltung der 
bürgerlichen Presse. Der tiefere Grund 
für das politisch-moralische Scheitern 
der Anklage lag in der Sache selbst. In 
dem untauglichen Versuch, in der Ge¬ 
stalt der Angeklagten den Sozialismus 
verurteilen zu wollen. 

Aber auch das ist, genau genom¬ 
men, noch nicht die ganze Wahrheit. 
Die drei des Hochverrats angeklagten 
Arbeiterführer haben selbst das meiste 
dazu beigetragen, die Anklagebank in 
eine Tribüne für die Verbreitung ihrer 
Weltanschauung zu verwandeln. Nach 
Liebknechts Meinung bot der Leipzi¬ 
ger Prozess zum ersten Mal der noch 
in den Kinderschuhen steckenden Ar¬ 
beiterbewegung die Möglichkeit, dass 
„der demokratische und revolutionä¬ 
re, in der Sozialdemokratischen Partei 
zu Fleisch und Bein gewordene Sozi¬ 
alismus sich in seiner ganzen Gestalt 
und von allen Seiten dem Volke zei¬ 
gen konnte“. 

Bebel, Liebknecht und Hepner ha¬ 
ben diese Chance genutzt. Das Prozess¬ 
protokoll vermittelt ein eindrucksvol¬ 
les Bild von der überzeugenden Kraft 
ihrer Argumente, aber auch von der 
Leidenschaft, mit der sie ihre politi¬ 
schen Auffassungen offensiv verteidigt 
haben. Ohne Wenn und Aber bekann¬ 
ten sie sich zum „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“, der Geburtsurkun¬ 
de des wissenschaftlichen Sozialismus. 
Sie waren stolz darauf, Mitglieder der 
von Marx und Engels gegründeten In¬ 
ternationalen Arbeiterassoziation zu 
sein, deren Ziele in das Programm ih¬ 
rer Eisenacher Partei Eingang gefun¬ 
den hatten. 

Schon die Verlesung dieser und an¬ 
derer Dokumente ließ den einen oder 
anderen Prozessbeobachter aufhor¬ 


chen. Stand doch dieses wissenschaft¬ 
lich begründete, politisch wie moralisch 
gerechtfertigte Bild von den sozialisti¬ 
schen Bestrebungen der Arbeiterklasse 
in einem krassen Widerspruch zu den 
Lügen und Verleumdungen, die Tag für 
Tag über das angeblich so gefährliche 
Treiben der Angeklagten verbreitet 
wurden. 


Liebknecht, Bebel und Hepner be¬ 
kannten freimütig, dass sie und ihre 
Anhänger mit den in Deutschland 
herrschenden politischen und sozialen 
Zuständen nicht einverstanden sind. 
Sie zeigten sich vor den Schranken des 
Gerichts als entschiedene Gegner des 
Chauvinismus und des Militarismus, 
der durch die soeben erfolgte Annexi¬ 
on Elsass-Lothringens den Frieden in 
Europa bedrohte. Sie lehnten die Mo¬ 
narchie ab und wünschten sich eine 
Republik. Aber nicht irgendeine blaue 
Republik, wie sie in Frankreich unter 
Thiers und Favre zur Macht gekommen 
war. Ihre Vision war eine soziale Re¬ 
publik von der Art, wie sie die Kom¬ 
munarden unter der roten Fahne auf 
dem Pariser Rathaus proklamiert und 
damit ein welthistorisches Zeichen ge¬ 
setzt hatten. 

Liebknecht, Bebel und Hepner 
machten kein Hehl daraus, dass sie 
entschiedene Gegner des Kapitalis¬ 
mus sind. Sie standen zu der Forde¬ 
rung des Eisenacher Programms, dass 
der Kampf für die Befreiung der ar¬ 
beitenden Klasse zur Abschaffung der 
Klassenherrschaft und zur Errichtung 
einer sozialistischen Gesellschaft füh¬ 
ren muss 

Ob die Hüter der bürgerlichen Ord¬ 
nung es wollten oder nicht, sie konnten 
es einfach nicht verhindern, dass durch 
die prinzipienfeste Haltung der Ange¬ 
klagten die Richter, der Staatsanwalt, 
die Geschworenen und alle, die sich 
dem gesellschaftlichen Fortschritt wi¬ 
dersetzten, selbst auf die Anklagebank 
der Geschichte gerieten. Noch zwei 
Jahrzehnte später resümierte Lieb¬ 
knecht diesen objektiven Tatbestand in 
seiner Einleitung zur Neuauflage des 
Berichts über den Leipziger Hochver¬ 
ratsprozess mit den Worten: „Die Er¬ 
haltung der bestehenden Ordnung der 
Dinge ist wirtschaftlich und politisch 
unvereinbar mit der Erhaltung unserer 
Kultur ... Der Kapitalismus stellt die 
menschliche Gesellschaft vor die Wahl: 
Untergang oder Sozialismus.“ 

Sicher war die Eisenacher Partei 
drei Jahre nach ihrer Gründung (1869) 
noch eine kleine Partei. Aber wenn die 
drei vor ihren Richtern so couragiert 
auftreten konnten, kam es nicht allein 
auf die Zahl der Mitglieder an, sondern 
vor allem darauf, dass sie sich auf die 
Solidarität ihrer etwa 10 000 Anhänger 
verlassen konnten. Für diese waren die 
Angeklagten nicht irgendwelche Gal¬ 
lionsfiguren, die im Reichstag oder in 
den Spalten des „Volksstaat“ als Arbei¬ 


terführer von sich reden machten. Für 
sie, die fortgeschrittenen Arbeiter in 
Sachsen, in Preußen, in Bayern und in 
den anderen deutschen Ländern, waren 
Bebel und Liebknecht im Verlaufe we¬ 
niger Jahre zu Volkstribunen geworden. 
Männer, denen sie in ihrem Kampf um 
ihre Klasseninteressen ihr ganzes Ver¬ 
trauen schenkten, auf die sie aber auch 
mit Recht stolz sein durften. 

Am 26. März hat das Schwurge¬ 
richt sein Urteil gesprochen: Bebel 
und Liebknecht zwei Jahre Festungs¬ 
haft, Hepner wurde von der Anklage 
des Hochverrats freigesprochen. Am 
27. erklärten die Verurteilten ihren 
Freunden und Kampfgefährten in ei¬ 
ner ersten Stellungnahme: „Bürgerli¬ 
che Geschworene haben uns verurteilt 
... An Euch, Parteigenossen, ist es nun, 
auf das Urteil zu antworten, indem Ihr 
Eure Anstrengungen für die Ausbrei¬ 
tung unserer Partei verdoppelt.“ 

Am 28. März begrüßten die Leip¬ 
ziger Genossen Bebel und Liebknecht 
auf einer großen Volksversammlung. 
Der zur Überwachung abkommandier¬ 
te Gendarm betonte in seinem Bericht, 
dass er einen so begeisterten Empfang 
wie bei dem Eintritt der beiden als 
Hochverräter abgeurteilten Arbeiter¬ 
führer „noch nicht gehört und gesehen 
habe“.Dass sich während der Versamm¬ 
lung viele Arbeiter in Listen eingetra¬ 
gen hatten, um sich der Sozialdemo¬ 
kratischen Partei anzuschließen, auch 
darüber wusste der Gendarm Franz 
Tischer an seinen Vorgesetzten zu be¬ 
richten. 

Proteste gegen das Urteil gab es in 
nahezu allen Industriestädten, in denen 
die Arbeiterbewegung bereits Fuß ge¬ 
fasst hatte. Sogar im fernen Ostpreu¬ 
ßen, dieser Domäne des reaktionären 
Junkertums. Dort trat ein Mann an die 
Öffentlichkeit, der bereits aus den po¬ 
litischen Kämpfen der 40er Jahre als 
ein zuverlässiger Sachwalter der De¬ 
mokratie bekannt war. „Die Verhand¬ 
lungen in dem Hochverratsprozess ge¬ 
gen Liebknecht, Bebel und Genossen 
bestimmen mich der sozialdemokra¬ 
tischen Arbeiter-Partei beizutreten“, 
schrieb Dr. Johann Jacoby aus Königs- 
berg. 

Lob und Anerkennung auch von 
den Freunden im Londoner General¬ 
rat. „Wegen Eures Auftretens vor Ge¬ 
richt machen wir Euch alle unser Kom¬ 
pliment. Es war nötig ..., dass dem Pack 
einmal die Stirn geboten wurde, und 
das habt Ihr redlich getan“, lesen wir 
in dem Brief, den Friedrich Engels am 
23. April 1872 an Wilhelm Liebknecht 
geschrieben hat. 

Der Hochverratsprozess: Erster 
Schritt zum Sozialistengesetz 

Am 4. April 1872 unterbreitete Bis¬ 
marck dem Kaiser einen Plan zur „Lö¬ 
sung der Arbeiterfrage“ in Deutsch¬ 
land. Sein Bericht gibt Auskunft über 
die Auffassungen des Kanzlers zur Rol¬ 
le der Arbeiterbewegung in Staat und 
Gesellschaft. 

„Die Internationale ist eine Welt- 
Krankheitserscheinung: Die besitz¬ 
losen Klassen streben auf Kosten der 
Besitzenden ihre Lebensansprüche zu 
steigern“, stellt Bismarck einleitend in 
seinem Bericht fest um dann folgen¬ 
des Rezept anzubieten: „Heilung nicht 
durch Repressivmaßnahmen, sondern 
durch Hebung der Erwerbsfähigkeit 
der Besitzlosen. Die Regierung muss 
gewaltsamen Angriff auf den Bestand 
der Besitzer abwehren. Dazu bedarf es 
geeigneter Gesetze. Nachprüfung, ob 
die einschlägigen Bestimmungen der 
Strafgesetzbücher genügen.“ 

Neben richtigen Einsichten zeigen 
Bismarcks Vorschläge vor allem die 
objektiven Schranken einer unter jun¬ 
kerlich-kapitalistischen B edingungen 
verordneten Arbeiterpolitik. Früher 
als mancher andere hatte er erkannt, 
dass durch die Pariser Kommune auch 
in Deutschland die soziale Stellung der 
Arbeiterklasse zu einem brisanten The¬ 
ma geworden war. Jedoch standen in 
seiner praktischen Politik die repressi¬ 
ven Maßnahmen gegen die Arbeiter¬ 


bewegung immer an der ersten Stelle. 
Maßnahmen zur Hebung der materiel¬ 
len Lage der Arbeiterklasse scheiterten 
in der Regel an dem Profitstreben der 
herrschenden Klassen. 

Seit November 1871 arbeitete im 
Preußischen Ministerium für Handel 
und Gewerbe eine Expertenkommissi¬ 
on in Bismarcks Auftrag an Vorschlä¬ 
gen zur Lösung der Arbeiterfrage. Die 
Regierung müsse sich zwar der berech¬ 
tigten Forderungen der Arbeiter anneh¬ 
men, forderte der Kanzler in seiner Ins¬ 
truktion für die Tätigkeit der Kommis¬ 
sionsmitglieder. Zugleich, fügte er aber 
mit Nachdruck hinzu, müsse man mit 
allen Mitteln verhindern, dass Agita¬ 
toren der Internationale wie beispiels¬ 
weise Bebel und Liebknecht - weiter¬ 
hin einen entscheidenden Einfluss auf 
die Arbeiterbewegung ausüben. Diese 
Elemente müsse man von ihren Anhän¬ 
gern isolieren - ein Wunsch, dem das 
Leipziger Bezirksgericht ganz im Sinne 
des Kanzlers entsprochen hat. 

Obwohl Polizei und Gerichte sich 
die größte Mühe gaben, Redakteure 
und Agitatoren der Eisenacher Partei 
mit Haft- und Geldstrafen zu belegen, 
blieben die Erfolge minimal. Als man 
Bebel das Reichstagsmandat aber¬ 
kannte, schickten ihn seine Wähler mit 
mehr als 10 000 Stimmen erneut in den 
Reichstag, während sich sein national¬ 
liberaler Gegenkandidat mit weniger 
als 4 000 Stimmen begnügen musste. 
Auch die von den Machthabern bis¬ 
her mit Erfolg genutzte Spaltung der 
Arbeiterbewegung verlor zusehends 
an Wirkung. Eisenacher und Lassal- 
leaner erkannten mehr und mehr ihre 
Gemeinsamkeiten im Kampf um ihre 
Klasseninteressen. 

Nachdem es den Behörden nicht 
gelungen war, die Sozialdemokratie 
durch eine massive Verfolgung ihrer 
Führungskader zu zerschlagen, ging der 
preußisch-deutsche Polizeistaat einen 
Schritt weiter. Es begann die Ära Tes- 
sendorf. Bismarck hatte den schneidi¬ 
gen Staatsanwalt von Magdeburg nach 
Berlin geholt, um mit einem verschärf¬ 
ten Einsatz der Justiz die revolutionäre 
Arbeiterbewegung in den Griff zu be¬ 
kommen. In der Ära Tessendorf wurden 
nicht nur wie bisher aktive Parteimit¬ 
glieder abgeurteilt, sondern ganze Mit¬ 
gliedschaften verboten. Und das Verbot 
richtete sich nicht auch gegen die loka¬ 
len Vereinigungen der Lassalleaner, so¬ 
gar Gewerkschaftsorganisationen wa¬ 
ren davon betroffen. 

Aber auch diese Eskalation re¬ 
pressiver Staatsgewalt gegenüber der 
Sozialdemokratie erbrachte nicht den 
gewünschten Erfolg. Die Vereinigung 
der Eisenacher und der Lassalleaner 
im Mai 1875 - das war die Antwort der 
Arbeiter auf die Verfolgungswut der 
herrschenden Klassen. Waren bei den 
Wahlen im Jahre 1874 neun Arbeiter¬ 
vertreter in den Reichstag eingezogen, 
so waren es 1877 bereits zwölf. Die So¬ 
zialdemokraten waren die viertstärkste 
Partei in Deutschland geworden. 

Die Arbeiterbewegung hatte einen 
solchen Aufschwung genommen, dass 
Bismarck nur noch in einem Verbot den 
Ausweg aus der Krise zu sehen glaub¬ 
te. Die Ausgrenzung der Sozialdemo¬ 
kraten, ihre Verteuflung und Krimina¬ 
lisierung - das war das Ziel des Sozia¬ 
listengesetzes. Aber auch diese schwere 
Prüfung hat die Partei Bebels und Lieb¬ 
knechts bestanden. Bismarcks so viel 
gepriesene Sozialgesetzgebung, die um 
den Preis politischer Entmündigung 
und Verfolgung die Arbeiter ködern 
sollte, beantworteten die Sozialdemo¬ 
kraten mit dem stolzen Wort: „Das Zu¬ 
ckerbrot verachten wir, die Peitsche, die 
zerbrechen wir!“ 

Durch die Redaktion gekürzter Auszug 
aus dem Vortrag im Marxistischen Ar¬ 
beitskreis für die Geschichte der deut¬ 
schen Arbeiterbewegung am 20. März 
1997/ Geschichtskorrespondenz Juli 1997 
Der Historiker Prof Dr. Erich Kundel ge¬ 
hörte zu den Begründern und Herausge¬ 
bern der Roten Kalenderblätter der DKP 
Brandenburg. 



Wilhelm Liebknecht (in der Mitte im Zeugenstand stehend), August Bebel (1. v. r.) 
und Adolf Hepner (2. v. r.) als Angeklagte beim Leipziger Hochverratsprozess. 
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Bilder aus Liebe zu den Menschen 

Helmut Rau hat gemalt, was er sah und was er fühlte 



M an schreibt das Jahr 1955. Ein 
junger Mann im Gefängnis, 
er malt. Sein erstes Ölbild 
entsteht, ein Stillleben. Es zeigt einen 
Blechbecher, darauf die Nummer 409, 


ein Brettchen, einen Apfel, eine Zwie¬ 
bel und ein kleines Messer. Das „Ver- 
brechen‘,‘das ihn in den Knast gebracht 
hat: Mitgliedschaft in der verbotenen 
„Freien Deutschen Jugend“ 1949 ist er 
der FDJ beigetreten, später auch der 
KPD. Der junge Mann heißt Helmut 
Rau. Acht Monate sitzt er hinter Git¬ 
tern, dann wird er auf Bewährung ent¬ 
lassen. Harte Zeiten. 

Andere als harte Zeiten kannte der 
junge Kommunist nicht. 1932 wurde er in 
der Hattinger Oberstadt geboren, nahe 
der Henrichshütte. Der Vater war Hüt¬ 
tenarbeiter, die Mutter kümmerte sich 
zu Hause. Als er sieben ist beginnt der 
Krieg. Zwölfjährig wird er an den Bo¬ 
densee verschickt, „Kinderlandverschi¬ 
ckung“ nannte sich das. Die Kinder aus 
dem Ruhrgebiet, dem Dauerziel alliier¬ 
ter Bomber, sollten aus den Städten he¬ 
raus und dorthin, wo es sicherer schien. 

1945, der Krieg war aus, geht es zu¬ 
rück nach Hause. Teils in überfüllten 
Zügen, zwischendurch zu Fuß. Kinder, 
Soldaten, befreite KZ-Häftlinge, ent¬ 
wurzelte Menschen, alle sind erschöpft, 
alle wollen nach Hause. Das Schienen¬ 
netz ist zerstört, es gibt lange Aufent¬ 
halte und viel zu wenig, um den Hunger 
zu stillen und den Durst. Als Helmut 
endlich zu Hause ankommt, findet er 
die Hattinger Oberstadt zerstört vor. 
Das Hüttenwerk steht aber noch. 


Nach der Volksschule findet er eine 
Fehrstelle als Anstreicher und Fackie- 
rer bei einem Malermeister. „Unser 
Berufsschullehrer hat mit uns Hände 
gemalt“, erinnert sich Helmut. Hände, 
Fäuste, gereckte Arme 
an Maschinen und 
Fahnenstangen finden 
sich später immer wie¬ 
der in seinen Bildern. 

Nach der Fehre 
kann ihn der Meister 
nicht übernehmen. Er 
geht für ein Jahr auf 
Wanderschaft an den 
Bodensee und ins All¬ 
gäu. Dort erkennt ein 
Malermeister das Ta¬ 
lent des Jungen, er rät 
ihm zu malen und zu 
zeichnen. Und so be¬ 
ginnt Helmut in Mut- 
ters Küche und auf 
dem Dachboden Fi- 
nolschnitte zu schnei¬ 
den und abzuziehen: 
den durstigen Ofenar¬ 
beiter, den Bergmann 
mit der Stirnlampe, 
später auch komplexe 
Themen wie Kampf 
und Unterdrückung. 
Dann bekommt er ei¬ 
nen Arbeitsplatz auf 
der Hütte. Zunächst 
als dritter Mann am 
Siemens-Martin-Ofen, später als Kran¬ 
führer. Und er macht Skizzen, von de¬ 
nen viele zu Bildern werden. 

Auf dem Weg zur Arbeit, in den Pau¬ 
sen, am Familientisch wird über Politik 
gesprochen. Adenauer will wieder eine 
Wehrmacht aufstellen, Rüstungsprojekte 


sind angelaufen. Die Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten steht nicht 
auf seiner Fiste, die Sowjetunion wird so 
dargestellt, als hätte sie Hitlerdeutsch¬ 
land überfallen. Die 
Menschen sind gegen 
Aufrüstung und Militär, 
aber zu wenige wehren 
sich sichtbar. 

Er wirbt für Völ¬ 
kerverständigung und 
Freundschaft und en¬ 
gagiert sich an den 
Vorbereitungen für die 
„Weltfestspiele der Ju¬ 
gend und Studenten“: 
Berlin, Bukarest, War¬ 
schau. Er malt Trans¬ 
parente, sammelt jun¬ 
ge Menschen. Dann 
erfolgt das Verbot der 
FDJ, Festnahme, die 
Verurteilung. 

Nach der Haftent¬ 
lassung nimmt er sein 
Feben wieder auf. In 
seiner freien Zeit ent¬ 
stehen neue Bilder und 
Skizzen. 1956 erfolgt 
das Verbot der KPD. 
Mitglieder der Partei 


und viele andere, die sich für Frieden 
und soziale Rechte einsetzen, werden 
verfolgt und verhaftet. So wird der Wi¬ 
derstand mundtot gemacht. 

1958 heiratet Helmut Rau, ein Jahr 
später kommt der Sohn zur Welt, der 
den gleichen Namen erhält wie sein Va¬ 
ter. Auf den muss der Kleine schon als 
Dreijähriger für lange Zeit verzichten. 
Der junge Vater wird wegen seiner Tä¬ 
tigkeit für die Partei wieder verhaftet. 
Fast zwei Jahre an Febenszeit werden 
dem jungen Vater gestohlen, 23 Mo¬ 
nate verbringt er von 1962 bis 1964 in 
Einzelhaft. 

Wieder aus der Haft in Essen ent¬ 
lassen, findet er in Hattingen Arbeit als 
Spritzlackierer. In dieser Zeit stirbt viel 
zu jung seine Frau. 

Die Einzelhaft und die Arbeit haben 
die Wirbelsäule des fast zwei Meter gro¬ 
ßen Mannes geschädigt. Helmut wird 
Frührentner mit einer Rente, die kaum 
zum Feben reicht. Er heiratet wieder, 
die Schwiegermutter unterstützt das 
Paar mit ihrer „Bergmannsrente“. 

Nach einer Erholungsphase plant 
er wieder. Ein altes Gehöft will er zum 
Künstlerzentrum umbauen. Aber die 
körperliche Belastung ist zu groß. Das 
Paar zieht sich für viele Jahre zurück. 




Erkenntnis mit satirischen Mitteln 

Veranstaltung der Marx-Engels-Stiftung zu Gisela Elsners Leben und Werk 


„Wegbereiterin einer weiblichen Tra¬ 
dition moderner Satire“ - so lautet das 
Fazit eines Features des Bayerischen 
Rundfunks am 29. April, also wenige 
Tage vor Gisela Elsners Geburtstag. 
Trotz einiger Brüche in ihrem Werk 
bestreitet heute, 25 Jahre nach ihrem 
Suizid, niemand mehr den hohen litera¬ 
rischen Rang dieser unbequem-schrä¬ 
gen Autorin aus Bayern. 

Auf der Veranstaltung der Marx- 
Engels-Stiftung in Hof „Erinnerung 
an Gisela Elsner“ die von der DKP 
Hof unterstützt wurde, stellte der 
Berliner Fiteraturwissenschaftler Dr. 
Kai Köhler wichtige Stationen aus 
Feben und Werk der in Nürnberg 
geborenen Schriftstellerin vor. Eva 
Petermann, Vorstandsmitglied der 
MES, trug Auszüge aus Elsners stark 
autobiografisch geprägter Erzählung 
„Die Zerreißprobe“ sowie aus „Flie¬ 
geralarm“ vor. 

Der kurz vor Kriegsende in den 
Ruinen Nürnbergs spielende Roman 


war für den Verlag damals ein totaler 
Flop. Ebenso wie in ihrem letzten Ro¬ 
man „Heiligblut“ beschreibt sie über¬ 
aus drastisch darin die Verheerungen 
und Nachwirkungen des Faschismus. 
Die vorgetragenen Beispiele grotesk¬ 
satirischer Verfremdung lösten bei den 
Zuhörern zum Teil kopfschüttelndes 
Gelächter aus. 

Kai Köhler, Mitglied der 2007 ge¬ 
gründeten Gisela-Elsner-Gesellschaft, 
wies darauf hin, dass die bekennende 
Kommunistin Elsner den Faschismus 
durchweg „in der Kontinuität bürger¬ 
licher Herrschaft“ sehe, als „die Kon¬ 
sequenz des liberalen Konkurrenzprin¬ 
zips“, so Köhler. 

1983 konnte der nach einem katho¬ 
lischen Wallfahrtsort benannte Roman 
nur auf Russisch in Moskau erscheinen, 
mit beachtlichem Erfolg beim dortigen 
Publikum. Erst der neu gegründete 
Verbrecher-Verlag machte 2007 auch 
dieses Werk der deutschsprachigen Öf¬ 
fentlichkeit zugänglich. 


Aber: Ist solcherart beißend-pessi¬ 
mistischer Fesestoff überhaupt zumut¬ 
bar? Darauf gab es auf der Veranstal¬ 
tung verschiedene Antworten. Gene¬ 
rell hat es satirische Fiteratur ohnehin 
nicht leicht, sich auf dem Fiteratur- 
markt zu behaupten. Dies gilt bekann¬ 
termaßen umso mehr, wenn sie provo¬ 
kativ die Deformierungen im Kapitalis¬ 
mus aufs Korn nimmt. Ein berühmtes 
Gegenbeispiel ist - etliche Jahre spä¬ 
ter! - die heute erfolgreiche Österrei¬ 
cherin Elfriede Jelinek, die mitunter als 
„Elsners jüngere Schwester“ bezeich¬ 
net wurde. 

Zu ihrer Zeit indes stand Elsner, die 
„zu früh Gekommene“, mit ihren Tex¬ 
ten eindeutig „in krassem Widerspruch 
zu Geschlechterbildern, die einer Frau 
diese Schärfe nicht zubilligen moch¬ 
ten“, stellte Kai Köhler fest. 

Hinzu kam ihr „vertrackter“ Stil 
mit spezieller „Wiederholungstechnik“ 
und einem Satzbau, „der die Vertrackt¬ 
heit der Situationen andeutet“. Unbe¬ 


schadet dessen sind viele ihrer Wer¬ 
ke ausgesprochen unterhaltsam und 
spannend. Einerseits abstoßend, an¬ 
dererseits geradezu brüllend komisch 
wirken allzu-realistische Detail-Beob¬ 
achtungen und skurrile Perspektiven. 
Das fängt an bei ihrem Debüt von 1964 
mit „Die Riesenzwerge“ bis hin zu ih¬ 
ren Bestsellern „Abseits“, „Der Punkt¬ 
sieg“ oder auch dem später verfilmten 
Roman „Die Zähmung“. 

Sicher, nicht alles erscheint ge¬ 
lungen und konsequent zu Ende ge¬ 
führt. Ihre großbürgerliche Herkunft 
schränkt ihren Horizont ein, subjek¬ 
tiven Bemühungen z.B. in der Dort¬ 
munder „Gruppe 61“ zum Trotz. Ab¬ 
gesehen davon ist den Texten ihrer 
letzten Jahre zumeist ein nachlässi¬ 
ges Fektorat anzumerken. Zumal sie 
selbst kaum dazu kam, an ihren Texten 
zu feilen. 

Die Zeit saß ihr im Nacken. Sie 
wollte und musste liefern: Um die 
Miete zu bezahlen, um überhaupt als 


Im Sommer 1999 besuchen einige 
Genossinnen und Genossen die Raus. 
Sie finden zwei Einsiedler in einem 
Haus bis unters Dach voller Bilder und 
Regale voller Skizzen. Als Gerd Deum- 
lich, der unvergessene Kulturfunktionär 
der DKP, zu „Kunstmarkt und Kunst¬ 
auktion auf dem Pressefest der UZ“ 
aufruft, ist Helmut begeistert. Endlich 
können seine Freunde, Mitstreiter, Ge¬ 
nossen sich an seinen Werken erfreuen. 
Er stellt sofort viele Bilder bereit, „für 
das Pressefest, als Spende für die Partei“. 
Neben Motiven wie dem Trauerzug bei 
Max Reimanns Beerdigung, Demonst¬ 
rationen, Ostermarsch, feiernden Men¬ 
schen sind sind es Blumen, Früchte, 
Fandschaftsbilder, Porträts, Bilder, die 
zu Solidarität und Menschlichkeit auf- 
rufen. Viel Raum in seinem Schaffen 
nahmen seine Wimmelbilder ein, viel- 
figurige Kompositionen, in denen eine 
Art „Fied auf das Feben“ gesungen 
wird. Sie erinnern an die Kompositio¬ 
nen von Heinrich Vogeler aus den 20er 
Jahren. „Sie sind echte Bilder der Fie- 
be zu den Menschen“, urteilt der Kunst¬ 
historiker und ehemalige Direktor des 
„Sprengel Museums Hannover“, Prof. 
Dr. Ulrich Krempel. 

Heute wohnt Helmut Rau mit sei¬ 
ner schwer kranken Frau in einem Al¬ 
tenheim in Witten. Mit Helmuts Einver¬ 
ständnis sind alle Skizzen und Entwürfe, 
dazu 22 Acrylbilder, dem FWF-Indus- 
triemuseum Hattingen-Henrichshütte 
übergeben worden. Zwölf seiner Bilder 
hängen in seinem halben Zimmer im Al¬ 
tenheim. Er erfreut sich daran und gibt 
Besuchern und Bewunderern seiner Ar¬ 
beiten gerne Auskunft. 



Am 20. Mai wird Helmut Rau 85 
Jahre alt. Wir gratulieren ihm zu seinem 
Feben und Febenswerk. 

Margret Krützner/Manfred Idler 


freischaffende Künstlerin überleben 
zu können. Verarmt, krank und iso¬ 
liert, die Niederlage der sozialistischen 
Fänder von 1989 vor Augen, stürzte sie 
sich 1992 aus dem Feben - einem Fe¬ 
ben ohne Illusionen und ohne Kompro¬ 
misse, bis an die eigenen Grenzen. 

Wer Erbauung und „das Positive“ 
sucht, ist bei Gisela Elsner an der fal¬ 
schen Adresse. „Ihr Werk speist sich 
aus der Ablehnung des Bestehenden, 
das sie in ihrer Familie, dann im Kul¬ 
turbetrieb und insgesamt mit einem 
wachen Blick auf die Fogik ihrer und 
unserer Gesellschaftsordnung erfahren 
hat“, resümierte Kai Köhler. Sie hinter¬ 
lässt uns Zeugnisse unbändiger, urko¬ 
mischer Fabulierfreude wie auch in¬ 
tellektuell-sensibler Schärfe und nicht 
zuletzt eine Menge „Erkenntnis mit sa¬ 
tirischen Mitteln“. 

Eva Petermann 

Hinweise zu weiteren Veranstaltungen 
unter www.giselaelsner.de 
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Mit Nazis und gegen den Osten 

Zu Adenauers Regierungserklärung von 1949 und den Folgen 


S chweigen, Lügen, Relativieren, 
Diskreditieren. Das gibt es in der 
Politik seit Langem. Um eigene 
Interessen durchzusetzen und oft an¬ 
geblich um eines „höheren Ziels“ bzw. 
um des Vorteils für die „Gemeinschaft“ 
willen. Und wenn es nötig war und ist, 
heißt es oft: „Was stört mich mein Ge¬ 
schwätz von gestern.“ 

Einer, der es hierbei zur Meister¬ 
schaft brachte, war Konrad Adenauer, 
1. Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Seine politischen Gegner - nicht 
nur die in der KPD, sondern auch Kurt 
Schumacher (sein SPD-Widerpart 
in der Nachkriegszeit), Willy Brandt 
(den er bespitzeln ließ), sein Partei¬ 
freund Jakob Kaiser (in den Augen 
der Westalliierten ein „Linker“ in der 
CDU, der sich nicht nur für ein block¬ 
freies Deutschland mit Brückenfunk¬ 
tion zwischen West und Ost einsetzte, 
sondern auch für die Verstaatlichung 
der Schlüsselindustrien), oder Ludwig 
Erhard, sein glückloser Nachfolger im 
Kanzleramt (1963-1966) - bekämpfte 
er mit allen Mitteln. 

Von der DDR sprach Adenauer 
nur mit Abscheu und setzte, nicht erst 
als die sich als dauerhafter erwies, son¬ 
dern von Anfang an auf den Alleinver¬ 
tretungsanspruch der Bundesrepublik 
(die sogenannte Hallstein-Doktrin), 
der erst mit der „neuen Ostpolitik“ 
der SPD und dem damit verbundenen 
Konzept eines „Wandel(s) durch An¬ 
näherung“ fiel. Die im Osten, das wa¬ 
ren für Adenauer „die da“, die Kom¬ 
munisten in „Pankoff“ - Pankow war 
aber, obgleich dort im Schloss Nieder¬ 
schönhausen der Präsident der DDR, 
Wilhelm Pieck, viele Jahre lang Staats¬ 
gäste empfing, immer nur ein Stadtteil 
im Berliner Osten, in der Hauptstadt 
der DDR. Heute heißt so auch ein Ber¬ 
liner Großbezirk, der Weißensee und 
Prenzlauer Berg einschließt. Der Mi¬ 
nisterrat und die Ministerien sowie die 
Volkskammer der DDR hatten andere 
Adressen ... 

Und Lügen? In einem Interview 
„Zur Person“ von Günter Gaus 1965 
befragt, erklärte Adenauer zwar „Lü¬ 
gen haben kurze Beine“, entgegnete 
dann aber auf die Frage von Gaus, „Sie 
haben nie geschwindelt als Bundes¬ 
kanzler vor der Öffentlichkeit? Es war 
nie nötig? Sie sind mit Verschweigen 
immer durchgekommen?“ sehr kryp¬ 
tisch: „Mit Schweigen, nicht mit Ver¬ 
schweigen.“ Manchmal bietet „Schwei¬ 
gen“ sicher den diplomatischeren Weg. 
Aber dient „Schweigen“ in der Politik 
nicht zugleich und viel zu oft auch dazu 
zu lügen und zu täuschen? 

Ein interessantes Beispiel für Ade¬ 
nauers diesbezügliches Vorgehen bie¬ 
tet seine Regierungserklärung, die er 
nach seiner Wahl zum Bundeskanzler 
am 20. September 1949 im Bundestag 
abgab. Hier sollen nur zwei Aspekte 
etwas näher betrachtet werden: Seine 
Bemühungen, in dieser Rede das Jahr¬ 
hundertverbrechen, den Krieg und die 
Vernichtung von Millionen Menschen, 
das von deutschem Boden ausging, zu 
verschweigen. Und seine Haltung im 
Zusammenhang mit der Nachkriegs¬ 
entwicklung und der deutschen Teilung. 

Nazi-Verbrechen: 

Verschweigen und Relativieren 

In Adenauers Regierungserklärung 
(seine Regierungskoalition bestand 
aus CDU, CSU, FDP und Deutscher 
Partei (DP)) wurde in keiner Weise 
auf die Verbrechen des faschistischen 
Deutschlands Bezug genommen. Die¬ 
ses (Ver)Schweigen sollte der Auftakt 
sein für das „neue Deutschland“ (Ade¬ 
nauer)? 

Vier Jahre nach dem Sieg über den 
Faschismus erwähnte er den Massen¬ 
mord an den europäischen Juden, an 
Sinti und Roma nicht. Die Erinne¬ 
rung an die vielen Millionen Ermorde¬ 
ten vor allem in der Sowjetunion, an 
Leid und Zerstörung, an die Raubzüge, 
aber auch die Verfolgungen politischer 
Gegner im eigenen Land fehlte eben¬ 
so. Adenauer war das gleichwohl alles 


sehr bekannt. Er fand kein Wort des 
Abscheus, nicht einmal der Distanzie¬ 
rung. Die Sorge der Nachbarn in Frank¬ 
reich, Belgien, den Niederlanden usw. 
mag groß gewesen sein. Vor allem für 
die USA war es jedoch bereits damals 
offensichtlich wichtiger, auf deutschem 
Boden einen „verlässlichen“ Bündnis¬ 
partner zu haben, auf dessen ökonomi¬ 
sches und militärisches Potential man 
im Kalten Krieg gegen die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten setzen konnte. 

Adenauer beklagte in seiner dama¬ 
ligen Rede - wohl mit Blick auf wich¬ 
tige Wählerkreise - dagegen: „Das Los 
der Vertriebenen ... ist besonders hart. 
Die Frage ihres zukünftigen Schicksals 


kann nicht von Deutschland allein ge¬ 
löst werden.“ Und: Die Vertriebenen 
seien zu Millionen umgekommen. 

Ganz eindeutig wurden von ihm zu¬ 
dem die „alten Eliten“ angesprochen, 
sollte eine Brücke gebaut werden zu 
jenen, die man für das „neue Deutsch¬ 
land“ und gegen den Osten dringend 
benötigte. Die verhängnisvollen Tradi¬ 
tionslinien wurden nicht gekappt. Di¬ 
rekte Auswirkungen gibt es - und nicht 
nur in der Bundeswehr - bis heute. 

Zunächst aber galt Adenauers 
Hauptsorge sehr bedacht den Pensio¬ 
nen „der vertriebenen Beamten und 
der ehemaligen Militärpersonen“, die 
durch Bundesgesetz zu regeln seien. 
Ein „kluger“ Schritt, diese zu gewinnen, 
dem bald Maßnahmen folgten. „Diese 
Regelung“, so der Kanzler, „kann zwar 
an den namentlich in der Kriegszeit un¬ 
gewöhnlich rasch erfolgten Beförde¬ 
rungen der Militärpersonen nicht acht¬ 
los Vorbeigehen, sie wird aber doch die 
Wehrmachtbeamten und Militärperso¬ 
nen so behandeln müssen, wie es recht 
und billig ist.“ Und wenig später er¬ 
klärte Adenauer - und erhielt aus den 
Reihen der Union und von den Koali¬ 
tionspartnern Beifall: „Durch die De¬ 
nazifizierung ist viel Unglück und viel 
Unheil angerichtet worden. Die wirk¬ 
lich Schuldigen an den Verbrechen, die 
in der nationalsozialistischen Zeit und 
im Kriege begangen worden sind, sol¬ 
len mit aller Strenge bestraft werden. 

Aber im übrigen dürften wir nicht 
mehr zwei Klassen von Menschen in 
Deutschland unterscheidemdie poli¬ 
tisch Einwandfreien und die nicht Ein¬ 
wandfreien. ... 


Der Krieg und auch die Wirren der 
Nachkriegszeit haben eine so harte 
Prüfung für viele gebracht und solche 
Versuchungen, dass man für manche 
Verfehlungen und Vergehen Verständ¬ 
nis aufbringen muss. Es wird daher die 
Frage einer Amnestie von der Bun¬ 
desregierung geprüft werden, und es 
wird weiter die Frage geprüft werden, 
auch bei den Hohen Kommissaren da¬ 
hin vorstellig zu werden, dass entspre¬ 
chend für von alliierten Militärgerich¬ 
ten verhängte Strafen Amnestie ge¬ 
währt wird.“ 

Blickt man darauf, was in den Jah¬ 
ren danach folgte, dann erhielten sol¬ 
che Leute z.T. nicht nur hohe Pensio¬ 


nen (während Antifaschistinnen und 
Antifaschisten, vor allem Mitgliedern 
der KPD, Entschädigungszahlungen 
verweigert oder wieder, vor allem im 
Zusammenhang mit dem KPD-Verbot 
1956, aberkannt wurden). Nicht weni¬ 
ge kamen erneut - in Industrie, Poli¬ 
zei, Nachrichtendiensten, Justiz, Regie¬ 
rung usw. - in Amt und Würden oder 
spielten bei der Remilitarisierung des 
Landes und der Gründung der Bun¬ 
deswehr eine wichtige Rolle. Leute wie 
Abs, Globke, Oberländer, Heusinger 
und viele andere. Die „wirklich Schul¬ 
digen“ wurden entweder nie verurteilt 
oder nach wenigen Jahren aus der Haft 
entlassen. Prozesse wurden jahrelang, 
ja, jahrzehntelang verschleppt, Kriegs¬ 
verbrecher nicht an andere Staaten 
ausgeliefert. Bereits am 20. September 
1949 saßen im Bundestag Abgeordnete 
wie August Euler, die an Kriegsverbre¬ 
chen beteiligt waren. Darauf verwies im 
Plenum damals Walter Fisch (KPD). 

Dass Adenauer seine Äußerungen 
mit der Aussage verband „aus der Ver¬ 
gangenheit die nötigen Lehren gegen¬ 
über allen denjenigen zu ziehen, die an 
der Existenz unseres Staates rütteln, 
mögen sie nun zum Rechtsradikalis¬ 
mus oder zum Linksradikalismus zu 
rechnen sein“ war - wie die Folgejahre 
zeigten - vor allem gegen Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten, besonders 
gegen Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten, gerichtet. 

Viel war und ist in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland vom „antitotalitären 
Gründungskonsens“ die Rede. Vor al¬ 
lem, als es - wie Ludwig Elm in seinem 
Beitrag „Geschichtsvergessene Staats¬ 


gründer“ (Elm, S. 71/72) hervorhob - 
nach 1990 um die Auseinandersetzung 
mit der angeblichen „SED-Diktatur“ 
im Osten Deutschlands ging. Es hat 
diesen nie gegeben. Und weder in den 
Reden des ersten Bundeskanzlers oder 
seiner Koalitionspartner noch „in der 
Geisteshaltung und Politik der ersten 
Bundesregierungen“ war davon irgend¬ 
etwas zu erkennen. 

Ostpolitik und 
„einiges Deutschland“ 

In der ersten Bundesregierung gab es 
noch kein Außenministerium. Der Staat 
war (noch) nicht souverän. Es galt nach 
wie vor das Besatzungsstatut. Aber es 
gab - bezeichnenderweise - ein „Ost¬ 
ministerium“, später das „Ministerium 
für Gesamtdeutsche Fragen“. Nach¬ 
dem die Regierung der Sowjetunion am 
1. Oktober 1949 eindringlich gegen die 
Gründung der BRD protestiert hatte, 
war klar, dass die eines zweiten deut¬ 
schen Staates unmittelbar bevorstand. 

In einer Rundfunkansprache nahm 
Adenauer am 7. Oktober, als die Grün¬ 
dung der DDR Wirklichkeit wurde, 
kurz Stellung, wobei er deren Bedeu¬ 
tung herunterspielte. „Er war sich je¬ 
doch durchaus bewusst, dass eine neue 
politische Situation entstanden war und 
daraus Konsequenzen gezogen werden 
mussten. Auf keinen Fall dachte Ade¬ 
nauer aber an eine irgendwie geartete 
Anerkennung des anderen deutschen 
Staates. Seine prinzipielle Ablehnung 
der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung und seine Weigerung, mit 
Repräsentanten der dortigen staatli¬ 
chen Organe zu verhandeln, waren be¬ 
reits in der Entstehungsphase der BRD 
mehrfach deutlich zum Ausdruck ge¬ 
kommen. Auf einer Pressekonferenz 
am 1. September, also noch vor Kon¬ 
stituierung der Bundesregierung, hatte 
Adenauer betont, dass die Aufgabe des 
vorgesehenen ,Ostministeriums’ (...), 
nicht etwa darin bestehe, ,durch seine 
Tätigkeit die Zustände in der Ostzone 
zu legalisieren! Am 7. Oktober warnte 
Adenauer im Kabinett davor, bei Un¬ 
terzeichnung des Abkommens über den 
Interzonenhandel den Eindruck zu er¬ 
wecken, ,als erfolge damit eine De-fac¬ 
to-Anerkennung der Ostzonenrepu- 
blik!“ (Thomas, S. 224/225) Adenauer 
und seine Regierung waren sich mit der 
SPD in der Ablehnung der DDR einig. 
Dass Berlin (West) in diesem Zusam¬ 
menhang eine besondere Rolle spielte, 
wäre einer gesonderten, ausführlichen 
Betrachtung wert. 

In der Regierungserklärung am 
20. September wurde die „Einheit“ 
nicht angesprochen. Adenauer hatte 
sich natürlich zuvor und hat sich da¬ 
nach immer wieder für die „Einheit“ 
Deutschlands, aber in den Grenzen von 
1937 eingesetzt - auf Grundlage der ka¬ 
pitalistischen Eigentums- und Macht¬ 
verhältnisse. Zunächst aber sollte das 
eigene System gestärkt werden. 

1949 war ihm die Nichtanerken¬ 
nung der Oder-Neiße-Grenze wichtig, 
der neuen Westgrenze Polens (übrigens 
von der DDR am 6. Juli 1950 anerkannt, 
heute würde man vom NATO-Partner 
Polen gewiss keine Revision mehr for¬ 
dern). Adenauer erklärte dann in seiner 
Rede zwar: „Wir sind durchaus bereit, 
mit unsern östlichen Nachbarn, insbe¬ 
sondere mit Sowjet-Russland und mit 
Polen, in Frieden zu leben. Wir haben 
den dringendsten Wunsch, dass die ge¬ 
genwärtig bestehenden Spannungen 
zwischen Sowjet-Russland und den 
Westalliierten ihre Lösung im Laufe 
der Zeit auf friedlichem Wege finden. 
Aber wenn ich ausspreche, dass wir den 
Wunsch haben, in Frieden mit Sowjet- 
Russland zu leben, so gehen wir davon 
aus, dass auch Sowjet-Russland und Po¬ 
len uns unser Recht lassen und unse¬ 
re deutschen Landsleute - auch in der 
Ostzone und in dem ihnen unterste¬ 
henden Teil von Berlin - das Leben in 
Freiheit führen lassen, das deutschem 
Herkommen, deutscher Erziehung und 
deutscher Überzeugung entspricht.“ 
Die Realität aber war auch in den fol¬ 
genden Jahren: Schweigen zu Verhand¬ 


lungsangeboten aus dem Osten. Es 
ging Adenauer darum, die Sowjetunion 
durch „westliche Geschlossenheit und 
Stärke“ so unter Druck zu setzen, „dass 
die Russen Angst haben“, erklärte er im 
September 1951. Dann erst könne man 
mit ihnen verhandeln. Sowjetunion wie 
DDR waren dagegen über einige Jahre 
durchaus - im Interesse des Friedens - 
zu Zugeständnissen wie gesamtdeut¬ 
schen Wahlen bereit. Die Sowjetuni¬ 
on wollte auch, schon lange vor 1955, 
die Rückführung der letzten deutschen 
Kriegsgefangenen regeln. 

Die Adenauer-Regierung schwieg 
auch zur sogenannten Stalin-Note vom 
10. März 1952. An diesem Tag übergab 
der stellvertretende sowjetische Außen¬ 
minister Andrej Gromyko in Moskau 
den Botschaftern der drei Westmäch¬ 
te - den früheren Verbündeten USA, 
Großbritannien und Frankreich im 
Kampf gegen den Faschismus, die im¬ 
mer noch zusammen mit der Sowjetuni¬ 
on die Verantwortung für „Deutschland 
als Ganzes“ trugen - ein Schreiben. In 
diesem wurde den Deutschen nichts 
weniger als die Wiedervereinigung und 
ein Friedensvertrag in Aussicht gestellt. 
Die Sowjetunion schlug vor, Deutsch¬ 
land als einheitlichen Staat wiederher¬ 
zustellen, allerdings nicht in den Gren¬ 
zen von 1937. Dies hätte vor allem die 
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze 
bedeutet. Die Sowjetunion schlug zu¬ 
dem vor, dass die Besatzungsmächte 
ihre Truppen „spätestens ein Jahr nach 
Inkrafttreten des Friedensvertrags“ zu¬ 
rückziehen. Und drittens, dass das ver¬ 
einigte Deutschland sich verpflichtet, 
keinen Koalitionen oder Militärbünd¬ 
nissen anzugehören, „die sich gegen ir¬ 
gendeinen Staat richten, der mit seinen 
Streitkräften am Krieg gegen Deutsch¬ 
land teilgenommen hat“. „Eigene na¬ 
tionale Streitkräfte“ zur Verteidigung 
sollten in einem Umfang erlaubt sein, 
der „für die Verteidigung des Landes 
notwendig“ sei. 

Für Adenauer und die Bundesregie¬ 
rung war das nicht annehmbar. Die US- 
Regierung wollte ihren wichtigen Ver¬ 
bündeten an der Nahtstelle der beiden 
Systeme nicht verlieren. Sie stellte sich 
aber in den Folgejahren zunehmend auf 
die Sicherung des „Status quo“ in Euro¬ 
pa ein. Adenauer dagegen wollte weiter 
Konfrontation, einen „Roll-back“ aber 
noch mehr: Die Wiederherstellung 
Deutschlands als „Subjekt der Politik“, 
als international anerkannter Macht¬ 
faktor „Für Adenauer hieß dies, was er 
offen aussprach, wirtschaftliche Macht, 
aber auch, was zunächst noch verdeckt 
blieb, militärische Macht. Diese Macht 
aber war nur im Verbund mit den west¬ 
lichen Siegermächten wiederzuerrin¬ 
gen.“ Schon 1951 sprach Adenauer von 
„Großmacht“ und meinte: „Das müssen 
wir Deutsche werden.“ (Niedhart) 

Am 26. Mai 1952, vor 65 Jahren, 
wurde der „Deutschland-Vertrag“, der 
Vertrag über die Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
den Besatzungsmächten USA, Großbri¬ 
tannien sowie Frankreich, unterzeich¬ 
net. Das Projekt der Gründung einer 
Europäischen Verteidigungsgemein¬ 
schaft (EVG) und damit einer euro¬ 
päischen Armee unter Einbeziehung 
der Bundesrepublik scheiterte 1954. 
Der „Deutschland-Vertrag“ trat 1955 
in leicht abgeänderter Version in Kraft 
und zementierte die „Westbindung“ der 
Bundesrepublik. Gleichzeitig wurde die 
Bundesrepublik Deutschland Mitglied 
der NATO. Adenauer hatte wichtige 
Ziele erreicht. 

Nina Hager 

Anmerkungen: 

Ludwig Elm: Geschichtsvergessene 
Staatsgründer. In: Tabus der bundes¬ 
deutschen Geschichte, Hrsg. Eckart 
Spoo, Verlag Ossietzky, Berlin 2006 
Siegfried Thomas: Konrad Adenauer 
und die Entstehung der BRD, Dietz Ver¬ 
lag, Berlin 1989 

Gottfried Niedhart: Warum Konrad 
Adenauer die Stalin-Note vom lo.März 
1952 nicht ausloten ließ, in: Die Zeit, 
6. März 1992 



Wahlkampf 1949: Drei Lügen auf einem Plakat. 
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Zu Besuch in der Clinica „Rosa Luxemburgo“ in Cärdenas 


I n diesem Jahr wird die Clinica de Neurodesarrollo „Rosa Luxem¬ 
burgo“ in Cärdenas, Kuba fünfzehn Jahre alt. Diese Einrichtung 
in der kubanischen Provinz Matanzas, die mit maßgeblicher Hil¬ 
fe und Unterstützung der DKP errichtet wurde, hat unverändert 
eine große Bedeutung für Matanzas und über die Grenzen dieser 
Provinz hinaus. 

Es handelt sich um eine Tagesklinik, ähnlich unserer sozialpädi¬ 
atrischen Zentren, die überwiegend Säuglinge und Kleinkinder mit 
angeborenen oder erworbenen Fähigkeitsstörungen und Behinde¬ 
rungen, beispielsweise im Sinne von neuromuskulären oder psycho¬ 
motorischen Erkrankungen oder anderen Behinderungen der Hal- 
tungs- und Bewegungsorgane, der Sinnesorgane, des Nervensystems 
und der Psyche behandelt. Genannt seien hier z.B. Lähmungen des 
zentralen Nervensystems (sog. Cerebralparesen), Systemerkrankun¬ 
gen des Skelettapparates, angeborene Stoffwechselerkrankungen, 
autistische Störungen, genetisch bedingte Erkrankungen, wie z.B. 
das Down-Syndrom, und andere. 

Die Zuweisung erfolgt meist kurz nach der Geburt vom Kran¬ 
kenhaus, einer Poliklinik oder Familienarztpraxis. Nach neuropädia- 
trischer Abklärung werden unter ärztlicher Anleitung und Kontrolle 
überwiegend krankengymnastische, physikalische, ergotherapeuti- 
sche, logopädische und kinderpsychologische Behandlungsformen 
angewandt, aber auch alternative Therapien wie Musiktherapie und 


verschiedene Formen der Kunsttherapie. Auf einer speziellen, der 
Klinik angegliederten „Finca“ können die kleinen Patientinnen und 
Patienten im Umgang mit allen möglichen Tieren auf spielerische 
Weise ihre Alltagskompetenz und ihre soziale Teilhabe in Familie 
und Gesellschaft erlernen und einüben. Es wird ermöglicht, dass 
Kinder mit Behinderungen sich nützlich fühlen können und sich 
voll entwickeln. 

Auch bei dem erneuten Besuch der Klinik beeindruckte uns, wie 
auch in den vergangenen Jahren, die starke Auslastung der Klinik 
und das ausgeprägte Engagement des gesamten Behandlerteams. 
In den Gesprächen mit den Verantwortlichen wurden uns auch die 
hohe Behandlungsfrequenz und die erkrankungsbedingt notwendige, 
teilweise lange Behandlungsdauer in einzelnen Fällen deutlich. Uns 
beeindrucken immer wieder der Stellenwert und die Unterstützung, 
die behinderten Kindern im kubanischen Gesundheitswesen und in 
der Öffentlichkeit für deren soziales Wohlergehen zukommt. Uns 
wird deutlich, dass Kuba beispielhaft ist für eine gleichberechtigte 
Entwicklung aller Menschen ohne Diskriminierung. 

Erfreut nahmen wir auch zur Kenntnis, dass die Klinik inzwi¬ 
schen seit einem Jahr über ein lange ersehntes neurophysiologisches 
Labor verfügt, das allerdings noch weiterer Ergänzungen dieser sehr 
wichtigen erkrankungsspezifischen Untersuchungsmöglichkeiten 
bedarf. 


Aufgrund der unverändert schwierigen wirtschaftlichen Lage 
Kubas kann allerdings auch in der Clinica „Rosa Luxemburgo“ ein 
ständiger Renovierungs-, Ausbesserungs- und Erweiterungsbedarf 
des Gebäudes, seiner Einrichtungen und der Therapiemöglichkeiten 
nachvollzogen werden. Diesbezüglich zeigte sich der ärztliche Leiter 
der Klinik, Dr. Jorge Rodriguez, hoch erfreut über eine neuerliche 
Spende in Höhe von 3 000 Euro, die am 19. April im Namen der 
Kuba AG der DKP überreicht werden konnte. Sie soll in die Infra¬ 
struktur der Klinik investiert werden. 

Gerhard Ferdinand 


Eine Delegation der Kuba AG der DKP besuchte die Klinik„Rosa 
Luxemburg“, deren Eingang ein Glasbild von Günter Pohl ziert. 

Fotos: Kuba AG und Manfred Idler (2) 
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dem sozialistischen Kuba 
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Seminare der Karl-Liebknecht-Schule der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminarangebote richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder der DKP. 
Siefinden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent:Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 Marxismus und Religion 

Referenten jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 




Kostenlos! Unverbindlich! 
Endet automatisch! 

Muss nicht abbestellt werden! 
Einfach zumyW-Kennenlernen! 


www.jungewelt.de/probeabo 

Kl facebook.com/junge.welt 
□ twitter.com/jungewelt 
0 030/536355-50 


Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10 Euro, bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20 Euro. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstagmorgen 25 Euro, bei Anreise bereits am Freitag 30 Euro 
Nähere Infos: Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen • Telefon 0214-45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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KPD Verbot und politische Justiz 


UZ Dokumentation aus Anlass des 
60. Jahrestages des Urteils gegen 


die KPD 

2. überarbeitete 
Auflage 

Din A5, 64 Seiten 

3, - Euro 


www.uzshop.de 
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LESUNG: 

JETZT NOCHMAL 
SCHNELL NACH 
KUBA? 

VOLKER HERMSDORF 
PAULA KLATTENHOFF 
LENA KREYMANN 
& TOBIAS SALIN 
GEBEN EIN BUCH MIT 16 
ERFAHRUNGSBERICHTEN ZUR 
AKTUELLEN SITUATION AUF KUBA 
HERAUS UND STELLEN ES AUF 
DEM FESTIVAL DER JUGEND VOR 
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Ein aufrechter und standhafter Kommunist 
- zum Tod des Genossen 

Heinz Keßler 

ln der Geschichte der Arbeiterbewegung hat er seinen 
Platz, der Arbeitersohn Heinz Keßler aus Chemnitz. Als 
das faschistische Deutschland die Sowjetunion überfiel, 
lief er zur Sowjetarmee über, wurde in der Folge Mitbe¬ 
gründer des „Nationalkomitees Freies Deutschland" und 
Frontbeauftragter. 

Im Frühjahr 1945 - schon vor der Beendigung der Kämp¬ 
fe um Berlin - kehrte er an der Seite Walter Ulbrichts 
zur antifaschistischen Arbeit nach Berlin zurück. Das 
Mitglied des Kommunistischen Jugendverbandes in der 
Weimarer Republik gehörte im Jahr 1946 zu den Mitbe¬ 
gründern der FDJ. 

Der Antifaschist Heinz Keßler stand mit an der Wiege der 
DDR und war später führend am Aufbau der Nationalen 
Volksarmee, der einzigen deutschen Friedensarmee, be¬ 
teiligt. Der Maschinenschlosser wurde Minister für Natio¬ 
nale Verteidigung der DDR im Rang eines Armeegenerals. 

Das Todesurteil, das das faschistische Reichskriegsge¬ 
richt über den Kriegsgegner Keßler verhängt hatte, be¬ 
stand weiterhin in der Bundesrepublik, und die bundes¬ 
deutsche Justiz verurteilte ihn zu siebeneinhalb Jahren 
Gefängnis, weil er seinem Staat gesetzestreu gedient 
hatte. 

Die Sache, für die er seit frühester Jugend eingetreten 
war, hatte seit 1989 eine zeitweilige Niederlage erlitten. 
Aber Heinz Keßler blieb bis zu seinem letzten Atemzug 
der, der er immer war: Ein Kommunist und Antifaschist, 
der sein Leben lang gekämpft hat, ein Unentbehrlicher. 

Die DKP Berlin konnte sich glücklich schätzen, dass 
Genosse Heinz Keßler seit 2005 Mitglied der Partei und 
damit der Landesorganisation war. 

Mit zunehmendem Alter trat er seltener öffentlich auf, 
war aber immer bereit dazu, wenn es seine Kräfte 
erlaubten. Bei den UZ-Pressefesten in Dortmund war 
er ein Magnet für viele Teilnehmer. Er hatte Interesse 
an anderen Menschen, konnte zuhören und beraten. 
Besonders freute er sich, wenn er Kontakt mit jungen 
Menschen hatte. 

Am 2. Mai 2017 ist er im Alter von 97 Jahren gestorben. 

Sein langes Leben war ein großer Gewinn für unsere 
Sache, sein Tod ist ein Verlust und hinterlässt eine Lücke. 

Parteivorstand der DKP 
Landesvorstand der DKP Berlin 
DKP-Gruppe Berlin Lichtenberg-Marzahn-Hellersdorf 


Am 2. Mai 2017 ist unser lieber Vater, 
Schwiegervater, Opa und Uropa 

Heinz Keßler 

nach kurzer schwerer Krankheit, seinem hohen Alter 
Tribut zollend, im 98. Lebensjahr für immer von uns 
gegangen. 

Er war uns über Jahrzehnte, die wir mit Ihm zusammen 
leben konnten, ein guter liebevoller Freund, voller Ver¬ 
ständnis und Geduld, der uns in guten und in weniger 
guten Tagen mit seinem Rat, seiner Prinzipienfestigkeit 
und großen Lebenserfahrung immer zur Seite stand. 

Als Kommunist, Internationalist, Friedenskämpfer und 
konsequenter Antifaschist, als ein führender Partei- und 
Staatsfunktionär der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik nahm er nach der Zerschlagung Nazideutschlands 
durch die UdSSR großen Einfluss auf Entwicklung und 
Gedeihen der DDR. Er hat sich dabei besonders in leiten¬ 
den Funktionen der Streitkräfte, der Grenztruppen und 
der Zivilverteidigung große nationale und internationale 
Anerkennung und Autorität erworben. 

Die Verfolgungen des bürgerlichen Staates seit 1990 und 
seine langjährige Inhaftierung konnten seine Standhaf¬ 
tigkeit, seinen Optimismus und seine Zuversicht nicht 
brechen. 

Heinz Keßler bleibt unserer Familie und mit uns vielen 
ehemaligen DDR-Bürgern und anderen progressiven 
Menschen in der BRD und außerhalb Deutschlands 
unvergessen. 

Für die Familie Keßler 
Dr. Frank Ulrich Keßler und Sabine Keßler 

Trauerfeier und Urnenbeisetzung finden am 7. 6. 2017 
um 10:00 Uhr auf dem Städtischen Friedhof Baumschu¬ 
lenweg, Kiefholzstraße 221 in 12437 Berlin statt. 
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Hans-Günter Szalkiewicz 

lebt nicht mehr 

Er war stolz darauf, dass er am gleichen Tag wie der 
Präsident der DDR, Wilhelm Pieck, geboren wurde. 
Hans-Günter Szalkiewicz konnte am 3. Januar auf 85 
Lebensjahre zurückblicken. Es war, ohne dass er und 
wir es ahnten, sein letzter Geburtstag, denn er war wie 
immer kämpferisch und hatte politische und persönli¬ 
che Pläne. 

ln seiner Kindheit herrschten Krieg und Faschismus. 
Später lernte er, diese zu benennen und die Ursachen 
dafür zu erkennen. 

Im Jahr 1946 beendete er die Grundschule und begann 
danach die Lehre an der Wirtschaftsschule in Senften- 
berg. Die anschließende Hochschulreife erwarb er an 
der einmaligen und hervorragenden Bildungseinrich¬ 
tung der DDR - der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät. Sie 
ermöglichte nach der Befreiung jungen Menschen, sich 
auf diesem Bildungsweg nach ihren Fähigkeiten zu ent¬ 
wickeln. 

Das Spezialgebiet von Hans-Günter wurde die Ökono¬ 
mie mit Studium, Aspirantur, Promotion und Dozentur 
an der Hochschule für Ökonomie. Zu seinen Aufgaben¬ 
gebieten gehörten weiterhin leitende Funktionen im 
Ministerium für Außenhandel, in der Zentralverwaltung 
für Statistik, in der er die Analyse der Außenwirtschaft 
leitete. Seit 1977 gehörte er zur Analyseabteilung der 
staatlichen Plankommission. 

Nach 1990 wurde er vorübergehend Angestellter des 
Bundesministeriums für Wirtschaft mit einem „ruhen¬ 
den Arbeitsverhältnis". Als ABM-Kraft machte er in den 
folgenden Jahren mit der kapitalistischen Wirtschaft, 
mit der er sich analytisch bereits befasst hatte, selbst 
Erfahrungen. 

Hans-Günter wusste, dass 1989 eine Konterrevolution 
stattgefunden hatte. Zunächst blieb er aber in der Par¬ 
tei, die bald PDS hieß und in der sich die opportunis¬ 
tischen Kräfte durchgesetzt hatten. Seine Konsequenz 
als Kommunist zog er 1995, Mitglied der damals in Ber¬ 
lin noch jungen DKP zu werden. Er gehörte zur Gruppe 
Nordost. 

Für einige Jahre war Hans-Günter Vorsitzender der 
Berliner Landesorganisation. Er hoffte, dass die Verbin¬ 
dung von politischer Praxis in der BRD und Westberlin 
und den in der DDR erworbenen fundierten Kenntnis¬ 
sen des Marxismus-Leninismus zu einer Bereicherung 
und Stärkung der DKP beitragen konnten. Dazu war die 
Zeit aber nicht reif. Stattdessen entwickelte sich ein 
starker revisionistischer Flügel, dem es galt entgegen¬ 
zuwirken. Der 20. Parteitag schuf eine Zäsur, an deren 
Zustandekommen Hans-Günter seinen Anteil hatte. 

Seit mehr als 20 Jahren war er als standhafter und 
streitbarer Genosse ein „Begriff". Er war ein Unbeque¬ 
mer und wird deshalb besonders fehlen. 

Landesvorstand der DKP Berlin 
DKP-Gruppe Berlin Lichtenberg-Marzahn-Hellersdorf 


SIEBTES 
KULTUR¬ 
SEMINAR 
AUF BURG 
WALDECK/ 
HUNSRÜCK 
23.-25. JUNI 
2017 

Karte: 25 €/ 
ermäßigt 12 € 
Tageskarte 15/6 
+ Verpflegung u. 
Übernachtung 
Anmeldung: 
linker- 

liedersommer(5) 
freidenker.org 
Weitere Infos: 
www.linker¬ 
liedersommer¬ 
waldeck.de 


Freitag: Eröffnung, Grillen, 
Singen am Lagerfeuer 
Samstag: Workshops mit 
Künstlern und ihren Liedern aus 
Streiks, Friedensdemos, Themen: 
Arbeiterlied - tot oder lebendig? 
Protestkultur Rap? Politisches 
Lied in Österreich, Oktober- 
Revolutionslieder, Auf der Suche 
nach dem neuen politischen Lied 
Abendprogramm mit Workshop- 
Ergebnissen und Konzert aller 
mitwirkenden Künstler sowie 
unserem „speziellen Gast": 
Reiner Kröhnert, Parodist 
Sonntagsmatinee 
Erich Schaffner & Erika Krapp 
100 Jahre Roter Oktober 



Freidenker 

Deutscher FreteJeoke*-verband 



Jenny Marx 

Gesellschaft 
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Herzlichen Glückwunsch 
nachträglich zum 

70 .! 

wünschen wir dem Genossen 

Detlef Fricke (24.4.) 
und der Genossin 

Gerdi Marotzky (27.4.) 

Euch alles Gute, Gesundheit und Kraft! 

DKP Hannover 

DKP Gruppen Hannover-Linden und Hannover-Mitte 



Unsere Bezirksvorsitzende 

Marion Köster 

wird 60 

Und immer aktiv: in der SDAJ, bei 
den Kämpfen um Frieden, in der 
Gewerkschaft, für gute Bildung und, 
und, und... 

Wir sind stolz darauf, seit 10 Jahren 
mit Marion eine so konsequente 
Genossin an der Spitze des Bezirks Ruhr-Westfalen zu haben. 

Es gratulieren herzlich die Genossinnen und Genossen des 



Parteivorstandes 
Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
Kreisvorstand Essen 
Parteigruppe Essen Steele-Oststadt 


JUMP UP Update Mai 2017: 

Konstantin Wecker: Poesie und Widerstand 

Doppel CD EUR 19,00 # Limited-Edition - 5 CDs 
EUR 37,00 - VÖ: 26.05.2017 

Am 1. Juni 2017 feiert Konstantin Wecker seinen 70ten Geburts¬ 
tag! Mit dem Poppelalbum Poesie und Widerstand" nimmt der 
Münchner Musiker seine Hörer mit auf einen Streifzug durch sein 
über 50-jähriges Schaffen. Die am 26. Mai erscheinende CD 
beinhaltet über 25 seiner persönlichen Lieblingstitel, die der Kom¬ 
ponist aktuell eingespielt und damit auch ein bisschen neu erfunden 
hat. Überraschungen inbegriffen. Denn für die Neuinterpretati¬ 
onen seiner Songs sowie auch brandneue Lieder holte sich der 
Träger des Kleinkunstpreises 2017 international erfolgreiche Gast¬ 
musiker, Sänger und Sängerinnen ins Studio. Sie alle standen mit 
ihm bereits auf der Bühne. Sie alle machen “Poesie und Wider¬ 
stand" beileibe zu keiner “Best of"-CD, sondern zu einer exquisiten Auslese von Wecker-Klassikern, 
die man in dieser Form noch nie gehört hat. (Das Limitierte Box-Set besteht aus: Poesie und Wi¬ 
derstand (CD 1 und 2), DVD/Konzertfilm Heimatsound-Festival" (BR) (Disk 3), Piano Solo (CD 4) 
und einer CD voller Raritäten (CD 5). 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 



Jetzt unsere zeit 
auch online lesen 


www.unsere-zeit.de 
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Toskana, nah am Meer 


Urlaub im Lotsenhaus 

WA- s v 1 flitj-u-hinhiMi L | 0 O]fl- 


an der Ostsee 

Ökohof im Olivenhain, 
weitet Blick,. Stille; 


(14 km von Stralsund) 

große helle Zimmer, 


3 komfortable Fe.-Wo. 

viele gute Q0cher r 

Haus oder Kauschen; J| 


Erich und Michaela Bartels 

Kindcrpaiädids. I 


Näheres: Tel. 03831 -459 366 

. ajb mg 


www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Veranstaltungen 
Mai bis 

September 2017 


Pltinunrgvvtäifrd April, Zum dkluclliten Stand liebe 
Website. Wer uns seine eriail-Adres.se mitteilt, wird 
über Änderungen und Ergänzungen Informiert. 


SO | 14. Mal | 10.30-17 Uhr | Stuttgart 


Clara Zetkin - ein widerständiges Leben 
Mit: Dt. Flortnee-Kervfc lletkin aLimaraiit. Ffemfinbtfin 

vor 1914), Marga Ynigt (2e?k1ns Kriegtfxnefe 1914-191B |, 
Prof. Heinz Karl fZetkins Wirken in KPD und Kl} u.a. 
ORT: Clara-Zctk n-Haus, Gorch-Fock-Str. 26 


SA j 10. Mal | 10. MM 7 Uhr | Essen 


Die EU in der Krise 

Mit Jörg Krona uer iEuropastrategie des. dt. Imperialis¬ 
mus). Lueas Zeis* (EU: Gebwtrfehlef od, Masi^ptany) 
u. Dt. Peter Wahl | Wie weiter?} 

OKI: DKP-Häus, Hcrffnungib 1 . 1Ä 


SA I 27. Mai | 11-17 Uhr | Münster 


G, Lukäcs 1 Beitrag zur philosophischen 
Erneuerung des Marxismus 

mi: Claudius Veltay. ORT: ITP. Friedrich-Ebcrt-Str. 6 


SA | 3 r Juni | Köln 


Marxismus in 45 Minuten 

Referent; Jürgen Lloyd. ORT: Festival der Jugend 


SA 110. Juni | 10.30-17 Uhr | Marburg 


150 Jahre „Das Kapital 1 ' 

Mit: :H. WendL (zum Stellenwert des „Kapital" in der 
Geschichte der poliL. Ökonomie), Prof. Thomas 
Kuczynskk (Die Erstausgabe von Kapital Üiand I? Prof. 
Georg FüibeTth [mr wirkungs^eschkhtt des „KaprtaD 
ORT: DGG-Haus,, Bahnhofstr. 6 


Fft 30. Juni | SA I.Juli | Kassel 


Anlass: dooumenta 14 

FR: 14-16 UH 17-19 Uhr Führungen mit Klaus Stein, 

SA: 10.30-17 Uhr Vorträge von Mehtap Baydu r Kassel, 
Prof. Seiner Dieder ich. Ffm, und Jürgen Meier, Hildes- 
heim. ORT; Cafe Buch-Oase* Germanlaxtr. *0 


SA | 15. Juli I 11-17 Uhr I Essen 


Die USA unter Trump 

Mit Dr. Erhard Creme, Beate Landcfeld u. Klaus 

wage ne r; drt; pkp-hm, Hoffnungstf. iS 


SO | 23. Juli || 10.30-14 Uhr | München 


Zum 50. Todestag von Oskar Maria Graf 

Mit Dt. Ulrich Dittmann, Gel&ti u, Josef Br ustmümn, 
ORT: Oewertfchaft&haus. SchwanthaLerstr. m 


SA | IS. September | Berlin 


500 Jahre Reformation 

Mit Prof. Gütz Dieckmann, Gerd Wendelborn u.a. 
ORT: Ladengalerie der „juüigen WelL" r Torstr. 6 


SA | 23. September j Stuttgart 


Zur Entwicklung der VR China 

OPT: Clara-Zetkin-Hau^ P GafdvFaek-S.tr. 26 



Marx-Enge15-Stlftuog & r V r I Gatlhe 55 I 42107 Wuppertal I eMail; Marx- Engels-Sttftuig^bonLlne.de | Website: www, Ls- Stiftung, de 
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Den Boden bereitet 

„Unsere Stimme ist nötig“, 

UZ vom 5. Mai, S. 9 

Klar: es ist selbstverständlich, dass wir 
als Kommunistinnen alle Menschen un¬ 
terstützen, die sich gegen unerträglich 
gewordene Zustände auflehnen und für 
deren Aufhebung auf die Straße gehen. 
Nina hat recht, wenn sie zum „March for 
Science“ am Schluss schreibt, dass wir 
.. als Anhänger des wissenschaftlichen 
Sozialismus - unseren aktiven und kri¬ 
tischen Beitrag“ leisten. Aber auch der 
„March for Science“ hatte Vorlauf, und 
es ist zu fragen, wie es überhaupt dazu 
kommen konnte, und kritisch schließe ich 
mich den Fragen von Matthias Burchardt 
(u.a. Akademischer Rat am Institut für 
Bildungsphilosophie Universität Köln) 
auf rubikon.news an: 

„Wo waren die Marschierer und Em¬ 
pörten, 

Als eine Generation von Nachwuchs- 
wissenschaftlerinnen prekarisiert und auf 
befristeten und geteilten Stehen verheizt 
wurde? 

Als Geheimverträge mit Pharmaun¬ 
ternehmen geschlossen wurden? 

Als Forschung sich zur Vorbereitung 
und Ausführung von Kriegen angedient 
hat? 

Als Kennziffern die Urteilskraft er¬ 
setzt haben?“ 

Dass auch Wissenschaftler auf siche¬ 
rem Posten - aus meinem bisherigen 
Blickwinkel eine privilegierte Schicht - 
jetzt für ihre Interessen auf die Straße 
und damit ins Licht der Öffentlichkeit 
treten, finde ich äußerst bemerkenswert, 
überfällig und berechtigt. Viele von ihnen 
haben vermutlich die Jahre zuvor im Be¬ 
wusstsein gelebt, nicht betroffen zu sein, 
und dadurch, dass sie nicht ins Rad ge¬ 
griffen haben, den Boden für ihre jetzi¬ 
ge Situation bereitet. Aber wie dem auch 
sei: es sind die Widersprüche im Leben, 
die die Augen öffnen und Erkenntnisse 
vermitteln. 

Und klar: wir unterstützen sie in ihrer 
Empörung ebenso wie wir alle Menschen 
unterstützen, die unter die Räder der ka¬ 
pitalistischen Verwertungsmaschinerie zu 
kommen drohen und Widerstand leisten. 

Heide Janicki, Braunschweig 

Wehrlos gegenüber 
bürgerlicher Ideologie 

„Unter der Flagge der EU“, 

UZ vom 7.4„ S. 1 

Mit großem Interesse haben wir den Auf¬ 
macher der UZ „Unter der Flagge der 
EU - ,Pulse of Europe‘ bringt Zehntau¬ 
sende auf die Straße. Wofür?“ gelesen. 
Auch bei uns gibt es einen PoE-Ableger 
und Debatten darüber. Für einen Artikel 
einer „Sozialistischen Wochenzeitung“ 
und „Zeitung der DKP“ finden wir den 
Artikel allerdings enttäuschend. 

Das Gerüst der Interpretationsebe¬ 
ne des Textes bilden die Äußerungen 
von Ralf Krämer (Parteivorstand der 
PdL). Das führt folgerichtig zu einer in¬ 
haltlichen Qualität, die mit „Zeitung der 
DKP“ nicht viel gemein hat. Es ist die 


Rede von „purem Neoliberalismus“ statt 
Imperialismus. Damit wird eine Worthül¬ 
se bedient, die unserer Erfahrung nach 
mehr zur Verschleierung als zur Anpran¬ 
gerung der Verhältnisse v. a. in unseren 
eigenen Reihen und unter den uns na¬ 
hestehenden Menschen beiträgt. In glei¬ 
cher Weise ist unreflektiert die Rede von 
einer „Eurokrise“, ohne auf den Bezug 
zum Kapitalismus einzugehen. Kons¬ 
truktive Debattenansätze werden durch 
solche Begriffe ausgeklammert. 

Dem Text fehlt der Bezug dazu, dass 
diese Bewegung gerade in der BRD eine 
besondere Rolle hat, entsprechend der 
besonderen Rolle der BRD in der EU. 

Im Text werden zwar einige Details 


Am 14. Mai: DKP wählen! 



Ungebremst vom Landtags- in den 
Bundestagswahlkampf geht es für 
die Mitglieder der DKP in Ruhr- 
Westfalen. Werner Sarbok, Direkt¬ 
kandidat der DKP und Redakteur der 
UZ, sammelte an einem Infostand 
am vergangenen Wochenende in 
Recklinghausen-Süd Unterschriften 
für die Kandidatur der DKP zur 
Bundestagswahl. 

zur Frage aus der Überschrift, „wofür?“, 
genannt. Eine theoretische Vertiefung 
dazu und zur Verortung der PoE-Teil- 
nehmer wäre für die DKP-Zeitung auch 
angezeigt. 

Tatsächlich krass ist aber, im Leitar¬ 
tikel der Zeitung der DKP im Sinne ei¬ 
ner Handlungsaufforderung wieder nur 
auf den völlig vagen Krämer zu sprechen 
zu kommen. Dadurch lässt der Text eine 
Offenheit der Lösungsansätze bis hin 
zu rechtssozialdemokratischen EU-Re- 
formideologien. Vielleicht versteht sich 
der Text mehr aus einer Informationsab¬ 
sicht. Aber dann ist das eigentliche The¬ 
ma wohl die Meinung von Herrn Krämer 
zu PoE. Es fehlt eine kommunistische 
(Handlungs-) Orientierung. 

Dafür muss man nicht extra eine Zei¬ 
tung bestellen. Das Gleiche bekommt 
man überall, und die Meinungen von So¬ 
zialdemokraten kann man deren Foren 
entnehmen. Die PdL ist in dieser konkre¬ 
ten Frage bzw. Einschätzung offensicht¬ 
lich der falsche Bündnispartner. Wenn 
man im Organ der eigenen Partei von 
klaren, eigenen Handlungsorientierun¬ 
gen und klaren, eigenen Standpunkten 


in der Theorie absieht, ist man wehrlos 
gegenüber der bürgerlichen Ideologie. 

SDAJ-Gruppe Jena-Weimar 

Gewerkschaftsquellen zur 
Kenntnis nehmen 

„Schritt zur Verewigung“, 

UZ vom 28.4., S.3; „Zersetzung des 
Gewerkschaftsprinzips“, 

UZ vom 5.5., S. 2 

Der Kommentar von Manfred Dieten- 
berger in der UZ 17/2017 zum vermeint¬ 
lichen „Arbeiterverrat“ der IG Me¬ 
tall wird von Philipp Kissel in der UZ 
18/2017 durch größere Länge und mehr 
Verwirrung getoppt. Bevor die Autoren 
die IG Metall als „Gelbe Gewerkschaft“ 
diffamieren, hätten sie sich mal das ver¬ 
schlimmbesserte „neue“ AÜG vorneh¬ 
men sollen. Kissel und Dietenberger sei 
empfohlen, zukünftig gewerkschaftliche 
Quellen zumindest mal zur Kenntnis zu 
nehmen, bevor Behauptungen aufge- 
stellt werden, wie „... das Festhalten und 
Vertiefen der Leiharbeit der IG-Metall- 
Führung ist ihr Interesse an der Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der deutschen Konzerne“. 

Lenin schreibt, dass die kommunisti¬ 
sche Presse ein „kollektiver Organisator“ 
zu sein hat. Was macht der Leiharbeiter 
also mit Kissels Satz „Es gibt nur noch 
für einen Teil der Beschäftigten so etwas 
wie eine Gewerkschaft, und damit auch 
wieder nicht.“ Er organisiert sich weiter¬ 
hin nicht. Womit Kissels Vorhersage ja 
erreicht wäre. 

Mit solidarischen Grüßen, aber ziem¬ 
lich verärgert 

Norbert Birkwald , 

Mörfelden-Walldorf 

Der moabitische Götze 

„Mutter aller Bomben“, 

UZ vom 28.4., S. 9 

Hans-Peter Brenner hat einige wichti¬ 
ge Hinweise zum Abwurf der „MOAB“ 
(Bombe) gegeben. Leider wird die Ko¬ 
lumne zum Schluss hin etwas seltsam. 
Das alttestamentliche Völkchen mit der 
gleichnamigen Bombe zu verbinden, 
gehört zur schriftstellerischen Finesse, 
die ich sonst bei Hans-Peter schätze. 
Die Verbindung allerdings zum tödlich 
sanktionierten Völkervermischen, bzw. 
der Götzenopferung scheint mir aber 
unsinnig. Zum Hintergrund: Israel kehrt 
sich von Jahwe ab und betet den moabi- 
tischen Götzen an und „vermischt“ sich 
mit den Moabitern, was in diesem Fall 
die Einleitung zur Erklärung eines be¬ 
stimmten Phänomens darstellt, das his¬ 
torisch begründet sein will (Num. 25,13 
ff.) und wohl weniger eine historische 
Begebenheit beschreibt. Die zitierte To¬ 
desdrohung wird in der Geschichte üb¬ 
rigens nicht exekutiert. Diese allerdings, 
aus dem Zusammenhang gerissen, wirkt 
wie ein Aufruf zur Lynchjustiz. Ich bin 
mir sicher, dass der Mord an Militaris¬ 
ten und Herrschenden als Akt der Ra¬ 
che nicht Hans-Peters Haltung darstellt. 
Wie dieser Satz nun aber wirklich ge¬ 
meint ist, bleibt leider unklar. 

Raphael Fleischer ; per E-Mai 


Termine 


SA ★ 13. MAI 


Essen: „Mythos Mutter“, Treffen der Frau¬ 
enkommission der DKP: Hoffnungstraße 18, 
11.00 Uhr:_ 

Duisburg: Infostand der DKP Duisburg in 
Hochfeld, Wanheimerstraße Nähe Paulus¬ 
kirche, ab 10.00 Uhr. 


SO ★ 14. MAI 


Stuttgart: „Clara Zetkin - ein widerstän¬ 
diges Leben“. Veranstaltung der Marx- 
Engels-Stiftung mit Günther Klein (Zetkin in 
Stuttgart), Florence Herve (Zetkin als mar- 
xist. Feministin vor 1914), Marga Voigt (Zet¬ 
kins Kriegsbriefe 1914-1918) und Heinz 
Karl (Zetkins Wirken in KPD und Komintern). 
Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26, 
10.30 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★Iß. MAI 


Duisburg: „Einschätzung des Wahlkamp¬ 
fes“, Mitgliederversammlung DKP Duisburg 
zum Ausgang der Landtagswahl in NRW. 
Falkenheim in Duissern, Duissernstraße 98, 
19.00 Uhr. 


Ml ★17. MAI 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land. „Flora¬ 
heim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★18. MAI 


Nürnberg: „Aktueller Bericht aus Kuba“ 
Gruppenabend der DKP, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr_ 

Esslingen: „Die Ungerührte - die Aufer¬ 
stehung der Gisela Elsner“, Veranstaltung 
der VVN/BdA. In einem Themenabend stellt 
Jens David Leben und Werk Gisela Elsners 
von ihren ersten Erfolgen über ihr „Ver¬ 
schwinden“ bis zu ihrer „Auferstehung“ 
vor. Buchladen Die Zeitgenossen, Stroh- 
straße 28, 20.00 Uhr._ 

München: „Wie überwinden wir den Ter¬ 
ror?“ Diskussionsveranstaltung des isw 
München mit Rolf Gössner und Conrad 


Schuhler. Seidlvilla, Schwabing, Nikolai¬ 
platz 1 b, 19.30 Uhr. 


FR ★ 19. MAI 


Hamburg: „ArbeitsUF 
Werner Rügemer zu . 
„Mitbestimmung heu 
Harburg, Kanalplatz ( 
19.00 Uhr. 

Jrecht“. Vortrag von 
„Union Busting“ und 
te“. KulturWerkstatt 
3 (am Binnenhafen), 

SA ★ 20. MAI 

Essen: „Grenzen eines Integrationsmo¬ 
dells - Die EU in der Krise.“ Veranstaltung 
der Marx-Engels-Stiftung mit Peter Wahl, 
Jörg Kronauer und Lucas Zeise. DKP-Haus, 
Hoffnungstraße 18. 10.30 Uhr bis 17.00 
Uhr. 

Frankfurt/M: Frühlingsfest der DKP Frank¬ 
furt. Gespräche, Kaffee und Kuchen, Infos, 
Musik, Kinderschminken u.a. Matthias- 
Beltz-Platz, 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

Dl ★ 23. MAI 


Dortmund: Treff der D 
Gobrecht, Körner Hellv 

KP-Gruppe Ost. Haus 
veg 42,19.00 Uhr. 

Ml ★ 24. MAI 

Dortmund: DKP Seni( 
holzstraße 27,14.30 L 

jren-Treff. Z, Oester- 
Jhr. 

SA ★ 27. MAI 


Münster: Georg Lukäcs 1 Beitrag zur phi¬ 
losophischen Erneuerung des Marxismus. 
Seminar mit Claudius Vellay, Paris. Ver¬ 
anstaltung der Marx-Engels-Stiftung. ITP, 
Friedrich-Ebert-Straße 6, 11.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Der „Arm der Bewegung“: die Alternative für Deutschland. 

Noch bis zum 24. Mai ist die Ausstellung der VVN-BdA und des pro-Dortmund e. V. „Der 
,Arm der Bewegung 1 : die Alternative für Deutschland“ in Dortmund geöffnet. 

Ulrich Sander, Bundessprecher der VVN-BdA, sagte bei der Ausstellungseröffnung: „Es 
soll niemand sagen können, er hätte nicht gewusst, in welchem Beziehungsgeflecht sich 
die AfD bewegt und worin ihre konkreten politischen Ziele bestehen.“ Die AfD entspreche 
jenen rechten Kreisen der 20er Jahre, die später mit der NSDAP zusammengingen. Die 
AfD sei keine Partei „besorgter Bürger“, sondern sie wolle diese Republik verändern. 
„Sie will weit zurück hinter alles, wofür Generationen gekämpft haben. Mit dem Kölner 
Parteitag hat die AfD noch einmal einen Schritt weiter nach rechts gemacht. Program¬ 
matisch bewegt sich das Wahlprogramm im Rahmen des AfD-Parteiprogramms: antiso¬ 
zial, demokratie- und emanzipationsfeindlich, nationalistisch, rassistisch, militaristisch.“ 
Die AfD ist zugleich Produkt und Motor einer breiten völkisch-nationalistischen Bewe¬ 
gung, die sich wiederum in Form von Straßenmobilisierungen, Zeitschriften, Online- 
Medien usw. zeigt. Die gegenwärtige Parteiführung profitiert zwar z.B. von Pegida, will 
aber gleichzeitig mit den Dresdenern Galgenschwingern nicht völlig in eins gesetzt 
werden. Ganz anders der aufstrebende Flügel um Björn Hocke, der die AfD explizit als 
„Bewegungspartei“ weiterentwickeln möchte. 

Öffnungszeiten: täglich von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags bis 18.00 Uhr, freitags 
bis 13.00 Uhr im Foyer des AWO-StadtZentrum, Klosterstraße 8-10 in Dortmund-Mitte. 
Spätere Öffnungszeiten können vereinbart werden. Tel. Georg Deventer mob. 0172-271 
48 63. 


irleÄirL die. revo LujLlo kulrs Le, TödL.« 
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Die letzte Seite 
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„Muttertag“ 

Ein Krimi aus der Reihe „Polizeiruf 
110“. Diesmal deutsch-polnische Kri¬ 
minalarbeit im gemeinsamen Kom¬ 
missariat. Eine männliche Leiche 
wurde in der Nähe von Szczecin in 
einem bizarren Wald gefunden. Der 
Tote ist wohl ein Pole, alle Spuren 
weisen auf das Grenzgebiet hin. Maria 
Simon und Lucas Gregorowicz spie¬ 
len zum dritten Mal zusammen Der 
im Spätherbst 2016 u.a. in Groß Zie¬ 
then (Schorfheide), in der Umgebung 
von Schwedt, in Szczecin und Gryfino 
gedrehte „Polizeiruf 110: Muttertag“ 
lebt, wenn er so gut gelungen ist wie 
die Vorgänger, von einer hohen Au¬ 
thentizität und Intensität. 

So, 14.5., 20.15 Uhr, ARD 

Treibjagd im Dorf 

Ein klassischer Fall kaputter Famili¬ 
enbeziehungen. Der Opa nimmt sei¬ 
nen Enkel mit zum Schießtraining. 
Doch der Junge verfehlt sein Ziel 
und trifft versehentlich den geliebten 
Opa. Die Oma hat ihre eigene Theo¬ 
rie zum Unfallhergang, sie traut ihrem 
Schwiegersohn zu, auf ihren Mann 
geschossen zu haben, weil die beiden 
Männer in stetem Streit lebten. Der 
Enkel schweigt beharrlich zu dem 
Vorfall. Peter Keglevic führte Regie 
und die großartige Franziska Walser 
spielt die Hauptrolle in diesem Dra¬ 
ma. 

Mo, 15.5., 20.15 Uhr, ZDF 


Das Lidl-Imperium 

Der ewige Zweite mausert sich lang¬ 
sam zum Marktführer unter den Le- 
bensmittel-Discountern. „Qualität“ 
heißt das Zauberwort, mit dem Lidl 
vom Billig-Image loskommen will, 
und das der Konzern zum Kern sei¬ 
ner Werbestrategie gemacht hat. 
Ehemalige Mitarbeiter berichten 
von erzwungenen Überstunden und 
Wochenendarbeit, Gewerkschaften 
klagen über Blockadepolitik und 
Schikanen gegenüber Betriebsräten. 
Die Dokumentation stellt sich den 
Anspruch zu prüfen, ob an diesen 
Vorwürfen etwas dran ist 
Di, 16.5., 20.15 Uhr, ZDF 

Alles über meine Mutter 

Auf die für ihn typisch gefühlvoll-ex¬ 
zentrische Art inszenierte der spani¬ 
sche Regisseur Pedro Almodövar ei¬ 
nen Film über Einsamkeit und Trau¬ 
er. Gedreht 1999, ist er immer noch 
sehenswert, bestimmt für die, die den 
Film noch nicht kennen. In der klas¬ 
sischen Art des „Screwball-Dramas“ 
hagelt es Schicksalsschläge, Gebur¬ 
ten, Krankheiten und Todesfälle, 
ohne dass der Regisseur die einfühl¬ 
sam überdrehte Leichtigkeit aus dem 
Auge verliert. Der Spielfilm wurde im 
Jahr 2000 mit einem Oscar für den 
besten fremdsprachigen Film ausge¬ 
zeichnet. Weitere internationale Film¬ 
preise gab es reichlich. 

Mi, 17.5.,20.15 Uhr, arte 
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Mit „Stolz auf die Zukunft“ wirbt die SPD. Das ist ein kluger Schachzug ihrer Werbeagentur. Auf die Vergangenheit kann die 
ehemals sozialdemokratische Partei wahrlich nicht stolz sein. 


Postplakativ 

Die SPD in NRW findet ihre Plakate Spitze 


E inzigartig. Stark. Spitze.“ Diese star¬ 
ken Worte findet die SPD für ihre 
Plakate zur Landtagswahl in NRW. 
Bei vielen Betrachtern fallen sie aller¬ 
dings durch, und das hat viele Gründe. 

Verärgert reagieren Betrachter 
auf das „NRWIR Kollegen“. Niemand 
möchte von Frau Kraft bei Getränk 
und Butterbrot ankollegisiert werden, 
wie die SPD-Plakatwand androht. „Wir 
sind nicht Ihre Kollegen, Frau Kraft“ 
war als Reaktion zu hören. 


Kein Wunder: Unter der aktuellen 
Landesregierung ist auch die Einkom¬ 
mensschere in NRW auseinanderge¬ 
gangen wie nie zuvor, nie gab es soviel 
Reichtum in den Händen weniger und 
so viele Arme wie heute. 

„Es gibt so viele sozialversiche¬ 
rungspflichtig Beschäftigte wie nie zu¬ 
vor und die Arbeitslosigkeit ist auf dem 
niedrigsten Stand seit über 20 Jahren“, 
wird von der SPD behauptet. Die All¬ 
tagserfahrung der Menschen im boo¬ 


menden Niedriglohnsektor und die aus 
der Statistik geschönten strafen diesen 
Satz Lüge. 

„Stolz auf den Zusammenhalt“ ver¬ 
künden die, die die Entsolidarisierung 
in den Belegschaften auf die Spitze ge¬ 
trieben haben. „Spitze bei Investitio¬ 
nen in Kinder, Bildung und Familie“ 
nehmen sie auch noch für sich in An¬ 
spruch. Der Beweis ist damit erbracht: 
Das Postfaktische lebt, auch auf den 
Wahlplakaten der SPD. WSK 


Auf der Bühne, im Stadion und davor 

Esther Bejarano und KSC-Fanklubs unterstützen Protest gegen Naziaufmarsch 


Für den 3. Juni hat die Nazi-Szene an¬ 
gekündigt, einen Aufmarsch zum soge¬ 
nannten „Tag der deutschen Zukunft“ 
in Karlsruhe-Durlach durchzuführen. 
Esther Bejarano wird gemeinsam mit 
ihrem Sohn und den Rappern der Mi¬ 
crophone Mafia am 21. Mai in Karlsru¬ 
he auftreten, um für die Gegenprotes¬ 
te zu mobilisieren. Ab 19 Uhr werden 
die Künstler Lieder ihrer beiden Alben 
„La Vita Continua“ und „per la vita!“ 
im „Jubez“ auf der Bühne präsentie¬ 
ren. Zusätzlich wird die jüdische Musi- 
kerin Esther Bejarano aus ihrem 2013 
im Laika-Verlag erschienenen Buch 
„Erinnerungen - Vom Mädchenorches¬ 
ter in Auschwitz zur Rap-Band gegen 
Rechts“ lesen und aus ihren Erfahrun¬ 
gen in der NS-Zeit berichten. 

Seit mehr als fünf Jahren tritt die 
Familie Bejarano gemeinsam mit der 
Kölner Rap-Gruppe Microphone 


Mafia auf, die schon seit mittlerweile 
zwanzig Jahren ihre Erfahrungen mit 
Rassismus als sogenannte „Jugendli¬ 
che mit Migrationshintergrund“ in ih¬ 
ren Musikstücken verarbeitet. Micro¬ 
phone Mafia setzt auf konsequent ge¬ 
haltvolle Texte, mit Sinn und Verstand 
getextet. 

Das Programm motiviert mit kraft¬ 
vollen antifaschistischen Liedern sich 
jedem aufkeimenden Faschismus und 
den aktiven Nazis in den Weg zu stellen. 

Außerdem hat der Fan-Dachver- 
band des Karlsruher SC dazu aufgeru- 
fen, sich an den Protesten gegen den 
Nazi-Aufmarsch zu beteiligen. In einer 
Pressemitteilung heißt es: „Als offizi¬ 
eller Fan-Dachverband des Karlsruher 
SC mit rund 3 000 Mitgliedern ste¬ 
hen wir für eine bunte und lautstarke 
Gegengerade. (...) Unter dem Motto 
,Blau-Weiß statt Braun ‘ rufen wir unse¬ 


re Mitglieder, Sympathisanten und alle 
die blau-weiß im Herzen tragen dazu 
auf, gemeinsam mit uns ein Zeichen ge¬ 
gen Rassismus, Menschenfeindlichkeit 
und gegen Nazis zu setzen“. 

Über 130 Organisationen, Gewerk¬ 
schaften, Parteien, Vereine und Grup¬ 
pen rufen bisher dazu auf, den Nazi¬ 
aufmarsch zu verhindern. Außerdem 
haben sich über 10 000 Karlsruher 
Bürgerinnen und Bürger an einer Pe¬ 
tition zur Verhinderung des Aufmar¬ 
sches beteiligt. 

la vita continua 
Bejarano & Microphone Mafia 
Sonntag, 21. Mai, Beginn 19 Uhr, Ein¬ 
lass 18 Uhr 

Preis: 9,90 Euro VVK/12,00 Euro AK/ 
Erm. 8,00 Euro 

Im „Jubez“ in Karlsruhe, Großer Saal 


Metropole des politischen Liedes 

Seit 20 Jahren Festival in Weißenbach am Attersee 


1997 war die Geburtsstunde eines ein¬ 
zigartigen Musikfestivals, das in Öster¬ 
reich seinesgleichen sucht: Das Fes¬ 
tival des politischen Liedes. Vom 15. 
bis 18. Juni 2017 wird der kleine Ort 
Weißenbach am Attersee wieder zum 
Zentrum kritischer und politischer Mu¬ 
sik und Performance. Der Veranstal¬ 
tungsort liegt unweit der zur NS-Zeit 
gegründeten Partisanenbewegung aus 
dem Salzkammergut, die zum Namens¬ 
patron des Kulturvereins Willy wurden. 
Dass ein fortschrittliches Kulturereig¬ 
nis 20 Jahre auf den Buckel bringen 
konnte, gehört natürlich gefeiert. Da¬ 
her wird das Festival um einen Tag ver¬ 
längert, damit das reichhaltige, interna¬ 
tionale Programm auch eine gebühren¬ 
de Bühne bekommt: 

Mit „Los Fastidios“ kommt italie¬ 
nischer Streetpunk/Rock/Soul in das 
Voralpenland. Ebenso die italieni¬ 
sche Rock-, Ska-, und Folkband „Ban¬ 


da POPolare dell’Emilia Rossa“. Aus 
Deutschland ist „Microphone Mafia“ 
zu hören, jene Band, die es geschafft 
hat, Esther Bejarano mit ins Boot zu 
bekommen. 

Mit dabei sind auch Diether Dehrn 
und Kai Degenhardt, der den genialen 
liedermachenden Vater niemals ko¬ 
pierte, sondern seine Texte in neue Mu¬ 
sikformen goss. Außerdem wird Fritz 
Nussböck auftreten, ein „Favoritner 
Prolo“ der auch Lie¬ 
der und G‘schichtin 
geschrieben hat, vor 
allem mit seinem 
Freund und Genos¬ 
sen Sigi Maron. 

Die deutsche 
Formation „Rainer 
von Vielen“ bringt 
„Bastard-Pop“. Die 
Wiener Dubrock- 
Reggae-Gruppe 


„Monomania“ wird Songs ihres neu¬ 
en Albums „Flop“ präsentieren. Der 
slowenische Frauenchor „Kombinat“, 
singt antifaschistische Widerstandslie¬ 
der sowie die Polit-Punk‘n‘Brass-Band 
„Stockkampf“ aus Innsbruck. 

Osteuropäische Klänge bringen 
„Roy de Roy“ aus Wien mit. Der Pil- 
gersdorfer Liedermacher Max Schabl 
rüttelt auf, beschwichtigt und provo¬ 
ziert. Auftreten werden des weite¬ 
ren „Contigo“ Karl Doblhammer aus 
Schärding mit dem bayrischen Multiin- 
strumentalisten Kaktus Kastl, der Os- 
nabrücker Gewerkschafter und Musi¬ 
ker Achim Bigus und „Free Willy“. 

Infos und Karten unter www.kv- 
willy.at 

Festival: 15. bis 18. Juni 2017 

Ort: Europacamp in Weißenbach am 

Attersee 


















